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Synopse BDSG-RegE, Begründung und Beschluss des Bundesrates 
Die folgende Zusammenstellung wurde nach besten Wissen und Gewissen aber ohne jegliche Gewähr für die Fehlerfreiheit erstellt von 

Diplom-Informatiker Werner Hülsmann, Datenschutz- und DSGVO-Experte sowie Betreiber der Website https://dsgvo.expert 
Die Übersicht basiert auf den in das Gesetzgebungsverfahren eingebrachten Regierungsentwurf vom 01. Februar 2017: Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung des Datenschutzrechts an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 (Datenschutz-Anpas-
sungs- und -Umsetzungsgesetz EU -DSAnpUG-EU) (Bundestagsdrucksache 18/11325) sowie auf den Beschluss des Bundesrates vom 10. 
März 2017 (Bundesratsdrucksache 110/17(B). Dabei sind konkrete Änderungsvorschläge des Bundesrates in der Spalte „Stellungnahme des 
Bundesrates“ durch Änderungsmarkierungen gekennzeichnet. 
Über das weitere Gesetzgebungsverfahren können Sie sich auf https://dsgvo.expert informieren. 
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Artikel 1 des DSAnpUG-EU – BDSG-RegE Begründung Stellungnahme des Bundesrates 

Teil 1 - Gemeinsame Bestimmungen  
Kapitel 1 -Anwendungsbereich und Be-
griffsbestimmungen 

  

§ 1 -Anwendungsbereich des Gesetzes Die Vorschrift bestimmt den Anwendungsbereich des Gesetzes.  

(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch  
1. öffentliche Stellen des Bundes,  
2. öffentliche Stellen der Länder, soweit 
der Datenschutz nicht durch Landesge-
setz geregelt ist und soweit sie  
a) Bundesrecht ausführen oder  
b) als Organe der Rechtspflege tätig wer-
den und es sich nicht um Verwaltungs-
angelegenheiten handelt.  
Für nicht-öffentliche Stellen gilt dieses Ge-
setz für die ganz oder teilweise automati-
sierte Verarbeitung personenbezogener Da-
ten sowie die nichtautomatisierte Verarbei-
tung personenbezogener Daten, die in einem 

Nach Absatz 1 Satz 1 gilt das Gesetz, wie bisher auch das Bundesdaten-
schutzgesetz in der bisher geltenden Fassung (BDSG a. F.), für jede Form 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen des 
Bundes sowie durch öffentliche Stellen der Länder. Es hat also, wie bisher 
auch, einen weiteren Anwendungsbereich als die Verordnung (EU) 
2016/679.  
Für nicht-öffentliche Stellen gilt das BDSG nach Absatz 1 Satz 2 im Rah-
men des sachlichen Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2016/679. 
Wer öffentliche Stelle des Bundes und der Länder und wer nicht-öffentliche 
Stelle ist, ergibt sich aus § 2 Absatz 1 bis 4 BDSG.  
Für die Verarbeitung personenbezogener Daten von Unternehmen und 
Hilfsunternehmen der Presse ausschließlich zu eigenen journalistisch-re-
daktionellen oder literarischen Zwecken fand das BDSG a. F. nach dem so-
genannten Presseprivileg des § 41 Absatz 1 BDSG a. F. nur sehr einge-
schränkt Anwendung. Für das Pressewesen sind nunmehr ausschließlich 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie der Anwen-
dungsbereich des BDSG-E formuliert werden 
muss, um Kollisionen mit den geltenden Pro-
zessordnungen zu vermeiden. 
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Dateisystem gespeichert sind oder gespei-
chert werden sollen, es sei denn, die Verar-
beitung durch natürliche Personen erfolgt zur 
Aus-übung ausschließlich persönlicher oder 
familiärer Tätigkeiten. 

die Länder zuständig. Aus kompetenzrechtlichen Gründen kann § 41 Ab-
satz 1 BDSG a. F. daher nicht beibehalten werden. Der Bundesgesetzgeber 
geht aber davon aus, dass die in-sofern zuständigen Landesgesetzgeber 
das Presseprivileg wie bisher absichern werden.  
Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen von Tätig-
keiten öffentlicher Stellen des Bundes erfolgt, die weder vom Anwendungs-
bereich der Verordnung (EU) 2016/679 noch von der Richtlinie (EU) 
680/2016 erfasst sind richtet sich das anzuwendende Datenschutzrecht al-
lein nach nationalen Regelungen. So besitzt die Europäische Union etwa 
gemäß Artikel 4 Absatz 2 Satz 3 des Vertrages über die Europäischen 
Union (EUV) keine Regelungskompetenz für den Bereich der nationalen Si-
cherheit. Dies betrifft die Datenverarbeitung durch das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz, den Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirm-
dienst sowie den Bereich des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes. Dies ist 
auch sekundärrechtlich klargestellt, Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a i. V. m. 
Erwägungs-grund 16 der Verordnung (EU) 2016/679; Artikel 2 Absatz 3 
Buchstabe a i. V. m. Erwägungsgrund 14 der Richtlinie (EU) 2016/680. Das 
neugefasste Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) gibt für diese Bereiche au-
ßerhalb des Rechts der Europäischen Union allgemeine Regelungen vor. 
Soweit in bereichsspezifischen Gesetzen, wie etwa im Bundesverfassungs-
schutzgesetz, im Bundesnachrichtendienstgesetz, im Gesetz über den Mili-
tärischen Abwehrdienst oder im Sicherheitsüberprüfungsgesetz abwei-
chende Regelungen getroffen wer-den, gehen sie gemäß § 1 Absatz 2 den 
Vorschriften des BDSG vor. 

(2) Andere Rechtsvorschriften des Bun-
des über den Datenschutz gehen den 
Vorschriften dieses Gesetzes vor. Re-
geln sie einen Sachverhalt, für den die-
ses Gesetz gilt, nicht oder nicht abschlie-
ßend, finden die Vorschriften dieses Ge-
setzes Anwendung. Die Verpflichtung zur 
Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungs-
pflichten oder von Berufs- oder besonde-
ren Amtsgeheimnissen, die nicht auf ge-
setzlichen Vorschriften beruhen, bleibt 
unberührt. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt das Verhältnis dieses Gesetzes zu spezifischen 
datenschutzrechtlichen Vorschriften. Dieses Gesetz hat den Charakter ei-
nes „Auffanggesetzes“. Spezifische Rechtsvorschriften des Bundes genie-
ßen gegenüber den Vorschriften des BDSG grundsätzlich Vorrang. Dies 
wird durch die Formulierung in Satz 1 ausdrücklich klargestellt. Durch Satz 
2 wird zusätzlich klargestellt, dass die jeweilige bereichsspezifische Spezi-
alregelung nur vorrangig ist, wenn eine Tatbestandskongruenz vorliegt. Sie 
beurteilt sich im Einzelfall nach den Tatbeständen des jeweiligen bereichs-
spezifischen Gesetzes (für einen Vergleich heranzuziehen sind danach 
etwa der Sachverhalt „Datenverarbeitung“, ggf. in den jeweiligen Verarbei-
tungsphasen, oder bezogen auf sog. Individual- oder Betroffenenrechte der 
Sachverhalt „Informationspflicht“, „Auskunftsrecht“, „Widerspruchsrecht“). 
Dies gilt unabhängig davon, ob in der tatbestandskongruenten Vorschrift 
eine im Vergleich zum BDSG weitergehende oder engere gesetzliche Re-
gelung getroffen ist. Liegt allerdings keine bereichsspezifische Datenschutz-
regelung für einen vergleichbaren Sachverhalt vor, so übernimmt das 
BDSG seine lückenfüllende Auffangfunktion. Auch eine nicht abschließende 
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(teilweise) Regelung oder das Schweigen eines bereichsspezifischen Ge-
setzes führt dazu, dass subsidiär auf die Vorschriften des BDSG zurückge-
griffen werden kann. Bedeutsam ist dies insbesondere mit Blick auf die in 
Teil 2 Kapitel 2 des BDSG vorgenommenen Einschränkungen der Betroffe-
nenrechte. Auf diese Regelungen kann als Auffangregelung zurückgegriffen 
werden, sofern im bereichsspezifischen Recht keine tatbestandskongruente 
Regelung vorgehalten ist. Dies gilt allerdings nicht, wenn spezifische Rege-
lungen für einen bestimmten Bereich insgesamt umfassend und damit ab-
schließend die Datenverarbeitung regeln und somit für das BDSG kein An-
wendungsbereich verbleibt. Das ist z. B. für den im SGB X in Verbindung 
mit dem SGB I sowie in den übrigen Sozialgesetzbüchern geregelten 
Schutz von Sozialdaten oder etwa im Bereich der Abgabenordnung der 
Fall.  
Absatz 2 Satz 2 entspricht der bisherigen Regelung des § 1 Absatz 3 Satz 2 
BDSG a. F. 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen 
denen des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
vor, soweit bei der Ermittlung des Sachver-
halts personenbezogene Daten verarbeitet 
werden. 

Absatz 3 entspricht der bisherigen Regelung des § 1 Absatz 4 BDSG a. F.  

(4) Dieses Gesetz findet Anwendung auf öf-
fentliche Stellen. Auf nicht-öffentliche Stellen 
findet es Anwendung, sofern  
1. der Verantwortliche oder Auftragsverarbei-
ter personenbezogen Daten im In-land verar-
beitet,  
2. die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten im Rahmen der Tätigkeiten einer inländi-
schen Niederlassung des Verantwortlichen o-
der Auftragsverarbeiters erfolgt oder  
3. der Verantwortliche oder Auftragsverarbei-
ter zwar keine Niederlassung in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder in ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum hat, 
er aber in den Anwendungsbereich der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 fällt. Sofern dieses 
Gesetz nicht gemäß Satz 2 Anwendung fin-
det, gelten für den Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiter nur §§ 8 bis 21, 39 bis 
44. 

Nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 findet das Gesetz auf Datenverarbeitung 
im Inland Anwendung. Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 bestimmt, dass die Vor-
schriften des BDSG nur dann zur Anwendung kommen, wenn eine Daten-
verarbeitung durch eine in Deutschland ansässige Niederlassung vorliegt. 
Dies entspricht dem Harmonisierungsgedanken der Verordnung (EU) 
2016/679. Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 entspricht § 1 Absatz 5 Satz 2 BDSG 
a. F. 
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(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
keine Anwendung, soweit das Recht der Eu-
ropäischen Union, im Besonderen die Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung) (ABl. EU L 119 vom 4.5.2016, S. 
1) in der jeweils geltenden Fassung, unmittel-
bar gilt. 

Absatz 5 berücksichtigt, dass der Verordnung (EU) 2016/679 im Rahmen 
ihres Anwendungsbereichs unmittelbare Geltung im Sinne des Artikels 288 
Absatz 2 AEUV zukommt. Insoweit in diesem Kapitel punktuelle Wiederho-
lungen von sowie Verweise auf Bestimmungen aus der Verordnung (EU) 
2016/679 erfolgen, so geschieht dies aus Gründen der Verständlichkeit und 
Kohärenz und lässt die unmittelbare Geltung der Verordnung (EU) 
2016/679 unberührt. Dies wird hiermit an herausgehobener Stelle klarge-
stellt. Die punktuellen Wiederholungen und Verweise im BDSG sind außer-
dem dem komplexen Mehrebenen-system geschuldet, das sich aus dem 
Zusammenspiel zwischen der Verordnung (EU) 2016/679, der Richtlinie 
(EU) 2016/680 sowie dem nationalen allgemeinen und fachspezifischen 
Recht ergibt. In einem solchen hat es der EuGH dem nationalen Gesetzge-
ber eingeräumt, im Interesse eines inneren Zusammenhangs und der Ver-
ständlichkeit für den Adressaten notwendige punktuelle Normwiederholun-
gen vorzunehmen (EuGH, Rs. C-272/83, Kommission/Italien, Rn. 27). Für 
den Bereich der Richtlinie (EU) 2016/680 sind damit einhergehende stren-
gere Vorgaben möglich. Dies stellt ausdrücklich Erwägungsgrund 15 klar, 
wonach die Mitgliedstaaten nicht daran gehindert werden, zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden Garantien festzule-
gen, die strenger sind als die Garantien dieser Richtlinie. Durch den integra-
tiven Ansatz, gemeinsame Bestimmungen „vor die Klammer“ zu ziehen, 
trägt der Gesetzgeber diesem hier besonderen Umstand Rechnung und 
mindert die Herausforderungen für den Rechtsanwender soweit europa-
rechtlich vertretbar unter gleichzeitiger normökonomischer Entlastung des 
Fachrechts. 

 

(6) Bei Verarbeitungen zu Zwecken gemäß 
Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 ste-
hen die Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum und 
die Schweiz den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union gleich. Andere Staaten gelten 
insoweit als Drittstaaten. 

Die Absätze 6 und 7 dienen der Klarstellung, welche Staaten den Mitglied-
staaten der Europäischen Union gleichgestellt sind. 

 

(7) Bei Verarbeitungen zu Zwecken gemäß 
Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2016/680 stehen die bei der Umsetzung, An-
wendung und Entwicklung des Schengen-
Besitzstands assoziierten Staaten den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union gleich. 
Andere Staaten gelten insoweit als Drittstaa-
ten. 

s. Abs. 6  
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(8) Für Verarbeitungen personenbezogener 
Daten durch öffentliche Stellen im Rahmen 
von nicht in die Anwendungsbereiche der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 
(EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten durch die 
zuständigen Behörden zum Zweck der Ver-
hütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfol-
gung von Straftaten oder der Strafvollstre-
ckung sowie zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI des Rates (ABl. EU L 119 vom 
4.5.2016, S. 89) fallenden Tätigkeiten finden 
die Verordnung (EU) 2016/679 und die Teile 
1 und 2 dieses Gesetzes entsprechend An-
wendung, soweit nicht in diesem Gesetz oder 
einem anderen Gesetz Abweichendes gere-
gelt ist. 

Absatz 8 bestimmt, dass für Verarbeitungen personenbezogener Daten im 
Rahmen von Tätigkeiten, die weder dem Anwendungsbereich der Verord-
nung (EU) 2016/679 noch der Richtlinie (EU) 2016/680 unterfallen, die Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und Teil 1 und Teil 2 des BDSG Anwendung finden. 
Die Regelung gilt nur für öffentliche Stellen, denn nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
BDSG beschränkt sich der Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht nur auf 
den sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679. Absatz 
8 stellt sicher, dass auch für die nicht unter die beiden EU-Rechtsakte fal-
lenden Bereiche entsprechend der bisherigen Regelungssystematik des 
BDSG a. F. ein datenschutzrechtliches Vollregime im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes angeboten wird. Die besondere Erwähnung der Anwend-
barkeit des Teils 1 BDSG erfolgt lediglich aus Gründen der 

 

§ 2 - Begriffsbestimmungen   
(1) Öffentliche Stellen des Bundes sind die 
Behörden, die Organe der Rechtspflege und 
andere öffentlich-rechtlich organisierte Ein-
richtungen des Bundes, der bundesunmittel-
baren Körperschaften, der Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts sowie deren 
Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechtsform. 

Die Absätze 1 bis 4 der Regelung entsprechen § 2 BDSG a. F. Sie bestim-
men, welche öffentlichen Stellen und nicht-öffentlichen Stellen unter den 
Anwendungsbereich nach § 1 Ab-satz 1 BDSG fallen. 

 

(2) Öffentliche Stellen der Länder sind die 
Behörden, die Organe der Rechtspflege und 
andere öffentlich-rechtlich organisierte Ein-
richtungen eines Landes, einer Gemeinde, 
eines Gemeindeverbandes oder sonstiger 
der Aufsicht des Landes unterstehender ju-
ristischer Personen des öffentlichen Rechts 
sowie deren Vereinigungen ungeachtet ihrer 
Rechtsform. 

s. Abs. 1  

(3) Vereinigungen des privaten Rechts von 
öffentlichen Stellen des Bundes und der Län-
der, die Aufgaben der öffentlichen Verwal-

s. Abs. 1  
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tung wahrnehmen, gelten ungeachtet der Be-
teiligung nicht-öffentlicher Stellen als öffentli-
che Stellen des Bundes, wenn  
1. sie über den Bereich eines Landes hinaus 
tätig werden oder  
2. dem Bund die absolute Mehrheit der An-
teile gehört oder die absolute Mehrheit der 
Stimmen zusteht.  
Andernfalls gelten sie als öffentliche Stellen 
der Länder. 
(4) Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche 
und juristische Personen, Gesellschaften und 
andere Personenvereinigungen des privaten 
Rechts, soweit sie nicht unter die Absätze 1 
bis 3 fallen. Nimmt eine nicht-öffentliche 
Stelle hoheitliche Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahr, ist sie insoweit öffentliche 
Stelle im Sinne dieses Gesetzes. 

s. Abs. 1  

(5) Öffentliche Stellen des Bundes gelten als 
nicht-öffentliche Stellen im Sinne dieses Ge-
setzes, soweit sie als öffentlich-rechtliche 
Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen. 
Als nicht-öffentliche Stellen im Sinne dieses 
Gesetzes gelten auch öffentliche Stellen der 
Länder, soweit sie als öffentlich-rechtliche 
Unternehmen am Wettbewerb teil-nehmen, 
Bundesrecht ausführen und der Datenschutz 
nicht durch Landesgesetz geregelt ist. 

Absatz 5 vollzieht den Regelungsgehalt des § 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 BDSG a. F. nach, indem bestimmt wird, dass öffentliche Stellen des Bun-
des und öffentliche Stellen der Länder dann als nicht-öffentliche Stellen im 
Sinne dieses Gesetzes gelten, soweit sie als öffentlich-rechtliche Unterneh-
men am Wettbewerb teilnehmen, und – im Fall öffentlicher Stellen der Län-
der – zudem Bundesrecht ausführen und der Datenschutz nicht durch Lan-
desgesetz geregelt ist. Er dient damit auch der Klarstellung, auf welche Ver-
arbeitungsbefugnisse bzw. Ausnahmen von Betroffenenrechte abzustellen 
ist, wenn eine Unterscheidung nach öffentlichen und nicht-öffentlichen Stel-
len vorgenommen wird. 

 

./. ./. "(6) Anonymisieren ist das Verändern perso-
nenbezogener Daten derart, dass die Einzel-
angaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse nicht mehr oder nur mit einem 
unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, 
Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten o-
der bestimmbaren natürlichen Person zuge-
ordnet werden können." 

Kapitel 2 - Rechtsgrundlagen der Verar-
beitung personenbezogener Daten 
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§ 3 - Verarbeitung personenbezogener Da-
ten durch öffentliche Stellen 

Die Vorschrift enthält eine allgemeine Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen. 
Durch die Stellung im Teil 1 „Gemeinsame Bestimmungen“ dieses Geset-
zes können Verantwortliche vorbehaltlich anderer bereichsspezifischer Re-
gelungen auf die Regelung unabhängig davon zurückgreifen, zu welchen 
Zwecken die Datenverarbeitung erfolgt. 
Wer zu dem Kreis der öffentlichen Stellen gehört, wird in § 2 Absatz 1 bis 3 
BDSG bestimmt. Soweit nicht-öffentliche Stellen hoheitliche Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen (sog. Beliehene), gelten sie nach § 2 
Absatz 4 Satz 2 BDSG als öffentliche Stellen und können ihre Datenverar-
beitung daher ebenfalls auf die Befugnis in § 3 BDSG stützen. 
Soweit die Vorschrift für Datenverarbeitungen zu Zwecken gemäß Artikel 2 
der Verordnung (EU) 2016/679 zur Anwendung kommt, wird mit ihr eine 
Rechtsgrundlage auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e i. 
V. m. Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 geschaffen. 
Dies ist rechtlich notwendig, da Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e der Verord-
nung (EU) 2016/679 selbst keine Rechtsgrundlage für die Verarbeitung von 
Daten schafft, was sich aus der Formulierung in Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 ergibt. Der Unions- oder der nationale Ge-
setzgeber hat eine Rechtsgrundlage zu setzen. Diesem Regelungsauftrag 
kommt der deutsche Gesetzeber an dieser Stelle nach. 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen ist 
nach der Vorschrift zulässig, wenn sie für die Wahrnehmung einer im öffent-
lichen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich ist oder wenn sie in Aus-
übung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen 
wurde. Beides kann sich sowohl aus nationalen Rechtvorschriften als auch 
aus EU-Vorgaben ergeben. Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist 
allerdings nicht nur auf dieser Rechtsgrundlage zulässig ist, sondern auch 
auf der Grundlage der weiteren in Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 aufgeführten Erlaubnistatbestände ein-schließlich der auf der 
Grundlage der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 2016/680 
erlassenen bereichsspezifischen Regelungen. So ist etwa die Zulässigkeit 
der Verarbeitung von Sozialdaten abschließend im SGB X in Verbindung 
mit dem SGB I sowie in den übrigen Sozialgesetzbüchern geregelt. 
Die Regelung nimmt den bisher in §§ 13 Absatz 1 und 14 Absatz 1 BDSG 
a. F. enthaltenen Regelungsgehalt auf, unterscheidet aber nicht mehr zwi-
schen den Phasen der Erhebung, Speicherung, Veränderung und Nutzung, 
sondern verwendet, dem Grundgedanken der Ver-ordnung (EU) 2016/679 
und der Richtlinie (EU) 2016/680 folgend, allgemein den umfassen-den Be-
griff der Verarbeitung. Wie nach geltendem Recht enthält § 3 eine subsidi-
äre, allgemeine Rechtsgrundlage für Datenverarbeitungen mit geringer Ein-
griffsintensität in die Rechte der betroffenen Person. 
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Die Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch eine öffentliche Stelle ist zulässig, 
wenn sie zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit des Verantwortlichen liegenden Aufgabe 
oder in Ausübung öffentlicher Gewalt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde, er-
forderlich ist. 

  

§ 4  - Videoüberwachung öffentlich zu-
gänglicher Räume 

Die Vorschrift enthält eine § 6b BDSG a. F. weitgehend entsprechende Re-
gelung zur Videoüberwachung in öffentlich zugänglichen Räumen unter 
Beibehaltung des Stufenverhältnisses der Beobachtung (Absatz 1) sowie 
der Speicherung oder Verwendung (Absatz 3) sowie der Kennzeichnungs-, 
Informations- und Löschungspflichten (Absatz 2, 4 und 5). Der Gebrauch 
des Begriffs „Verwendung“ in Absatz 3 statt – wie bisher im BDSG a. F. – 
„Nutzung“ entspricht einem Unterbegriff des unionsrechtlichen Verarbei-
tungsbegriffs des Artikels 4 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2016/679, 
ohne dass damit ein Bedeutungsunterschied verbunden ist. 

 

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher 
Räume mit optisch-elektronischen Einrichtun-
gen (Videoüberwachung) ist nur zulässig, so-
weit sie  
1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen,  
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder  
3. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen 
für konkret festgelegte Zwecke erforderlich 
ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen 
überwiegen. Bei der Videoüberwachung von  
1. öffentlich zugänglichen großflächigen An-
lagen, wie insbesondere Sport-, Versamm-
lungs- und Vergnügungsstätten, Einkaufs-
zentren oder Parkplätzen, oder  
2. Fahrzeugen und öffentlich zugänglichen 
großflächigen Einrichtungen des öffentlichen 
Schienen-, Schiffs- und Busverkehrs,  
gilt der Schutz von Leben, Gesundheit oder 
Freiheit von dort aufhältigen Personen als ein 
besonders wichtiges Interesse. 

Absatz 1 Satz 2 schreibt die bisherige Regelung des § 6b Absatz 1 Satz 2 
BDSG a. F. fort, die mit dem Entwurf eines Videoüberwachungsverbesse-
rungsgesetzes in das BDSG a. F. aufgenommen werden soll. Soweit der 
Betreiber eine Videoüberwachung einsetzen möchte und die Schutzgüter 
Leben, Gesundheit oder Freiheit in den dort genannten Anlagen betroffen 
sein können, wird durch die Formulierung „gilt als…ein besonders wichtiges 
Interesse“ die Abwägungsentscheidung zugunsten der Zulässigkeit des Ein-
satzes einer Videoüberwachungsmaßnahme geprägt. 

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher 
Räume mit optisch-elektronischen Einrichtun-
gen (Videoüberwachung) ist nur zulässig, so-
weit sie  
1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen,  
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder  
3. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen 
für konkret festgelegte Zwecke erforderlich ist 
und keine Anhaltspunkte bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen 
überwiegen. Bei der Videoüberwachung von  
1. öffentlich zugänglichen großflächigen An-
lagen, wie insbesondere Sport-, Versamm-
lungs- und Vergnügungsstätten, Einkaufs-
zentren oder Parkplätzen, oder  
2. Fahrzeugen und öffentlich zugänglichen 
großflächigen Einrichtungen des öffentlichen 
Schienen-, Schiffs- und Busverkehrs,  
gilt gelten der Schutz von Leben, Gesundheit 
oder Freiheit von dort aufhältigen Personen 
sowie der Schutz vor Gefahren für Fahr-
zeuge und öffentlich zugängliche großflä-
chige Einrichtungen des öffentlichen Schie-
nen-, Schiffs-und Busverkehrs und für dort 
befindliche Personen und Sachen als ein be-
sonders wichtiges Interesse. 
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(2) Der Umstand der Beobachtung und der 
Name und die Kontaktdaten des Verantwort-
lichen sind durch geeignete Maßnahmen 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar 
zu machen. 

  

(3) Die Speicherung oder Verwendung von 
nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zu-lässig, 
wenn sie zum Erreichen des verfolgten 
Zwecks erforderlich ist und keine Anhalts-
punkte bestehen, dass schutzwürdige Inte-
ressen der Betroffenen überwiegen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. Für einen anderen 
Zweck dürfen sie nur weiterverarbeitet wer-
den, soweit dies zur Abwehr von Gefahren 
für die staatliche und öffentliche Sicherheit 
sowie zur Verfolgung von Straftaten erforder-
lich ist. 

  

(4) Werden durch Videoüberwachung erho-
bene Daten einer bestimmten Person zuge-
ordnet, so besteht die Pflicht zur Information 
der betroffenen Person über die Verarbeitung 
gemäß Artikel 13 und 14 der Verordnung 
(EU) 2016/679. § 32 gilt entsprechend. 

  

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, 
wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht 
mehr erforderlich sind oder schutzwürdige In-
teressen der Betroffenen einer weiteren 
Speicherung entgegenstehen. 

 (5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, 
wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht 
mehr erforderlich sind oder schutzwürdige In-
teressen der Betroffenen einer weiteren Spei-
cherung entgegenstehen. Eine Löschung von 
Videoaufzeichnungen innerhalb von sieben 
Werktagen gilt in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 stets als unverzüglich. 

Kapitel 3 - Datenschutzbeauftragte öffent-
licher Stellen 

Kapitel 3 enthält Vorschriften für die Benennung, die Stellung und die Auf-
gaben der Datenschutzbeauftragten öffentlicher Stellen des Bundes. Die 
Rechtsstellung der behördlichen Datenschutzbeauftragten in der Bundes-
verwaltung sollte im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679, 
der Richtlinie (EU) 2016/680 und für die Bereiche außerhalb des Unions-
rechts (z. B. für die Nachrichtendienste) einheitlich ausgestaltet sein. 

 

§ 5 - Benennung   
(1) Öffentliche Stellen benennen eine Daten-
schutzbeauftragte oder einen Datenschutz-
beauftragten. Dies gilt auch für öffentliche 

In Umsetzung des Artikels 32 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 erfolgt 
in Absatz 1 eine Übernahme des Artikels 37 Absatz 1 Buchstabe a der Ver-
ordnung (EU) 2016/679. 
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Stellen nach § 2 Absatz 5, die am Wettbe-
werb teilnehmen. 
(2) Für mehrere öffentliche Stellen kann un-
ter Berücksichtigung ihrer Organisations-
struktur und ihrer Größe eine gemeinsame 
Datenschutzbeauftragte oder ein gemeinsa-
mer Datenschutzbeauftragter benannt wer-
den. 

Die Absätze 2, 3 und 5 setzen Artikel 32 Absatz 2 bis 4 der Richtlinie (EU) 
2016/680 um. Sie entsprechen Artikel 37 Absatz 3, 5 und 7 der Verordnung 
(EU) 2016/679. 

 

(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte wird 
auf der Grundlage ihrer oder seiner berufli-
chen Qualifikation und insbesondere ihres o-
der seines Fachwissens benannt, das sie o-
der er auf dem Gebiet des Datenschutz-
rechts und der Datenschutzpraxis besitzt, so-
wie auf der Grundlage ihrer oder seiner Fä-
higkeit zur Erfüllung der in § 7 genannten 
Aufgaben. 

Siehe Absatz 2  

(4) Die oder der Datenschutzbeauftragte 
kann Beschäftigte oder Beschäftigter der öf-
fentlichen Stelle sein oder ihre oder seine 
Aufgaben auf der Grundlage eines Dienst-
leistungsvertrags erfüllen. 

Absatz 4 überträgt die Regelung des Artikels 37 Absatz 6 der Verordnung 
(EU) 2016/679, nach welcher sowohl interne als auch externe Datenschutz-
beauftragte zulässig sind, auf den gesamten Bereich der Bundesverwal-
tung. Dies geht über die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2016/680 hinaus. 

 

(5) Die öffentliche Stelle veröffentlicht die 
Kontaktdaten der oder des Daten-schutzbe-
auftragten und teilt diese Daten der oder dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit mit. 

Siehe Absatz 2  

§ 6 - Stellung   
(1) Die öffentliche Stelle stellt sicher, dass 
die oder der Datenschutzbeauftragte ord-
nungsgemäß und frühzeitig in alle mit dem 
Schutz personenbezogener Daten zusam-
menhängenden Fragen eingebunden wird. 

Die Absätze 1 und 2 setzen Artikel 33 der Richtlinie (EU) 2016/680 um. Sie 
entsprechen Artikel 38 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679. 

 

(2) Die öffentliche Stelle unterstützt die Da-
tenschutzbeauftragte oder den Datenschutz-
beauftragten bei der Erfüllung ihrer oder sei-
ner Aufgaben gemäß § 7, indem sie die für 
die Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen 
Ressourcen und den Zugang zu personenbe-
zogenen Daten und Verarbeitungsvorgängen 
sowie die zur Erhaltung ihres oder seines 

Siehe Absatz 1  



© 2017 – Diplom Informatiker Werner Hülsmann – Datenschutz- und DSGVO-Experte – https://dsgvo.expert  - E-Mail: wh@datenschutzwissen.de Seite 12 

Artikel 1 des DSAnpUG-EU – BDSG-RegE Begründung Stellungnahme des Bundesrates 
Fachwissens erforderlichen Ressourcen zur 
Verfügung stellt. 
(3) Die öffentliche Stelle stellt sicher, dass 
die oder der Datenschutzbeauftragte bei der 
Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben keine 
Anweisungen bezüglich der Aus-übung die-
ser Aufgaben erhält. Die oder der Daten-
schutzbeauftragte berichtet unmittelbar der 
höchsten Leitungsebene der öffentlichen 
Stelle. Die oder der Datenschutzbeauftragte 
darf von der öffentlichen Stelle wegen der Er-
füllung ihrer oder seiner Aufgaben nicht ab-
berufen oder benachteiligt werden. 

Die Absätze 3 und 5 Satz 1 übertragen die Vorgaben des Artikels 38 Absatz 
3 und 4 der Verordnung (EU) 2016/679 auf alle öffentlichen Stellen des 
Bundes, unabhängig davon, zu welchem Zweck die Datenverarbeitung er-
folgt. Dies geht über die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2016/680 hinaus. 
Durch die Erstreckung der Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 auf 
den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/680 und der Datenverar-
beitung zu Zwecken, für die der Anwendungsbereich des Rechts der Euro-
päischen Union nicht eröffnet ist (z. B. Nachrichtendienste), wird die 
Rechtsstellung der oder des behördlichen Datenschutzbeauftragten in öf-
fentlichen Stellen des Bundes einheitlich ausgestaltet. 

 

(4) Die Abberufung der oder des Daten-
schutzbeauftragten ist nur in entsprechen-der 
Anwendung des § 626 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs zulässig. Die Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses ist unzulässig, es sei 
denn, dass Tatsachen vorliegen, welche die 
öffentliche Stelle zur Kündigung aus wichti-
gem Grund ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist berechtigen. Nach dem Ende der 
Tätigkeit als Datenschutzbeauftragte oder als 
Datenschutzbeauftragter ist die Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses innerhalb eines Jah-
res unzulässig, es sei denn, dass die öffentli-
che Stelle zur Kündigung aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
berechtigt ist. 

Absatz 4 entspricht der bisherigen Regelung des § 4f Absatz 3 Satz 4 bis 6 
BDSG a. F. Bei dem besonderen Abberufungs- und Kündigungsschutz der 
oder des Datenschutzbeauftragten handelt es sich um eine arbeitsrechtli-
che Regelung, die ergänzend zu den Vorgaben der Verordnung (EU) 
2016/679 beibehalten werden kann. 

 

(5) Betroffene Personen können die Daten-
schutzbeauftragte oder den Daten-schutzbe-
auftragten zu allen mit der Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten und mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte gemäß der Ver-
ordnung (EU) 2016/679, dieses Gesetzes so-
wie anderer Rechtsvorschriften über den Da-
tenschutz im Zusammenhang stehenden 
Fragen zu Rate ziehen. Die oder der Daten-
schutzbeauftragte ist zur Verschwiegenheit 
über die Identität der betroffenen Person so-
wie über Umstände, die Rückschlüsse auf 

Zu Satz 1 siehe Absatz 3 
Die Regelung zur Verschwiegenheitspflicht in Absatz 5 Satz 2 entspricht § 
4f Absatz 4 BDSG a. F. Die Verletzung von Privatgeheimnissen durch die 
Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten ist gemäß § 
203 Absatz 2a des Strafgesetzbuches zudem strafbewehrt. Das Zeugnis-
verweigerungsrecht in Absatz 6 sichert die Verschwiegenheitspflicht ab und 
entspricht § 4f Absatz 4a BDSG a. F. Die Regelungskompetenz für den Be-
reich der Verordnung (EU) 2016/679 folgt aus Artikel 38 Absatz 5 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679. Die Regelung geht über die Vorgaben der Richtli-
nie (EU) 2016/680 hinaus und erfolgt zum Zweck einer kohärenten Rechts-
stellung der oder des behördlichen Datenschutzbeauftragten in der gesam-
ten Bundesverwaltung. 
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die betroffene Personen zulassen, verpflich-
tet, soweit sie oder er nicht davon durch die 
betroffene Person befreit wird. 
(6) Wenn die oder der Datenschutzbeauf-
tragte bei ihrer oder seiner Tätigkeit Kenntnis 
von Daten erhält, für die der Leitung oder ei-
ner bei der öffentlichen Stelle beschäftigten 
Person aus beruflichen Gründen ein Zeug-
nisverweigerungsrecht zusteht, steht dieses 
Recht auch der oder dem Datenschutzbeauf-
tragten und den ihr oder ihm unterstellten Be-
schäftigten zu. Über die Ausübung dieses 
Rechts entscheidet die Person, der das 
Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen 
Gründen zusteht, es sei denn, dass diese 
Entscheidung in absehbarer Zeit nicht her-
beigeführt werden kann. Soweit das Zeugnis-
verweigerungsrecht der oder des Daten-
schutzbeauftragten reicht, unterliegen ihre o-
der seine Akten und andere Schriftstücke ei-
nem Beschlagnahmeverbot. 

 (6) Wenn die oder der Datenschutzbeauf-
tragte bei ihrer oder seiner Tätigkeit Kenntnis 
von Daten erhält, für die der Leitung oder ei-
ner bei der öffentlichen Stelle beschäftigten 
Person aus beruflichen Gründen ein Zeugnis-
verweigerungsrecht zusteht, steht dieses 
Recht auch der oder dem Datenschutzbeauf-
tragten und den ihr oder ihm unterstellten Be-
schäftigten zu. Über die Ausübung dieses 
Rechts entscheidet die Person, der das 
Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen 
Gründen zusteht, es sei denn, dass diese 
Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbei-
geführt werden kann. Soweit das Zeugnisver-
weigerungsrecht der oder des Datenschutz-
beauftragten reicht, unterliegen ihre oder 
seine Akten und andere Schriftstücke Doku-
mente einem Beschlagnahmeverbot. 

§ 7 - Aufgaben   
(1) Der oder dem Datenschutzbeauftragten 
obliegen neben den in der Verordnung (EU) 
2016/679 genannten Aufgaben zumindest 
folgende Aufgaben:  
1. Unterrichtung und Beratung der öffentli-
chen Stelle und der Beschäftigten, die Verar-
beitungen durchführen, hinsichtlich ihrer 
Pflichten nach diesem Gesetz und sonstigen 
Vorschriften über den Datenschutz, ein-
schließlich der zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschrif-
ten;  
2. Überwachung der Einhaltung dieses Ge-
setzes und sonstiger Vorschriften über den 
Datenschutz, einschließlich der zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlasse-
nen Rechtsvorschriften, sowie der Strategien 
der öffentlichen Stelle für den Schutz perso-
nenbezogener Daten einschließlich der Zu-

Absatz 1 Satz 1 setzt Artikel 34 der Richtlinie (EU) 2016/680 um. Um die 
Aufgaben der oder des Datenschutzbeauftragten öffentlicher Stellen für alle 
Verarbeitungszwecke einheitlich auszugestalten, entspricht die Norm unter 
lediglich redaktioneller Anpassung Artikel 39 der Verordnung (EU) 
2016/679. 
Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass die Aufgaben eines behördlichen Daten-
schutzbeauftragten eines Gerichtes sich nicht auf das Handeln des Gerichts 
im Rahmen seiner justiziellen Tätig-keit beziehen. 
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weisung von Zuständigkeiten, der Sensibili-
sierung und der Schulung der an den Verar-
beitungsvorgängen beteiligten Beschäftigten 
und der diesbezüglichen Überprüfungen;  
3. Beratung im Zusammenhang mit der Da-
tenschutz-Folgenabschätzung und Überwa-
chung ihrer Durchführung gemäß § 67 dieses 
Gesetzes;  
4. Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbe-
hörde;  
5. Tätigkeit als Anlaufstelle für die Aufsichts-
behörde in mit der Verarbeitung zusammen-
hängenden Fragen, einschließlich der vorhe-
rigen Konsultation gemäß § 69 dieses Geset-
zes, und gegebenenfalls Beratung zu allen 
sonstigen Fragen.  
Im Fall einer oder eines bei einem Gericht 
bestellten Datenschutzbeauftragten beziehen 
sich diese Aufgaben nicht auf das Handeln 
des Gerichts im Rahmen seiner justiziellen 
Tätigkeit. 
(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte 
kann andere Aufgaben und Pflichten wahr-
nehmen. Die öffentliche Stelle stellt sicher, 
dass derartige Aufgaben und Pflichten nicht 
zu einem Interessenkonflikt führen. 

Absatz 2 stellt klar, dass die oder der behördliche Datenschutzbeauftragte 
weitere Aufgaben und Pflichten wahrnehmen kann, sofern diese nicht zu ei-
nem Interessenkonflikt führen. Die Regelung entspricht Artikel 38 Absatz 6 
der Verordnung (EU) 2016/679, deren Regelungs-gehalt auf den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/680 und der Datenverarbeitung au-
ßerhalb des Anwendungsbereichs des Rechts der Europäischen Union (z. 
B zu nachrichtendienstlichen Zwecken) erstreckt wird. 

 

(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte 
trägt bei der Erfüllung ihrer oder seiner Auf-
gaben dem mit den Verarbeitungsvorgängen 
verbundenen Risiko gebührend Rechnung, 
wobei sie oder er die Art, den Umfang, die 
Umstände und die Zwecke der Verarbeitung 
berücksichtigt. 

Absatz 3 entspricht Artikel 39 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679. Die 
Regelung hat keine Entsprechung in Artikel 34 der Richtlinie (EU) 
2016/680, wird aber auch außerhalb des Anwendungsbereichs der Verord-
nung (EU) 2016/679 als allgemeiner Grundsatz festgeschrieben. 
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Kapitel 4 - Die oder der Bundesbeauf-
tragte für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit 

Kapitel 4 passt die Regelungen des BDSG a. F. zu der oder dem Bundes-
beauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (die oder der 
Bundesbeauftragte) an die Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 an. 
Zugleich werden die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2016/680 umgesetzt. 
Die Regelungen der §§ 21 bis 26 BDSG a. F. werden inhaltlich weitgehend 
übernommen, aus Gründen der Lesbarkeit allerdings neu strukturiert unter 
Orientierung an dem Aufbau der Kapitel VI der Verordnung (EU) 2016/679 
und der Richtlinie (EU) 2016/680. Im Einzelnen geregelt werden die Errich-
tung, die Zuständigkeit, die Unabhängigkeit, die Ernennung und Amtszeit, 
das Amtsverhältnis, die Rechte und Pflichten, die Aufgaben und Befugnisse 
der oder des Bundesbeauftragten. Die Bundeskompetenz ergibt sich aus 
der Natur der Sache. 

 

§ 8 - Errichtung   
(1) Die oder der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit 
(Bundesbeauftragte) ist eine oberste Bun-
desbehörde. Der Dienstsitz ist Bonn. 

§ 8 Absatz 1 und 2 regelt in unveränderter Übernahme des bisherigen § 22 
Absatz 5 BDSG a. F. die Errichtung und Einrichtung der oder des Bundes-
beauftragten und die näheren Modalitäten. Hierdurch werden Artikel 54 Ab-
satz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 44 Absatz 1 
Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2016/680 durchgeführt bzw. umgesetzt, 
welche den Mitgliedstaaten vorgeben, Aufsichtsbehörden zu errichten. 
Die Errichtung der oder des Bundesbeauftragten als oberste Bundesbe-
hörde (Absatz 1 Satz 1) steht im engen Zusammenhang mit dem Erforder-
nis der völligen Unabhängigkeit der oder des Bundesbeauftragten. Die völ-
lige Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit der Aufsichtsbehörden sind uni-
onsrechtlich vorgegeben (Artikel 16 Absatz 2 AEUV, Artikel 52 der Verord-
nung (EU) 2016/679 bzw. Artikel 42 der Richtlinie (EU) 2016/680). Zugleich 
wird hierdurch die dienstrechtliche Personalhoheit der oder des Bundesbe-
auftragten über die Beschäftigten sichergestellt (Artikel 52 Absatz 5 der 
Verordnung (EU) 2016/679, Artikel 42 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 
2016/680). 
Die Festlegung des Dienstsitzes (Absatz 1 Satz 2) und die körperschaftliche 
Zuweisung der bei der oder dem Bundesbeauftragten beschäftigten Beam-
tinnen und Beamten als solche des Bundes (Absatz 2) stehen in unmittelba-
rem Sachzusammenhang zu der Errichtung und Ausstattung der Aufsichts-
behörden. 

 

(2) Die Beamtinnen und Beamten der oder 
des Bundesbeauftragten sind Beamtinnen 
und Beamte des Bundes. 

Siehe Absatz 1  

(3) Die oder der Bundesbeauftragte kann 
Aufgaben der Personalverwaltung und Per-
sonalwirtschaft auf andere Stellen des Bun-
des übertragen, soweit hierdurch die Unab-
hängigkeit der oder des Bundesbeauftragten 

Absatz 3 schafft eine Rechtsgrundlage für die Übertragung von Aufgaben 
der Personalverwaltung und Personalwirtschaft von der oder dem Bundes-
beauftragten auf andere Behörden und die damit einhergehende Übermitt-
lungsbefugnis für die Beschäftigtendaten. Die Regelung ist an § 108 Absatz 
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nicht beeinträchtigt wird. Diesen Stellen dür-
fen personenbezogene Daten der Beschäf-
tigten übermittelt werden, soweit deren 
Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Auf-
gaben erforderlich ist. 

5 Satz 1 und 2 BBG angelehnt und erweitert diesen auf Aufgaben außer-
halb der Beihilfebearbeitung. Hierdurch ist es der oder dem Bundesbeauf-
tragten als oberster Bundesbehörde ohne eigenen Geschäftsbereich mög-
lich, bestimmte Aufgaben der Personalverwaltung und Personalwirtschaft, 
bei denen aufgrund des selbständigen Charakters der Aufgabenerledigung 
das Instrument der Auftragsdatenverarbeitung nicht in Betracht kommt, 
durch andere Behörden im Wege der Funktionsübertragung ausführen zu 
lassen. Betroffen sind beispielsweise Aufgaben der Reisevorbereitung, Rei-
sekostenabrechnung, Gewährung von Trennungsgeld und Umzugskosten-
erstattung, Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen gegenüber 
Dritten oder Unterstützung bei Stellenbesetzungsverfahren. 

§ 9 - Zuständigkeit Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 41 Absatz 1 
der Richtlinie (EU) 2016/680 überlassen es den Mitgliedstaaten, eine oder 
mehrere Aufsichtsbehörden für die Überwachung der Anwendung der Da-
tenschutz-Grundverordnung und der Richtlinie (EU) 2016/680 einzurichten. 
Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 bestimmt zudem, dass 
jede Aufsichtsbehörde für die Erfüllung der Aufgaben und die Ausübung der 
Befugnisse, die ihr mit der Verordnung (EU) 2016/679 übertragen wurden, 
im Hoheitsgebiet ihres eigenen Mitgliedstaats zuständig ist. Eine vergleich-
bare Regelung enthält Artikel 45 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680. 
Die Bundesrepublik verfügt mit ihrem föderalen Staatsaufbau über Daten-
schutzaufsichtsbehörden auf Bundes- und auf Länderebene. Es ist daher 
auch innerhalb der Bundesrepublik eine Abgrenzung der Zuständigkeiten 
der Aufsichtsbehörden erforderlich. 

 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte ist zu-
ständig für die Aufsicht über die öffentlichen 
Stellen des Bundes, auch soweit sie als öf-
fentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbe-
werb teilnehmen. Die Vorschriften dieses Ka-
pitels gelten auch für Auftragsverarbeiter, so-
weit sie nicht-öffentliche Stellen sind, bei de-
nen dem Bund die Mehrheit der An-teile ge-
hört oder die Mehrheit der Stimmen zusteht 
und der Auftraggeber eine öffentliche Stelle 
des Bundes ist. 

Absatz 1 legt die sachliche Zuständigkeit der oder des Bundesbeauftragten 
fest. Die oder der Bundesbeauftragte ist zuständig für die datenschutzrecht-
liche Aufsicht über alle öffentlichen Stellen des Bundes, gleich ob die Da-
tenverarbeitung unter den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt oder 
nicht. Hierzu wird der bisherige § 24 Absatz 1 BDSG a. F. ohne inhaltliche 
Änderungen sprachlich an die Verordnung (EU) 2016/679 angepasst. Auch 
Stellen des Bundes im Sinne des § 2 Absatz 5, die als öffentlich-rechtliche 
Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen, unterfallen wie bisher (§ 27 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a i.V.m. Satz 3 BDSG a. F.) der Zustän-
digkeit der oder des Bundesbeauftragten. Spezialgesetzliche Zuweisungen 
der Datenschutzaufsicht über nicht-öffentliche Stellen an die Bundesbeauf-
tragte oder den Bundesbeauftragten bleiben – wie bisher – von der Rege-
lung unberührt. Satz 2 führt den bisherigen Verweis des § 11 Absatz 4 
Nummer 1 b BDSG a. F. (nicht-öffentliche Auftragnehmer in öffentlicher 
Hand) fort. 

 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte ist nicht 
zuständig für die Aufsicht über die von den 

Die justizielle Tätigkeit der Bundesgerichte unterliegt – wie bisher nach § 24 
Absatz 3 BDSG a. F. – nicht der Aufsicht durch die Bundesbeauftragte oder 
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Bundesgerichten im Rahmen ihrer justiziellen 
Tätigkeit vorgenommenen Verarbeitungen. 

den Bundesbeauftragten. Absatz 2 passt die bisherige Regelung, nach wel-
cher die Bundesgerichte der Kontrolle der oder des Bundesbeauftragten nur 
unterliegen, soweit sie in Verwaltungsangelegenheiten tätig werden, an den 
Wortlaut der Verordnung (EU) 2016/679 bzw. der Richtlinie (EU) 2016/680 
an. Hierdurch wird Artikel 45 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 
umgesetzt; Artikel 55 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 gilt hingegen 
unmittelbar. Auch bei anderen Einrichtungen mit verfassungsrechtlich ga-
rantierter Unabhängigkeit wie dem Bundesrechnungshof, soweit dessen 
Mitglieder im Rahmen ihrer richterlichen Unabhängigkeit handeln, sollte die 
oder der Bundesbeauftragte diese Unabhängigkeit achten und bei der Aus-
übung ihrer oder seiner Befugnisse wahren. 

§ 10 - Unabhängigkeit   
(1) Die oder der Bundesbeauftragte handelt 
bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben 
und bei der Ausübung ihrer oder seiner Be-
fugnisse völlig unabhängig. Sie o-der er un-
terliegt weder direkter noch indirekter Beein-
flussung von außen und ersucht weder um 
Weisung noch nimmt sie oder er Weisungen 
entgegen. 

Absatz 1 setzt Artikel 42 Absatz 1 und 2 der Richtlinie (EU) 2106/680 zur 
völligen Unabhängigkeit der oder des Bundesbeauftragten um. Hierzu wird 
der bisherige § 22 Absatz 4 Satz 2 BDSG a. F. an den Wortlaut der Artikel 
42 Absatz 1 und 2 der Richtlinie (EU) 2016/680 an-gepasst. Für den Be-
reich der Verordnung (EU) 2016/679 gilt Artikel 52 Absatz 1 und 2 unmittel-
bar. Insoweit wird auch auf die Erläuterungen zu § 1 Absatz 5 verwiesen. 

 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte unterliegt 
der Rechnungsprüfung durch den Bundes-
rechnungshof, soweit hierdurch ihre oder 
seine Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt 
wird. 

Absatz 2 trägt Artikel 52 Absatz 6, erster Satzteil der Verordnung (EU) 
2016/679 und Artikel 42 Absatz 6, erster Satzteil der Richtlinie (EU) 
2016/680 Rechnung. Jeder Mitgliedstaat hat sicherzustellen, dass jede Auf-
sichtsbehörde einer Finanzkontrolle unterliegt, die ihre Unabhängigkeit nicht 
beeinträchtigt. Wie aus Erwägungsgrund 118 der Verordnung (EU) 
2016/679 folgt, bedeutet die Unabhängigkeit der Aufsichtsbehörden nicht, 
dass sie hinsichtlich ihrer Ausgaben keinem Kontroll- oder Überwachungs-
mechanismus unterworfen sind. Jedoch findet die Finanzkontrolle ihre 
Grenzen in der Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht. Die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der oder des Bundesbeauftragten unterliegt der 
Prüfung des Bundesrechnungshofs daher nur soweit hierdurch die Unab-
hängigkeit der oder des Bundesbeauftragten nicht beeinträchtigt wird. 
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§ 11 - Ernennung und Amtszeit § 11 regelt in Durchführung der Artikel 53 Absatz 1, Artikel 54 Absatz 1 

Buchstabe c und e der Verordnung (EU) 2016/679 sowie in Umsetzung der 
Artikel 43 Absatz 1, 44 Absatz 1 Buchstabe c und e der Richtlinie (EU) 
2016/680 das Verfahren der Ernennung und die Amts-zeit der oder des 
Bundesbeauftragten. Hierzu wird der bisherige § 22 Absatz 1 3 BDSG a. F. 
unverändert übernommen. Im Anschluss an die Regelung zum Mindestalter 
(§ 22 Absatz 1 Satz 2 BDSG a. F.) wird die Vorschrift in Absatz 1 Satz 4 
und 5 um weitere Anforderungen an die Qualifikation und sonstige Voraus-
setzungen für die Ernennung der oder des Bundesbeauftragten ergänzt (Ar-
tikel 53 Absatz 2, 54 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679 
und Artikel 43 Absatz 2, 44 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 
2016/680). 

 

(1) Der Deutsche Bundestag wählt ohne Aus-
sprache auf Vorschlag der Bundesregierung 
die Bundesbeauftragte oder den Bundesbe-
auftragten mit mehr als der Hälfte der gesetz-
lichen Zahl seiner Mitglieder. Die oder der 
Gewählte ist von der Bundespräsidentin oder 
dem Bundespräsidenten zu ernennen. Die o-
der der Bundesbeauftragte muss bei ihrer o-
der seiner Wahl das 35. Lebensjahr vollendet 
haben. Sie oder er muss über die für die Er-
füllung ihrer oder seiner Aufgaben und Aus-
übung ihrer oder seiner Befugnisse erforderli-
che Qualifikation, Erfahrung und Sachkunde 
insbesondere im Bereich des Schutzes per-
sonenbezogener Daten verfügen. Insbeson-
dere muss die oder der Bundesbeauftragte 
über durch einschlägige Berufserfahrung er-
worbene Kenntnisse des Datenschutzrechts 
verfügen und die Befähigung zum Richteramt 
oder höheren Verwaltungsdienst haben. 

Absatz 1 Satz 1 und 2 regelt das Verfahren der Wahl und Ernennung der o-
der des Bundesbeauftragten. Nach Artikel 53 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 und Artikel 43 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 sehen 
die Mitgliedstaaten ein transparentes Ernennungsverfahren durch das Par-
lament, die Regierung, das Staatsoberhaupt oder eine unabhängige Stelle, 
die nach dem Recht des Mitgliedstaats mit der Ernennung betraut wird, vor. 
Die Mitgliedstaaten haben zudem die Vorschriften und Verfahren für die Er-
nennung des Mitglieds oder der Mitglieder jeder Aufsichtsbehörde zu schaf-
fen (Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2016/679, Artikel 
44 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie (EU) 2016/680). Dem entspricht die 
bisherige Rechtslage in § 22 Absatz 1 Satz 1 und 3 BDSG a. F. 
Mit Absatz 1 Satz 3 bis 5 werden in Durchführung des Artikels 53 Absatz 2, 
54 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679 und in Umsetzung 
des gleichlautenden Artikels 43 Absatz 2, 44 Absatz 1 Buchstabe b der 
Richtlinie (EU) 2016/680 die Anforderungen an die Qualifikation und sonsti-
gen Voraussetzungen für die Ernennung der oder des Bundesbeauftragten 
geregelt. 
Das in Absatz 1 Satz 3 vorgesehene Mindestalter von 35 Jahren ist eine 
„sonstige“ Voraus-setzung für die Ernennung im Sinne der vorbezeichneten 
Artikel. Die Regelung ist eine wort-gleiche Übernahme des bisherigen § 22 
Absatz 1 Satz 2 BDSG a. F. Absatz 1 Satz 4 setzt Artikel 43 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2016/680 um, nach welchem jedes Mitglied einer Aufsichts-
behörde über die für die Erfüllung seiner Aufgaben und Ausübung seiner 
Befugnisse erforderliche Qualifikation, Erfahrung und Sachkunde insbeson-
dere im Bereich des Schutzes personenbezogener Daten verfügen muss. 
Eine wortgleiche Regelung findet sich in Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) 2016/679. Satz 5 konkretisiert die erforderlichen Qualifikationen der o-
der des Bundesbeauftragten, die oder der über durch einschlägige Berufs-
erfahrung im Bereich des Datenschutzes praktisch belegbare Kenntnisse 
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des deutschen und europäischen Datenschutzrechts verfügen und die Be-
fähigung zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienst haben muss. 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte leistet 
vor der Bundespräsidentin oder dem Bun-
despräsidenten folgenden Eid: „Ich schwöre, 
dass ich meine Kraft dem Wohle des deut-
schen Volkes widmen, seinen Nutzen meh-
ren, Schaden von ihm wenden, das Grund-
gesetz und die Gesetze des Bundes wahren 
und verteidigen, meine Pflichten gewissen-
haft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jeder-
mann üben werde. So wahr mir Gott helfe.“ 
Der Eid kann auch ohne religiöse Beteue-
rung geleistet werden. 

In Absatz 2 wird die bisherige Regelung des § 22 Absatz 2 BDSG a. F. zum 
Amtseid unverändert übernommen. Der Amtseid der oder des Bundesbe-
auftragten ist eine Konkretisierung des mitgliedstaatlich zu regelnden Er-
nennungsverfahrens gemäß Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe c Verordnung 
(EU) 2016/679 und Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie (EU) 
2016/680. 

 

(3) Die Amtszeit der oder des Bundesbeauf-
tragten beträgt fünf Jahre. Einmalige Wieder-
wahl ist zulässig. 

Die in Absatz 3 unverändert aus § 22 Absatz 3 BDSG a. F. übernommene 
Regelung zur Länge der Amtszeit und zur einmaligen Wiederwahl entspre-
chen den Vorgaben des Artikels 54 Absatz 1 Buchstabe d und e der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe d und e der 
Richtlinie (EU) 2016/680. 

 

§ 12 - Amtsverhältnis § 12 regelt die Ausgestaltung, den Beginn und das Ende des Amtsverhält-
nisses der oder des Bundesbeauftragten. 

 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte steht 
nach Maßgabe dieses Gesetzes zum Bund 
in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhält-
nis. 

In Absatz 1 wird der bisherige § 22 Absatz 4 Satz 1 BDSG a. F. unverän-
dert übernommen. Die Ausgestaltung als öffentlich-rechtliches Amtsverhält-
nis eigener Art sichert die Unabhängigkeit der oder des Bundesbeauftrag-
ten dienstrechtlich ab. Es handelt sich um eine unionsrechtlich gemäß Arti-
kel 54 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 42 
Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie (EU) 2016/680 zulässige Konkretisie-
rung der Amtsstellung der oder des Bundesbeauftragten. 

 

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aus-
händigung der Ernennungsurkunde. Es en-
det mit dem Ablauf der Amtszeit oder mit 
dem Rücktritt. Die Bundespräsidentin oder 
der Bundespräsident enthebt auf Vorschlag 
der Präsidentin oder des Präsidenten des 
Bundestages die Bundesbeauftragte ihres o-
der den Bundesbeauftragten seines Amtes, 
wenn die oder der Bundesbeauftragte eine 
schwere Verfehlung begangen hat oder die 
Voraussetzungen für die Wahrnehmung ihrer 
oder seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt. Im 
Fall der Beendigung des Amtsverhältnisses 
oder der Amtsenthebung erhält die oder der 

Absatz 2 regelt den Beginn und das Ende der Amtszeit der oder des Bun-
desbeauftragten. Die Regelung entspricht den Vorgaben der Artikel 53 Ab-
satz 3 und 4, 54 Absatz 1 Buchstabe c, d und f der Verordnung (EU) 
2016/679 und der Artikel 43 Absatz 3 und 4, 44 Absatz 1 Buchstabe c, d 
und f der Richtlinie (EU) 2016/680 und konkretisiert diese. 
Nach Absatz 2 Satz 1 beginnt das Amtsverhältnis der oder des Bundesbe-
auftragten in wort-gleicher Übernahme des bisherigen § 23 Absatz 1 Satz 1 
BDSG a. F. mit der Aushändigung der Ernennungsurkunde. Die Regelung 
ist eine nähere Ausgestaltung des Ernennungsverfahrens der Leiterin oder 
des Leiters der Aufsichtsbehörden, das nach Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe 
c der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe c der 
Richtlinie (EU) 2016/680 durch die Mitgliedstaaten zu regeln ist. 
Absatz 2 Satz 2 bis 6 konkretisieren die Voraussetzungen und das Verfah-
ren der Beendigung des Amtsverhältnisses und der Amtsenthebung (Artikel 
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Bundesbeauftragte eine von der Bundesprä-
sidentin oder dem Bundespräsidenten vollzo-
gene Urkunde. Eine Amtsenthebung wird mit 
der Aushändigung der Urkunde wirksam. En-
det das Amtsverhältnis mit Ablauf der Amts-
zeit, ist die oder der Bundesbeauftragte ver-
pflichtet, auf Ersuchen der Präsidentin oder 
des Präsidenten des Bundestages die Ge-
schäfte bis zur Ernennung einer Nachfolgerin 
oder eines Nachfolgers für die Dauer von 
höchstens sechs Monaten weiterzuführen. 

53 Absatz 3 und 4, 54 Absatz 1 Buchstabe f letzter Satzteil der Verordnung 
(EU) 2016/679 und Artikel 43 Absatz 3 und 4, Artikels 44 Absatz 1 Buch-
stabe f letzter Satzteil der Richtlinie (EU) 2016/680). Diese orientieren sich 
unter Anpassung an die Anforderungen der genannten EU-Rechtsakte in-
haltlich an der bisherigen Regelung des § 23 Absatz 1 Satz 2 bis 6 BDSG 
a. F. 
Absatz 2 Satz 2 sieht in Übereinstimmung mit Artikel 53 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und Artikel 43 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2016/680 als Gründe der Beendigung des Amtsverhältnisses den Ablauf 
der Amtszeit und den Rücktritt der oder des Bundesbeauftragten vor. Die in 
Artikel 53 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 43 Absatz 3 
der Richtlinie (EU) 2016/680 als weiterer Beendigungsgrund vorgesehene 
verpflichtende Versetzung in den Ruhestand gemäß dem mitgliedstaatli-
chen Recht kommt wegen der Ausgestaltung des Amtes der oder des Bun-
desbeauftragten als öffentlich-rechtliches Amtsverhältnis eigener Art, wie 
nach bisheriger Rechtslage, nicht in Betracht. 
Die bislang in § 23 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 BDSG a. F. geregelte Ent-
lassung der oder des Bundesbeauftragten wird, der Systematik der Artikel 
53 Absatz 3 und 4 der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 43 Absatz 3 
und 4 der Richtlinie (EU) 2016/680 folgend, künftig unter dem Begriff der 
Amtsenthebung in den Sätzen 3 bis 5 unter Fortentwicklung der bisherigen 
Regelung des § 23 Absatz 1 Satz 3 bis 5 BDSG a. F. fortgeführt. Satz 3 
sieht - wie bis-her - ein Amtsenthebungsverfahren durch die Bundespräsi-
dentin oder den Bundespräsidenten auf Vorschlag der Präsidentin oder des 
Präsidenten des Deutschen Bundestages vor. Der bislang in § 23 Absatz 1 
Satz 3 BDSG a. F. vorgesehene Bezug auf die Entlassungs-gründe bei ei-
ner Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit musste jedoch an Artikel 
53 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/679 bzw. Artikel 43 Absatz 4 der 
Richtlinie (EU) 2016/680 angepasst werden, der eine Amtsenthebung nur 
bei einer schweren Verfehlung oder bei Nichterfüllung der Voraussetzungen 
für die weitere Wahrnehmung des Amtes vorsieht. 
Die Sätze 4 und 5 enthalten weitere, auf Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe f 
letzter Satzteil der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 44 Absatz 1 
Buchstabe f letzter Satzteil der Richtlinie (EU) 2016/680 beruhende Verfah-
rensregelungen, welche an § 23 Absatz 1 Satz 4 und 5 BDSG a. F. ange-
lehnt sind. 
Satz 6 regelt die bislang in § 23 Absatz 1 Satz 6 BDSG a. F. vorgesehene 
Pflicht der oder des Bundesbeauftragten zur Weiterführung des Amtes bis 
zur Ernennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers. Um dem aus-
scheidenden Amtswalter eine persönliche Perspektive und Planungssicher-
heit zu geben, wird die Pflicht zur Weiterführung des Amtes auf höchs-tens 
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sechs Monate begrenzt. Nach Ablauf dieser Frist erfolgt die Vertretung 
durch die Leitende Beamtin oder den Leitenden Beamten gemäß Absatz 3. 
Die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses der Bediensteten der o-
der des Bundesbeauftragten bestimmt sich nach allgemeinen beamten- und 
arbeitsrechtlichen Grundsätzen, so dass es weitergehender Regelungen 
nach Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2016/679 und 
Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie (EU) 2016/680 nicht bedarf. 

(3) Die Leitende Beamtin oder der Leitende 
Beamte nimmt die Rechte der oder des Bun-
desbeauftragten wahr, wenn die oder der 
Bundesbeauftragte an der Ausübung ihres o-
der seines Amtes verhindert ist oder wenn ihr 
oder sein Amtsverhältnis endet und sie oder 
er nicht zur Weiterführung der Geschäfte ver-
pflichtet ist. § 10 Absatz 1 ist entsprechend 
anzuwenden. 

Absatz 3 führt die bisherige Vertretungsregelung des §22 Absatz 6 BDSG 
a. F. unverändert fort. Die Wahrnehmung der Rechte der oder des Bundes-
beauftragten durch die Leitende Beamtin oder den Leitenden Beamten ist 
eine zweckmäßige, im engen Zusammenhang zu den Regelungsaufträgen 
des Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe a und d der Verordnung (EU) 2016/679 
und Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe a und d der Richtlinie (EU) 2016/680 
stehende Regelung zur Gewährleistung der Funktionsfähigkeit und Aufga-
benerfüllung bei Abwesenheit der oder des Bundesbeauftragten. 

 

das Amtsverhältnis beginnt, bis zum Schluss 
des Kalendermonats, in dem das Amtsver-
hältnis endet, im Fall des Absatzes 2 Satz 6 
bis zum Ende des Monats, in dem die Ge-
schäftsführung endet, Amtsbezüge in Höhe 
der Besoldungsgruppe B 11 sowie den Fami-
lienzuschlag entsprechend Anlage V des 
Bundesbesoldungsgesetzes. Das Bundesrei-
sekostengesetz und das Bundesumzugskos-
tengesetz sind entsprechend anzuwenden. 
Im Übrigen sind § 12 Absatz 6 sowie die §§ 
13 bis 20 und 21a Absatz 5 des Bundesmi-
nistergesetzes mit den Maßgaben anzuwen-
den, dass an die Stelle der vierjährigen 
Amtszeit in § 15 Absatz 1 des Bundesmi-
nistergesetzes eine Amtszeit von fünf Jahren 
tritt. Abweichend von Satz 3 in Verbindung 
mit den §§ 15 bis 17 und 21a Absatz 5 des 
Bundesministergesetzes berechnet sich das 
Ruhegehalt der oder des Bundesbeauftrag-
ten unter Hinzurechnung der Amtszeit als ru-
hegehaltsfähige Dienstzeit in entsprechender 
Anwendung des Beamtenversorgungsgeset-
zes, wenn dies günstiger ist und die oder der 
Bundesbeauftragte sich unmittelbar vor ihrer 

In Absatz 4 werden die Besoldung, Versorgung und sonstigen Bezüge der 
oder des Bundesbeauftragten unverändert unter wortgleicher Übernahme 
des bisherigen § 23 Absatz 7 BDSG a. F. beibehalten. Es handelt sich um 
eine notwendige mitgliedstaatliche Begleitregelung zur Regelung der Errich-
tung der Aufsichtsbehörden und des Verfahrens für die Ernennung der Lei-
terin oder des Leiters der Aufsichtsbehörde (Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe 
a und c der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe 
a und c der Richtlinie (EU) 2016/680). 
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oder seiner Wahl zur oder zum Bundesbe-
auftragten als Beamtin oder Beamter oder 
als Richterin oder Richter mindestens in dem 
letzten gewöhnlich vor Erreichen der Besol-
dungsgruppe B 11 zu durchlaufenden Amt 
befunden hat. 
§ 13 - Rechte und Pflichten § 13 regelt die Rechte und Pflichten der oder des Bundesbeauftragten. Die 

bisherigen Regelungen des § 23 Absatz 2 bis 6 und 8 BDSG a. F. werden 
weitestgehend unverändert übernommen. 

 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte sieht von 
allen mit den Aufgaben ihres oder seines 
Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen 
ab und übt während ihrer oder seiner Amts-
zeit keine andere mit ihrem oder seinem Amt 
nicht zu vereinbarende entgeltliche oder un-
entgeltliche Tätigkeit aus. Insbesondere darf 
die oder der Bundesbeauftragte neben ihrem 
oder seinem Amt kein anderes besoldetes 
Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausü-
ben und weder der Leitung oder dem Auf-
sichtsrat oder Verwaltungsrat eines auf Er-
werb gerichteten Unternehmens noch einer 
Regierung oder einer gesetzgebenden Kör-
perschaft des Bundes oder eines Landes an-
gehören. Sie oder er darf nicht gegen Entgelt 
außergerichtliche Gutachten abgeben. 

Absatz 1 Satz 1 enthält ein umfassendes Verbot sämtlicher nicht mit dem 
Amt zu vereinbarender Handlungen und Tätigkeiten, gleich ob entgeltlich o-
der unentgeltlich. Der Wortlaut entspricht Artikel 52 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) 2016/679, der aus Gründen der Verständlichkeit und Kohärenz 
auch für Artikel 42 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/680 gelten soll. Satz 2 
und 3 übernehmen die bisherige Regelung des § 23 Absatz 2 BDSG a. F. 
inhaltlich unverändert, gestalten diese nunmehr aber als Konkretisierung 
des allgemeinen Verbots der Ausübung mit dem Amt nicht zu vereinbaren-
der Handlungen und Tätigkeiten (Satz 1) aus. Hierdurch werden Artikel 54 
Absatz 1 Buchstabe f zweiter Satzteil der Verordnung (EU) 2016/679 und 
Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe f zweiter Satzteil der Richtlinie (EU) 
2016/680 umgesetzt. 

 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte hat der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Bun-
destages Mitteilung über Geschenke zu ma-
chen, die sie oder er in Bezug auf das Amt 
erhält. Die Präsidentin oder der Präsident 
des Bundestages entscheidet über die Ver-
wendung der Geschenke. Sie oder er kann 
Verfahrensvorschriften erlassen. 

Die Absätze 2 bis 6 entsprechen § 23 Absatz 3 bis 6 und 8 BDSG a. F. 
Die Mitteilungspflicht der oder des Bundesbeauftragten über Geschenke 
(Absatz 2) ist eine Konkretisierung der aus Artikel 52 Absatz 3 und 54 Ab-
satz 1 Buchstabe f zweiter Satzteil der Verordnung (EU) 2016/679 und Arti-
kel 42 Absatz 3 und 44 Absatz 1 Buchstabe f zweiter Satzteil der Richtlinie 
(EU) 2016/680 folgenden mitgliedstaatlichen Regelungsspielräume zu den 
Pflichten und Handlungsverboten. Der bisherige § 23 Absatz 3 BDSG a. F. 
wird unverändert übernommen. 

 

(3) Die oder der Bundesbeauftragte ist be-
rechtigt, über Personen, die ihr oder ihm in 
ihrer oder seiner Eigenschaft als Bundesbe-
auftragte oder Bundesbeauftragter Tatsa-
chen anvertraut haben, sowie über diese Tat-
sachen selbst das Zeugnis zu verweigern. 
Dies gilt auch für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der oder des Bundesbeauftragten 

Absatz 3 regelt das Zeugnisverweigerungsrecht der oder des Bundesbeauf-
tragten und ihrer Mitarbeiterinnen oder seiner Mitarbeiter. Als Konkretisie-
rung der Ausgestaltung der Aufsichtsbehörden und sachgerechte Ergän-
zung der aus Absatz 4 folgenden Verschwiegenheitspflicht sichert das 
Zeugnisverweigerungsrecht die effektive Aufgabenwahrnehmung der oder 
des Bundesbeauftragten ab. Hierzu wird der bisherige § 23 Absatz 4 BDSG 
a. F. wort-gleich übernommen. 

(3) Die oder der Bundesbeauftragte ist be-
rechtigt, über Personen, die ihr oder ihm in 
ihrer oder seiner Eigenschaft als Bundesbe-
auftragte oder Bundesbeauftragter Tatsa-
chen anvertraut haben, sowie über diese Tat-
sachen selbst das Zeugnis zu verweigern. 
Dies gilt auch für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der oder des Bundesbeauftragten 
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mit der Maßgabe, dass über die Ausübung 
dieses Rechts die oder der Bundesbeauf-
tragte entscheidet. Soweit das Zeugnisver-
weigerungsrecht der oder des Bundesbeauf-
tragten reicht, darf die Vorlegung oder Aus-
lieferung von Akten oder anderen Schriftstü-
cken von ihr oder ihm nicht gefordert werden. 

mit der Maßgabe, dass über die Ausübung 
dieses Rechts die oder der Bundesbeauf-
tragte entscheidet. Soweit das Zeugnisver-
weigerungsrecht der oder des Bundesbeauf-
tragten reicht, darf die Vorlegung oder Auslie-
ferung von Akten oder anderen Schriftstü-
cken Dokumeten von ihr oder ihm nicht ge-
fordert werden. 

(4) Die oder der Bundesbeauftragte ist, auch 
nach Beendigung ihres oder seines Amtsver-
hältnisses, verpflichtet, über die ihr oder ihm 
amtlich bekanntgewordenen Angelegenhei-
ten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr 
oder über Tatsachen, die offenkundig sind o-
der ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal-
tung bedürfen. Die oder der Bundesbeauf-
tragte entscheidet nach pflichtgemäßem Er-
messen, ob und inwieweit sie oder er über 
solche Angelegenheiten vor Gericht oder au-
ßergerichtlich aussagt oder Erklärungen ab-
gibt; wenn sie oder er nicht mehr im Amt ist, 
ist die Genehmigung der oder des amtieren-
den Bundesbeauftragten erforderlich. Unbe-
rührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, 
Straftaten anzuzeigen und bei einer Gefähr-
dung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung für deren Erhaltung einzutre-
ten. Für die Bundesbeauftragte oder den 
Bundesbeauftragten und ihre oder seine Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter gelten die §§ 
93, 97 und 105 Absatz 1, § 111 Absatz 5 in 
Verbindung mit § 105 Absatz 1 sowie § 116 
Absatz 1 der Abgabenordnung nicht. Satz 5 
findet keine Anwendung, soweit die Finanz-
behörden die Kenntnis für die Durchführung 
eines Verfahrens wegen einer Steuerstraftat 
sowie eines damit zusammenhängenden 
Steuerverfahrens benötigen, an deren Verfol-
gung ein zwingendes öffentliches Interesse 
besteht, oder soweit es sich um vorsätzlich 

Absatz 4 setzt Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 und Arti-
kel 44 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/680 zur Verschwiegenheitspflicht 
um. Hierzu wird der bisherige § 23 Absatz 5 BDSG a. F. wortgleich über-
nommen 
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falsche Angaben der oder des Auskunfts-
pflichtigen oder der für sie oder ihn tätigen 
Personen handelt. Stellt die oder der Bun-
desbeauftragte einen Datenschutzverstoß 
fest, ist sie oder er befugt, diesen anzuzeigen 
und die betroffene Person hierüber zu infor-
mieren. 
(5) Die oder der Bundesbeauftragte darf als 
Zeugin oder Zeuge aussagen, es sei denn, 
die Aussage würde  
1. dem Wohl des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten, insbesondere Nachteile 
für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder ihre Beziehungen zu ande-
ren Staaten, oder  
2. Grundrechte verletzen.  
Betrifft die Aussage laufende oder abge-
schlossene Vorgänge, die dem Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung der Bundes-
regierung zuzurechnen sind oder sein könn-
ten, darf die oder der Bundesbeauftragte nur 
im Benehmen mit der Bundesregierung aus-
sagen. § 28 des Bundesverfassungsgerichts-
gesetzes bleibt unberührt. 

In Absatz 5 (Zeugenaussage und dessen Einschränkungen) wird der bishe-
rige § 23 Absatz 6 BDSG a. F. wortgleich übernommen. Das Recht zur Zeu-
genaussage steht in unmittelbarem Bezug zu dem Zeugnisverweigerungs-
recht (Absatz 3) und der Verschwiegenheitspflicht (Absatz 4) der oder des 
Bundesbeauftragten. 

 

(6) Absatz 3 und Absatz 4 Satz 5 bis 7 gelten 
entsprechend für die öffentlichen Stellen, die 
für die Kontrolle der Einhaltung der Vorschrif-
ten über den Datenschutz in den Ländern zu-
ständig sind. 

Absatz 6 ist eine Kombination des Regelungsgehalts aus § 12 Absatz 3 und 
§ 23 Absatz 8 BDSG a. F. zur Erstreckung des Zeugnisverweigerungs-
rechts und der Beistands- und Unterrichtungspflichten der oder des Bun-
desbeauftragten gegenüber den Finanzbehörden auf die Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz. 

 

§ 14 - Aufgaben   
(1) Die oder der Bundesbeauftragte hat ne-
ben den in der Verordnung (EU) 2016/679 
genannten Aufgaben die Aufgaben,  
1. die Anwendung dieses Gesetzes und 
sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, 
einschließlich der zur Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvor-
schriften, zu überwachen und durchzusetzen,  
2. die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschrif-
ten, Garantien und Rechte im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten zu sensibilisieren und sie darüber 

14 Absatz 1 regelt die Aufgaben der oder des Bundesbeauftragten zum 
Zweck der Umsetzung des Artikels 46 der Richtlinie (EU) 2016/680. Zu die-
sem Zweck werden die in Artikel 57 der Verordnung (EU) 2016/679 vorge-
sehenen Aufgaben der Aufsichtsbehörden unter redaktioneller Anpassung 
des Wortlauts insoweit wiederholt, als sie inhaltlich deckungsgleich mit den 
Vorgaben der Richtlinie (EU) 2016/680 sind. Es handelt sich somit um die 
gemeinsame Schnittmenge der aus der Verordnung (EU) 2016/679 und der 
Richtlinie (EU) 2016/680 resultierenden Aufgaben. Die Regelung gilt unbe-
schadet anderer Aufgaben nach der Verordnung (EU) 2016/679. Soweit 
sich die Auflistung in Absatz 1 Satz 1 nicht explizit nur auf die Verordnung 
oder die Richtlinie bezieht, gelten die Aufgaben der oder des Bundesbeauf-
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aufzuklären, wobei spezifische Maßnahmen 
für Kinder besondere Beachtung finden,  
3. den Deutschen Bundestag und den Bun-
desrat, die Bundesregierung und andere Ein-
richtungen und Gremien über legislative und 
administrative Maßnahmen zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen 
in Bezug auf die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten zu beraten,  
4. die Verantwortlichen und die Auftragsver-
arbeiter für die ihnen aus diesem Gesetz und 
sonstigen Vorschriften über den Daten-
schutz, einschließlich den zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechts-
vorschriften entstehenden Pflichten zu sensi-
bilisieren,  
5. auf Anfrage jeder betroffenen Person In-
formationen über die Ausübung ihrer Rechte 
aufgrund dieses Gesetzes und sonstiger Vor-
schriften über den Datenschutz, einschließ-
lich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften zur 
Verfügung zu stellen und gegebenenfalls zu 
diesem Zweck mit den Aufsichtsbehörden in 
anderen Mitgliedstaaten zusammen zu arbei-
ten,  
6. sich mit Beschwerden einer betroffenen 
Person oder Beschwerden einer Stelle, einer 
Organisation oder eines Verbandes gemäß 
Artikel 55 der Richtlinie (EU) 2016/680 zu be-
fassen, den Gegenstand der Beschwerde in 
angemessenem Umfang zu untersuchen und 
den Beschwerdeführer innerhalb einer ange-
messenen Frist über den Fortgang und das 
Ergebnis der Untersuchung zu unterrichten, 
insbesondere, wenn eine weitere Untersu-
chung oder Koordinierung mit einer anderen 
Aufsichtsbehörde notwendig ist,  
7. mit anderen Aufsichtsbehörden zusammen 
zu arbeiten, auch durch Informationsaus-
tausch, und ihnen Amtshilfe zu leisten, um 

tragten - wie bisher § 24 Absatz 1 BDSG a. F. – auch für Datenverarbeitun-
gen, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen. Satz 2 
setzt Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe g der Richtlinie (EU) 2016/680 um; die-
ser hat in Artikel 57 der Verordnung (EU) 2016/679 keine Entsprechung. 
Soweit die oder der Bundesbeauftragte im Rahmen der Aufgabenwahrneh-
mung nach § 14 Absatz 1 Nummer 2 die Öffentlichkeit über die Risiken, 
Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammenhang mit der Verarbei-
tung personenbezogener Daten speziell von Kindern sensibilisiert und auf-
klärt, kann dies insbesondere in Zusammenarbeit mit den für den Kin-der- 
und Jugendschutz zuständigen Stellen des Bundes erfolgen. 
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die einheitliche Anwendung und Durchset-
zung dieses Gesetzes und sonstiger Vor-
schriften über den Datenschutz, einschließ-
lich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften zu 
gewährleisten,  
8. Untersuchungen über die Anwendung die-
ses Gesetzes und sonstiger Vorschriften 
über den Datenschutz, einschließlich der zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 er-
lassenen Rechtsvorschriften durchzuführen, 
auch auf der Grundlage von Informationen 
einer anderen Aufsichtsbehörde oder einer 
anderen Behörde,  
9. maßgebliche Entwicklungen zu verfolgen, 
soweit sie sich auf den Schutz personenbe-
zogener Daten auswirken, insbesondere die 
Entwicklung der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie und der Geschäftsprakti-
ken,  
10. Beratung in Bezug auf die in § 69 ge-
nannten Verarbeitungsvorgänge zu leisten 
und  
11. Beiträge zur Tätigkeit des Europäischen 
Datenschutzausschusses zu leisten.  
Im Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 
2016/680 nimmt die oder der Bundesbeauf-
tragte zudem die Aufgabe nach § 60 wahr. 
(2) Zur Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 genannten Aufgabe kann die oder der 
Bundesbeauftragte zu allen Fragen, die im 
Zusammenhang mit dem Schutz personen-
bezogener Daten stehen, von sich aus oder 
auf Anfrage Stellungnahmen an den Deut-
schen Bundestag oder einen seiner Aus-
schüsse, den Bundesrat, die Bundesregie-
rung, sonstige Einrichtungen und Stellen so-
wie an die Öffentlichkeit richten. Auf Ersu-
chen des Deutschen Bundestages, eines sei-
ner Ausschüsse oder der Bundesregierung 
geht die oder der Bundesbeauftragte ferner 

Absatz 2 konkretisiert die Beratungsbefugnisse der oder des Bundesbeauf-
tragten für den gesamten Anwendungsbereich des BDSG. Hierdurch wird 
Artikel 47 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/680 umgesetzt. Zugleich wird 
der Adressatenkreis des Artikels 58 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) 2016/679 konkretisiert, indem klargestellt wird, dass im Einklang mit 
dem mitgliedstaatlichen Recht die Beratungsbefugnisse auch gegenüber al-
len sonstigen Einrichtungen und Stellen sowie den Ausschüssen des Deut-
schen Bundestages und dem Bundesrat als Teil des nationalen Parlaments 
bestehen. Satz 2 greift § 26 Absatz 2 Satz 2 BDSG a. F. auf. 
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Hinweisen auf Angelegenheiten und Vor-
gänge des Datenschutzes bei den öffentli-
chen Stellen des Bundes nach. 
(3) Die oder der Bundesbeauftragte erleich-
tert das Einreichen der in Absatz 1 Satz 1 
Nummer 6 genannten Beschwerden durch 
Maßnahmen wie etwa die Bereitstellung ei-
nes Beschwerdeformulars, das auch elektro-
nisch ausgefüllt werden kann, ohne dass an-
dere Kommunikationsmittel ausgeschlossen 
werden. 

Absatz 3 und 4 setzt Artikel 46 Absatz 2 bis 4 der Richtlinie (EU) 2016/680 
in Übereinstimmung mit der Regelung des Artikels 57 Absatz 2 bis 4 der 
Verordnung (EU) 2016/679 um. 

 

(4) Die Erfüllung der Aufgaben der oder des 
Bundesbeauftragten ist für die betroffene 
Person unentgeltlich. Bei offenkundig unbe-
gründeten oder, insbesondere im Fall von 
häufiger Wiederholung, exzessiven Anfragen 
kann die oder der Bundesbeauftragte eine 
angemessene Gebühr auf der Grundlage der 
Verwaltungskosten verlangen oder sich wei-
gern, aufgrund der Anfrage tätig zu werden. 
In diesem Fall trägt die oder der Bundesbe-
auftragte die Beweislast für den offenkundig 
unbegründeten oder exzessiven Charakter 
der Anfrage. 

Siehe Absatz 3  

§ 15 - Tätigkeitsbericht   
Die oder der Bundesbeauftragte erstellt ei-
nen Jahresbericht über ihre oder seine Tätig-
keit, der eine Liste der Arten der gemeldeten 
Verstöße und der Arten der getroffenen Maß-
nahmen einschließlich der verhängten Sank-
tionen und der Maßnahmen nach Artikel 58 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 ent-
halten kann. Die oder der Bundesbeauftragte 
übermittelt den Bericht dem Deutschen Bun-
destag, dem Bundesrat und der Bundesre-
gierung und macht ihn der Öffentlichkeit, der 
Europäischen Kommission und dem Europäi-
schen Datenschutzausschuss zugänglich. 

§ 15 bestimmt, dass die oder der Bundesbeauftragte einen jährlichen Be-
richt über ihre oder seine Tätigkeit zu erstellen hat. Der Jahresbericht gilt 
sowohl für Datenverarbeitungen im Rahmen von Tätigkeiten, die dem Uni-
onsrecht unterfallen als auch für solche, die nicht dem Unionsrecht unterfal-
len. Die Abweichung von dem bisher (§ 26 Absatz 1 BDSG a. F.) vorgese-
henen Berichtszeitraum von zwei Jahren beruht auf den Vorgaben des in 
Artikel 59 der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 49 der Richtlinie (EU) 
2016/680 genannten Tätigkeitsberichts (Jahresbericht). Dieser Zeitraum 
wird aus Gründen der Einheitlichkeit und Praktikabilität auf Datenverarbei-
tungen im Rahmen von Tätigkeiten, die nicht dem Unionsrecht unterfallen, 
ausgedehnt, so dass die oder der Bundesbeauftragte wie bisher einen ein-
heitlichen Bericht erstellen kann. 
Satz 2 konkretisiert die Empfänger des in Artikel 59 der Verordnung (EU) 
2016/679 und Artikel 49 der Richtlinie (EU) 2016/680 genannten Tätigkeits-
berichts (Jahresbericht). Auch der Bundesrat ist nach unionsrechtlichem 
Verständnis nationales Parlament im Sinne des Artikels 12 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) und der Protokolle Nummer 1 und 2 des 
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Lissabon-Vertrags. er Bericht der Öffentlichkeit, der Europäischen Kommis-
sion und dem Europäischen Datenschutzausschuss zugänglich zu machen 
(Artikel 59 Satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 49 Satz 3 der 
Richtlinie (EU) 2016/680). Der oder dem Bundesbeauftragten steht es frei, 
den Tätigkeitsbericht darüber hinaus betroffenen oder interessierten Behör-
den zur Verfügung zu stellen. 

§ 16 - Befugnisse § 16 regelt für den gesamten Anwendungsbereich des BDSG die Befug-
nisse der oder des Bundesbeauftragten. Absatz 1 verweist für die Befug-
nisse und deren Ausübung im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 auf Artikel 58 der Verordnung (EU) 2016/679. Absatz 2 regelt die 
Befugnisse der oder des Bundesbeauftragten bei Datenverarbeitungen, de-
ren Zwecke außerhalb der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 
(EU) 2016/680 liegen, auch wenn für diese durch die Regelung des § 1 Ab-
satz 8 BDSG die Verordnung (EU) 2016/679 entsprechend anzuwenden ist, 
sowie bei Datenverarbeitungen im Geltungs-bereich der Richtlinie (EU) 
2016/680. Absatz 3 bis 5 gilt sowohl im Anwendungsbereich der Verord-
nung (EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 2016/680 als auch außerhalb 
der Vorgaben des europäischen Rechts. 

 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte nimmt im 
Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 die Befugnisse gemäß Artikel 58 
der Verordnung (EU) 2016/679 wahr. Kommt 
die oder der Bundesbeauftragte zu dem Er-
gebnis, dass Verstöße gegen die Vorschrif-
ten über den Datenschutz oder sonstige 
Mängel bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten vorliegen, teilt sie oder er dies 
der zuständigen Rechts- oder Fachaufsichts-
behörde mit und gibt dieser vor der Aus-
übung der Befugnisse des Artikels 58 Absatz 
2 Buchstabe b bis g, i und j der Verordnung 
(EU) 2016/679 gegenüber dem Verantwortli-
chen Gelegenheit zur Stellungnahme inner-
halb einer angemessenen Frist. Von der Ein-
räumung der Gelegenheit zur Stellungnahme 
kann abgesehen werden, wenn eine sofor-
tige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug 
oder im öffentlichen Interesse notwendig er-
scheint oder ihr ein zwingendes öffentliches 
Interesse entgegensteht. Die Stellungnahme 
soll auch eine Darstellung der Maßnahmen 

Absatz 1 Satz 1 nimmt im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 aus Gründen der Klarstellung und Lesbarkeit auf die Befugnisse 
des Artikels 58 der Verordnung (EU) 2016/679 Bezug. 
Satz 2 bis 4 enthält Verfahrensregelungen im Sinne des Artikels 58 Absatz 
4 der Verordnung (EU) 2016/679. Danach erfolgt die Ausübung der den 
Aufsichtsbehörden übertragenen Befugnisse vorbehaltlich geeigneter Ga-
rantien, einschließlich ordnungsgemäßer Verfahren gemäß dem Unions-
recht und dem Recht der Mitgliedstaaten. Die bisherigen Regelungen des § 
25 Absatz 1 BDSG a. F. werden aufgegriffen und modifiziert. 
Hierdurch wird sichergestellt, dass von der oder dem Bundesbeauftragten 
festgestellte Verstöße gegen die Vorschriften des Datenschutzes der je-
weils zuständigen Rechts- oder Fachaufsichtsbehörde mitgeteilt werden 
und diese vor der Ausübung der aufgezählten Abhilfebefugnisse des Arti-
kels 58 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 unter Setzung einer ange-
messenen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme erhält. Bei den übrigen Ab-
hilfebefug-nissen des Artikel 58 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 
besteht hingegen kein Bedarf an einer vorherigen Information der Rechts- 
oder Fachaufsichtsbehörde. Durch die Mitteilung wird insbesondere ge-
währleistet, dass die zuständige Fachaufsichtsbehörde – unter den an § 28 
Absatz 2 Nummer 1 und Absatz 3 VwVfG angelehnten Ausnahmen für Eil-
fälle und entgegenstehende zwingende öffentliche Interessen – Kenntnis 
von dem Verstoß erhält und vor der Ausübung weitergehender Befugnisse 
durch die oder den Bundesbeauftragten Anspruch auf rechtliches Gehör fin-
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enthalten, die aufgrund der Mitteilung der o-
der des Bundesbeauftragten getroffen wor-
den sind. 

det. Die Gefahr divergierender Anweisungen zwischen Daten-schutzauf-
sicht und Recht- oder Fachaufsicht wird hierdurch reduziert. Widersprüchli-
che Auffassungen der Datenschutzaufsicht und der Fachaufsicht sind auf 
dem Gerichtsweg zu klären. Widerspricht die Verfügung der oder des Bun-
desbeauftragten der Rechtsauffassung der Fachaufsichtsbehörde, kann 
diese den Verantwortlichen zur gerichtlichen Klärung anweisen. 

(2) Stellt die oder der Bundesbeauftragte bei 
Datenverarbeitungen durch öffentliche Stel-
len des Bundes zu Zwecken außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 
2016/679 Verstöße gegen die Vorschriften 
dieses Gesetzes oder gegen andere Vor-
schriften über den Datenschutz oder sonstige 
Mängel bei der Verarbeitung oder Nutzung 
personenbezogener Daten fest, so bean-
standet sie oder er dies gegenüber der zu-
ständigen obersten Bundesbehörde und for-
dert diese zur Stellungnahme innerhalb einer 
von ihr oder ihm zu bestimmenden Frist auf. 
Die oder der Bundesbeauftragte kann von ei-
ner Beanstandung absehen oder auf eine 
Stellungnahme verzichten, insbesondere 
wenn es sich um unerhebliche oder inzwi-
schen beseitigte Mängel handelt. Die Stel-
lungnahme soll auch eine Darstellung der 
Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Be-
anstandung der oder des Bundesbeauftrag-
ten getroffen worden sind. Die oder der Bun-
desbeauftragte kann den Verantwortlichen 
auch davor warnen, dass beabsichtigte Ver-
arbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen in 
diesem Gesetz enthaltene und andere auf 
die jeweilige Datenverarbeitung anzuwen-
dende Vorschriften über den Datenschutz 
verstoßen. 

deren Zwecke außerhalb der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 
(EU) 2016/680 liegen sowie Datenerarbeitungen im Geltungsbereich der 
Richtlinie (EU) 2016/680. Der oder dem Bundesbeauftragten werden nach 
der Regelungssystematik in diesem Gesetz keine Durchgriffsbefugnisse ge-
genüber Verantwortlichen gegeben, die für die Verhütung, Ermittlung, Auf-
deckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei-
ten - wobei die Verfolgung von Straftaten den Schutz vor und die Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit umfasst - zuständig sind und so-
weit sie zu diesen Zwecken Daten verarbeiten. Dies folgt aus der unter-
schiedlichen Ausgestaltung der Abhilfebefugnisse in der Verordnung (EU) 
2016/679 einerseits und der Richtlinie (EU) 2016/680 und den dort beste-
henden fachlichen Bedürfnissen andererseits, weshalb die Richtlinie mehr 
Flexibilität eröffnet. Im Bereich der Straftatenverhütung, -ermittlung und -
verfolgung sowie der darauf bezogenen Gefahrenabwehr lassen sich 
Letztentscheidungs- und Anordnungsbefugnisse der oder des Bundesbe-
auftragten nicht mit der Sensibilität und Komplexität der entsprechenden 
Verarbeitungen und dem Bedürfnis nach ständiger Verfügbarkeit rechtmä-
ßig erhobener Daten und Datenverarbeitungsanlagen in Einklang bringen. 
Dies gilt entsprechend für den nicht EU-rechtlich erfassten Bereich von Ver-
arbeitungen zu Zwecken außerhalb beider Rechtsakte. Der oder dem Bun-
desbeauftragten stehen mit dem aus § 25 BDSG a. F. bekannten Instru-
ment der Beanstandung, der aus Artikel 47 Absatz 2 Buchstabe a der Richt-
linie (EU) 2016/680 entnommenen Warnung und sonstigen nicht regelungs-
bedürftigen Möglichkeiten, den als öffentliche Stelle an Recht und Gesetz 
gebundenen Verantwortlichen auf aus ihrer oder seiner Sicht rechtswidrige 
Verarbeitungen aufmerksam zu machen, ausreichend Möglichkeiten zur 
Verfügung, ihren Beitrag dazu zu leisten, aus ihrer oder seiner Sicht rechts-
widrigen Zuständen abzuhelfen. Es bleibt dem Gesetzgeber unbenommen, 
in sicherheitsbehördlichen fachgesetzlichen Regelungen - wie etwa § 67 
Absatz 2 BKAG-E - die in Absatz 2 genannten Befugnisse weiter auszuge-
stalten und gegebenenfalls um Durchgriffsbefugnisse auch anzureichern. 

 

(3) Die Befugnisse der oder des Bundesbe-
auftragten erstrecken sich auch auf  
1. von öffentlichen Stellen des Bundes er-
langte personenbezogene Daten über den 

In Absatz 3 wird für den gesamten Anwendungsbereich des BDSG der bis-
herige § 24 Absatz 2 Satz 1 und 2 BDSG a. F. weitgehend übernommen. 
Für Berufsgeheimnisträger findet sich im Anwendungsbereich der Verord-
nung (EU) 2016/679 eine Spezialregelung in § 29 BDSG. 
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Inhalt und die näheren Umstände des Brief-, 
Post- und Fernmeldeverkehrs, und  
2. personenbezogene Daten, die einem be-
sonderen Amtsgeheimnis, insbesondere dem 
Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenord-
nung, unterliegen.  
Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnisses des Artikels 10 des 
Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt. 
(4) Die öffentlichen Stellen des Bundes sind 
verpflichtet, der oder dem Bundesbeauftrag-
ten und ihren oder seinen Beauftragten  
1. jederzeit Zugang zu den Grundstücken 
und Diensträumen, einschließlich aller Da-
tenverarbeitungsanlagen und -geräte, sowie 
zu allen personenbezogenen Daten und In-
formationen, die zur Erfüllung ihrer oder sei-
ner Aufgaben notwendig sind, zu gewähren, 
und  
2. alle Informationen, die für die Erfüllung ih-
rer oder seiner Aufgaben erforderlich sind, 
bereitzustellen. 

Absatz 4 greift die bislang in § 24 Absatz 4 Satz 2 BDSG a. F. geregelten 
Zugangs- und Informationsrechte der oder des Bundesbeauftragten auf. 
Hierdurch wird Artikel 47 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 umgesetzt 
und die gemäß Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) 
2016/679 zur Ausübung der Untersuchungsbefugnisse notwendigen mit-
gliedstaatlichen Verfahrensvorschriften für die Zugangs- und Betretens-
rechte von Grundstücken und Diensträumen geschaffen (Nummer 1). 
Das umfassende Informationsrecht der oder des Bundesbeauftragten in 
Nummer 2 erfolgt in Umsetzung des Artikels 47 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2016/680 wortgleicher Anlehnung an Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) 2016/679. 

 

(5) Die oder der Bundesbeauftragte wirkt auf 
die Zusammenarbeit mit den öffentlichen 
Stellen, die für die Kontrolle der Einhaltung 
der Vorschriften über den Datenschutz in den 
Ländern zuständig sind, sowie mit den Auf-
sichtsbehörden nach § 40 hin. § 40 Absatz 2 
Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 

Absatz 5 enthält die bislang in § 26 Absatz 4 BDSG a. F. vorgesehene Hin-
wirkungsfunktion der oder des Bundesbeauftragten auf die Zusammenar-
beit mit den Aufsichtsbehörden der Länder im öffentlichen und nicht-öffentli-
chen Bereich. 

 

Kapitel 5 - Vertretung im Europäischen 
Datenschutzausschuss, zentrale Anlauf-
stelle, Zusammenarbeit der Aufsichtsbe-
hörden des Bundes und der Länder in An-
gelegenheiten der Europäischen Union 

  

§ 17 - Vertretung im Europäischen Daten-
schutzausschuss, zentrale Anlaufstelle 

Mitgliedstaaten mit mehr als einer Aufsichtsbehörde sind verpflichtet, im 
Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften eine Aufsichtsbehörde zu 
bestimmen, die als gemeinsamer Vertreter im Europäischen Datenschutz-
ausschuss fungiert (Artikel 51 Absatz 3 und 68 Ab-satz 4 der Verordnung 
(EU) 2016/679). 

 

(1) Gemeinsamer Vertreter im Europäischen 
Datenschutzausschuss und zentrale Anlauf-

desbeauftragten zum gemeinsamen Vertreter der deutschen Aufsichtsbe-
hörden um. Zu-gleich wird mit der Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle 
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stelle ist die oder der Bundesbeauftragte (ge-
meinsamer Vertreter). Als Stellvertreterin o-
der Stellvertreter des gemeinsamen Vertre-
ters wählt der Bundesrat eine Leiterin oder 
einen Leiter der Aufsichtsbehörde eines Lan-
des (Stellvertreter). Die Wahl erfolgt für fünf 
Jahre. Mit dem Ausscheiden aus dem Amt 
als Leiterin oder Leiter der Aufsichtsbehörde 
eines Landes endet zugleich die Funktion als 
Stellvertreter. Wiederwahl ist zulässig.  

bei der oder dem Bundesbeauftragten der Erwägungsgrund 119 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 aufgegriffen. 
Die gesetzliche Bestimmung des gemeinsamen Vertreters setzt den Rege-
lungsauftrag des Artikels 51 Absatz 3 und 68 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
2016/679 und des Artikels 41 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/680 um, ga-
rantiert die Kontinuität der Amtswahrnehmung und ist am besten geeignet, 
der Stimme der deutschen Aufsichtsbehörden im Europäischen Daten-
schutzausschuss Gewicht zu verleihen. Die Regelung stellt eine strukturelle 
Parität zu den übrigen Mitgliedstaaten her, die fast ausschließlich nur über 
eine Aufsichtsbehörde verfügen. Die Ernennung der oder des Bundesbe-
auftragten entspricht dem Grundsatz der Außenvertretung des Bundes, wie 
er Artikel 23 des Grundgesetzes und dem Gesetz über die Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union (EUZ-
BLG) zugrunde liegt. Aufgrund der Funktion der oder des Bundesbeauftrag-
ten in der Artikel 29-Gruppe, dem Vorgängergremium des Europäischen 
Datenschutzausschusses, verfügt die Dienststelle über jahrelange Erfah-
rungen und organisatorisch verfestigte Strukturen zur Wahrnehmung der 
Aufgabe. 
Durch Absatz 1 Satz 1 wird zudem die zentrale Anlaufstelle bei der oder 
dem Bundesbeauftragten eingerichtet. Diese soll gemäß Erwägungsgrund 
119 der Verordnung (EU) 2016/679 eine wirksame Beteiligung aller Auf-
sichtsbehörden am Kohärenzverfahren und eine rasche und reibungslose 
Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehörden der anderen Mitgliedstaaten, 
dem Europäischen Datenschutzausschuss und der Europäischen Kommis-
sion gewährleisten. 
Die zentrale Anlaufstelle soll es den Aufsichtsbehörden der anderen Mit-
gliedstaaten, dem Europäischen Datenschutzausschuss und der Europäi-
schen Kommission ermöglichen, ohne Kenntnis der innerstaatlichen Zu-
ständigkeitsverteilung effektiv mit den deutschen Aufsichtsbehörden zu 
kommunizieren. Zu diesem Zweck leitet die zentrale Anlaufstelle alle ihr zu-
geleiteten Informationen und den bei ihr eingehenden Geschäftsverkehr an 
die hiervon betroffenen deutschen Aufsichtsbehörden weiter. 
Umgekehrt können sich die Aufsichtsbehörden bei der Kommunikation mit 
dem Europäischen Datenschutzausschuss, der Europäischen Kommission 
und den Aufsichtsbehörden der übrigen Mitgliedstaaten der zentralen An-
laufstelle zur Weiterleitung zweckdienlicher Informationen bedienen. Insbe-
sondere im Fall der Federführung einer deutschen Aufsichtsbehörde kann 
die zentrale Anlaufstelle bei der Identifizierung der betroffenen Aufsichtsbe-
hörden in anderen Mitgliedstaaten unterstützend tätig sein. 
Der zentralen Anlaufstelle kommt eine rein unterstützende Aufgabe zu. Sie 
übt keine hoheitlichen Verwaltungsaufgaben aus. Zu den Unterstützungs-
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leistungen der zentralen Anlaufstelle zählt die Koordinierung der gemeinsa-
men Willensbildung unter den Aufsichtsbehörden des Bundes und der Län-
der. Die zentrale Anlaufstelle wirkt zudem auf die Einhaltung der von der 
Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehenen Fristen und Verfahren des Infor-
mationsaustauschs, beispielsweise durch standardisierte Formate nach Ar-
tikel 67 der Verordnung (EU) 2016/679, hin. Die Unterstützungsfunktion der 
zentralen Anlaufstelle besteht über das in Erwägungsgrund 119 genannte 
Kohärenzverfahren hinaus für alle Angelegenheiten der Europäischen 
Union, insbesondere für das Verfahren der Zusammenarbeit der Artikel 60 
bis 62 der Verordnung (EU) 2016/679. 
Die zentrale Anlaufstelle wird bei der oder dem Bundesbeauftragten einge-
richtet. Die Bündelung der Funktion der zentralen Anlaufstelle mit der Auf-
gabe des gemeinsamen Vertreters bei der oder dem Bundesbeauftragten 
ist effizient und daher zweckmäßig. Die zentrale An-laufstelle ist der Dienst-
stelle der oder des Bundesbeauftragten organisatorisch angegliedert. Ihre 
Aufgabe ist von den übrigen Aufgaben der oder des Bundesbeauftragten 
organisatorisch getrennt. 
Absatz 1 Satz 2 trägt der innerstaatlichen Zuständigkeitsverteilung zwi-
schen Bund und Ländern bei der Vertretung im Europäischen Datenschutz-
ausschuss Rechnung. Er sieht vor, dass eine Leiterin oder ein Leiter einer 
Aufsichtsbehörde der Länder als Stellvertreter des gemeinsamen Vertreters 
fungiert (Artikel 68 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679). Der Stellver-
treter hat nicht nur ein permanentes Anwesenheitsrecht, das Gewähr für die 
Wahrung der Länderbelange und die Sicherstellung des Informationsflusses 
zu den Aufsichtsbehörden der Länder bietet, sondern kann gemäß Absatz 2 
von dem gemeinsamen Vertreter verlangen, die Übertragung der Verhand-
lungsführung und das Stimmrecht verlangen, sofern es sich um eine Ange-
legenheit handelt, für welche die Länder alleine das Recht zur Gesetzge-
bung haben oder welche die Einrichtung oder das Verfahren von Landesbe-
hörden betreffen. Die Stellung des Stellvertreters geht daher über partielle 
Anwesenheitsrechte, wie sie das EUZBLG im ausschließlichen Zuständig-
keitsbereich der Länder vorsieht, hinaus. 
Die Benennung der oder des Bundesbeauftragten zum gemeinsamen Ver-
treter und deren oder dessen Vertretung durch eine Aufsichtsbehörde der 
Länder führt das bewährte Modell der deutschen Repräsentation in der Arti-
kel 29-Gruppe fort. 
Die Wahl des Stellvertreters erfolgt durch den Bundesrat. Sie erfolgt gemäß 
Absatz 1 Satz 3 für die Dauer von fünf Jahren. Scheidet der Stellvertreter 
früher aus dem Amt als Leiterin oder Leiter der Aufsichtsbehörde aus, endet 
zugleich die Funktion als Stellvertreter (Absatz 1 Satz 4). Eine mehrmalige 
Wiederbestellung des Vertreters ist zulässig (Absatz 1 Satz 5). 
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(2) Der gemeinsame Vertreter überträgt in 
Angelegenheiten, die die Wahrnehmung ei-
ner Aufgabe betreffen, für welche die Länder 
alleine das Recht zur Gesetzgebung haben, 
oder welche die Einrichtung oder das Verfah-
ren von Landesbehörden betreffen, dem 
Stellvertreter auf dessen Verlangen die Ver-
handlungsführung und das Stimmrecht im 
Europäischen Datenschutzausschuss.  

Absatz 2 sieht die Beteiligungsrechte des Stellvertreters bei der Außenver-
tretung der deutschen Aufsichtsbehörden im Europäischen Datenschutz-
ausschuss vor. In Anlehnung an das und in Erweiterung des EUZBLG über-
trägt der gemeinsame Vertreter in Angelegenheiten, die die Wahrnehmung 
einer Aufgabe betreffen, für welche die Länder alleine das Recht zur Ge-
setzgebung haben, oder welche die Einrichtung oder das Verfahren von 
Landesbehörden betreffen, dem Stellvertreter auf dessen Verlangen die 
Verhandlungsführung und das Stimmrecht im Europäischen Datenschutz-
ausschuss. Die Außenvertretung des Stellvertreters umfasst alle Angele-
genheiten, die ausschließlich Gesetzgebungsbefugnisse der Länder oder 
die Datenverarbeitung durch Landesbehörden betreffen. 

(2) Der gemeinsame Vertreter überträgt in 
Angelegenheiten, die die Wahrnehmung ei-
ner Aufgabe betreffen, für welche die Länder 
alleine das Recht zur Gesetzgebung haben, 
für welche die sachliche Zuständigkeit bei 
den Aufsichtsbehörden der Länder liegt oder 
welche die Einrichtung oder das Verfahren 
von Landesbehörden betreffen, dem Stellver-
treter auf dessen Verlangen die Verhand-
lungsführung und das Stimmrecht im Europä-
ischen Datenschutzausschuss. 
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§ 18 - Verfahren der Zusammenarbeit der 
Aufsichtsbehörden des Bundes und der 
Länder 

Die in Kapitel VII der Verordnung (EU) 2016/679 geregelten Verfahren der 
Zusammenarbeit und Kohärenz enthalten Zuständigkeitsverteilungen und 
Verfahrensregelungen zwischen den Aufsichtsbehörden verschiedener Mit-
gliedstaaten. Sie regeln aber nicht die Einzelheiten der innerstaatlichen Ko-
ordination und Willensbildung in Mitgliedstaaten mit mehr als einer Auf-
sichtsbehörde. Mitgliedstaaten, die wie die Bundesrepublik Deutschland 
über mehrere für die Überwachung der Anwendung der Verordnung (EU) 
2016/679 zuständigen Aufsichtsbehörden verfügen, haben gemäß Erwä-
gungsgrund 119 und Artikel 51 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 die 
wirksame Beteiligung aller nationalen Aufsichtsbehörden und die Einhaltung 
der Regeln für das Kohärenzverfahren durch alle nationalen Aufsichtsbe-
hörden innerstaatlich sicherzustellen. 
Dieser Regelungsauftrag gilt über den unmittelbaren, auf das Kohärenzver-
fahren im Europäischen Datenschutzausschuss bezogenen Regelungsauf-
trag hinaus für alle Angelegenheiten des Europäischen Datenschutzaus-
schusses nach Artikel 70 der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 51 der 
Richtlinie (EU) 2016/680 sowie für das Verfahren der Zusammenarbeit der 
europäischen Aufsichtsbehörden nach den Artikeln 60 bis 62 der Verord-
nung (EU) 2016/679. § 18 Absatz 1 erfasst alle Fallgestaltungen, in denen 
aufgrund der Wirkung für und gegen die übrigen deutschen Datenschutzbe-
hörden und deren Vollzugsentscheidungen eine inhaltliche Vorabstimmung 
erforderlich ist, also unter anderem auch die Fälle gemäß Artikel 60 Absatz 
6 der Verordnung (EU) 2016/679, in denen eine betroffene Aufsichtsbe-
hörde Einspruch gegen den Vorschlag der federführend zuständigen Auf-
sichtsbehörde in einem Einzelfall einlegt. 
Das Verfahren der Zusammenarbeit ist dem Kohärenzverfahren nach Maß-
gabe des Artikels 65 Absatz 1 Buchstabe a und b der Verordnung (EU) 
2016/679 strukturell vorgelagert. Auch hier müssen Mitgliedstaaten mit 
mehreren Aufsichtsbehörden die wirksame Beteiligung aller nationalen Auf-
sichtsbehörden und die Einhaltung der Regeln der Zusammenarbeit ge-
währleisten. 
§ 18 regelt das Verfahren der innerstaatlichen Willensbildung zwischen den 
für die Überwachung und Durchsetzung der Verordnung (EU) 2016/679 zu-
ständigen Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder. 

 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte und die 
Aufsichtsbehörden der Länder (Aufsichtsbe-
hörden des Bundes und der Länder) arbeiten 
in Angelegenheiten der Europäischen Union 
mit dem Ziel einer einheitlichen Anwendung 
der Verordnung (EU) 2016/679 und der 
Richtlinie (EU) 2016/680 zusammen. Vor der 

Absatz 1 Satz 1 greift das in den Artikeln 51 Absatz 2, 60 Absatz 1 und 63 
der Verordnung (EU) 2016/679 niedergelegte Prinzip der Zusammenarbeit 
zwischen den Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten für die Aufsichtsbehör-
den von Bund und Ländern mit dem Ziel einer einheitlichen Anwendung der 
Verordnung auf. Das Prinzip der gegenseitigen Unterstützung und Koopera-
tion der Aufsichtsbehörden auf Unionsebene wird hierdurch auf das Verhält-
nis der Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder untereinander über-
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Übermittlung eines gemeinsamen Stand-
punktes an die Aufsichtsbehörden der ande-
ren Mitgliedstaaten, die Europäische Kom-
mission oder den Europäischen Daten-
schutzausschuss geben sich die Aufsichtsbe-
hörden des Bundes und der Länder frühzeitig 
Gelegenheit zur Stellungnahme. Zu diesem 
Zweck tauschen sie untereinander alle 
zweckdienlichen Informationen aus. Die Auf-
sichtsbehörden des Bundes und der Länder 
beteiligen die nach Artikel 85 und 91 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 eingerichteten spezi-
fischen Aufsichtsbehörden, sofern diese von 
der Angelegenheit betroffen sind. 

tragen. Auch eine divergierende Rechtspraxis zwischen den deutschen Auf-
sichtsbehörden ist dem Ziel einer einheitlichen Anwendung der Verordnung 
(EU) 2016/679 abträglich. 
Die in Absatz 1 Satz 2 und 3 niedergelegten Pflichten der frühzeitigen Be-
teiligung und des Austauschs zweckdienlicher Informationen stehen in un-
mittelbarem Zusammenhang mit dem Prinzip der Zusammenarbeit und kon-
turieren dieses inhaltlich. Die frühzeitige Einbindung aller Aufsichtsbehör-
den des Bundes und der Länder in den nationalen Willensbildungsprozess 
stellt im Sinne des Erwägungsgrundes 119 der Verordnung (EU) 2016/679 
eine wirksame Beteiligung der nationalen Aufsichtsbehörden am Kohärenz-
verfahren und darüber hin-aus sicher. 
Normadressaten sind alle Aufsichtsbehörden, einschließlich der federfüh-
renden Aufsichtsbehörde im Sinne des § 19 Absatz 1. Auch die federfüh-
rende Aufsichtsbehörde muss vor der Übermittlung eines Beschlussent-
wurfs an die betroffenen Aufsichtsbehörden der anderen Mitgliedstaaten im 
Verfahren der Zusammenarbeit nach Artikel 60 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) 2016/679 die übrigen Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 
einbinden und einen nach Maßgabe des Absatzes 2 festgelegten gemein-
samen Standpunkt ermitteln. Die frühzeitige Ermittlung eines gemeinsamen 
Standpunktes der Aufsichtsbehörden ist notwendig, um die Kontinuität des 
deutschen Standpunktes während des gesamten Verfahrens der Zusam-
menarbeit und Kohärenz sicherzustellen. 
Der nach Absatz 1 Satz 3 vorgesehene Austausch aller zweckdienlichen In-
formationen schafft zwischen den Aufsichtsbehörden die rechtliche Grund-
lage für die Übermittlung personenbezogener Daten oder Informationen, die 
einem Betriebs- und Geschäftsgeheimnis unterliegen. Die Regelung ist an 
Artikel 60 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 sowie § 38 Ab-
satz 1 Satz 4 BDSG a. F. angelehnt. 
Absatz 1 Satz 4 verpflichtet die Aufsichtsbehörden des Bundes und der 
Länder dazu, die nach Artikel 85 und 91 der Verordnung (EU) 2016/679 ein-
gerichteten spezifischen Aufsichtsbehörden an der Festlegung des gemein-
samen Standpunktes zu beteiligen, soweit diese von der Angelegenheit be-
troffen sind. Bei der Festlegung eines gemeinsamen Standpunktes berück-
sichtigen die Aufsichtsbehörden die Stellungnahmen der spezifischen Auf-
sichtsbehörden. 

(2) Soweit die Aufsichtsbehörden des Bun-
des und der Länder kein Einvernehmen über 
den gemeinsamen Standpunkt erzielen, le-
gen die federführende Behörde oder in Er-
mangelung einer solchen der gemeinsame 
Vertreter und sein Stellvertreter einen Vor-
schlag für einen gemeinsamen Standpunkt 

Absatz 2 regelt das Verfahren der Festlegung eines gemeinsamen Stand-
punktes der Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder, wenn kein Ein-
vernehmen erzielt werden konnte. In Anlehnung an Artikel 60 Absatz 1 Satz 
1 der Verordnung (EU) 2016/679 sollen die Aufsichtsbehörden des Bundes 
und der Länder einen Konsens anstreben. Sofern ein Einvernehmen nicht 
zu erreichen ist, legen die federführende Aufsichtsbehörde bzw. der ge-

(2) Soweit die Aufsichtsbehörden des Bun-
des und der Länder kein Einvernehmen über 
den gemeinsamen Standpunkt erzielen, le-
gen die federführende Behörde oder in Er-
mangelung einer solchen der gemeinsame 
Vertreter und sein Stellvertreter einen Vor-
schlag für einen gemeinsamen Standpunkt 
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vor. Einigen sich der gemeinsame Vertreter 
und sein Stellvertreter nicht auf einen Vor-
schlag für einen gemeinsamen Standpunkt, 
legt in Angelegenheiten, die die Wahrneh-
mung von Aufgaben betreffen, für welche die 
Länder alleine das Recht der Gesetzgebung 
haben, oder welche die Einrichtung oder das 
Verfahren von Landesbehörden betreffen, 
der Stellvertreter den Vorschlag für einen ge-
meinsamen Standpunkt fest. In den übrigen 
Fällen fehlenden Einvernehmens nach Satz 
2 legt der gemeinsame Vertreter den Stand-
punkt fest. Der nach den Sätzen 1 bis 3 vor-
geschlagene Standpunkt ist den Verhandlun-
gen zu Grunde zu legen, wenn nicht die Auf-
sichtsbehörden von Bund und Ländern einen 
anderen Standpunkt mit einfacher Mehrheit 
beschließen. Der Bund und jedes Land ha-
ben jeweils eine Stimme. Enthaltungen wer-
den nicht gezählt. 

meinsame Vertreter und sein Stellvertreter einen Vorschlag für einen ge-
meinsamen Standpunkt vor, der den Verhandlungen zu Grunde gelegt wird. 
Etwas anderes gilt gemäß Absatz 2 Satz 4, wenn die Aufsichtsbehörden 
des Bundes und der Länder einen Gegenvorschlag beschließen, der von 
der einfachen Mehrheit der mitwirkenden Aufsichtsbehörden unterstützt 
wird. Inhaltlich kann die Ausübung der Vertretungsfunktionen somit in jeder 
Phase des Verfahrens durch Weisungen auf Grundlage von Mehrheitsent-
scheidungen aller Datenschutzbehörden bestimmt werden. Der Bund und 
jedes Land haben gemäß Absatz 2 Satz 5 bei der Entscheidungsfindung 
eine Stimme. Länder mit mehr als einer Aufsichtsbehörde können die 
Stimme nur einheitlich ausüben. Insbesondere im Hinblick auf die von dem 
Verfahren der Zusammenarbeit und der Kohärenz, aber auch von den übri-
gen Entscheidungsmaterien des Europäischen Datenschutzausschusses 
ausgehenden Präjudiz- und Bindungswirkungen für alle Aufsichtsbehörden 
ist die Mitwirkung aller Aufsichtsbehörden an der Entscheidungsfindung 
sachgerecht. Eine Pflicht zur Mitwirkung bei der Entscheidungsfindung be-
steht nicht; die Aufsichtsbehörden können im Rahmen möglicher Schwer-
punktsetzungen von ihrem Recht auf Stimmenthaltung (Absatz 2 Satz 6) 
Gebrauch machen. 
Die in Absatz 2 und 3 differenziert geregelten Verfahrens- und Mitwirkungs-
rechte der Aufsichtsbehörden und des gemeinsamen Vertreters und seines 
Stellvertreters bei der Festlegung des gemeinsamen Standpunktes und der 
darauf beruhenden Verhandlungsführung im Europäischen Ausschuss tra-
gen in Anlehnung an die in § 5 Absatz 2 und § 6 Absatz 2 EUZ-BLG entwi-
ckelten Mechanismen den innerstaatlichen Zuständigkeiten des Bundes 
und der Länder Rechnung und gewährleisten gleichzeitig eine effektive Ver-
tretung der Aufsichtsbehörden im Europäischen Datenschutzausschuss. 
Bei der Festlegung des gemeinsamen Standpunktes ist die nach § 17 Ab-
satz 1 Satz 1 eingerichtete zentrale Anlaufstelle eng ein-zubinden. Diese 
hat eine unterstützende Funktion bei der Koordinierung und Abfassung ge-
meinsamer Standpunkte und wirkt auf die Einhaltung der Fristen und vorge-
sehenen Verfahren des Informationsaustauschs hin. 
Die Aufsichtsbehörden können die Einzelheiten des Verfahrens wie die fort-
laufende Unter-richtung aller Aufsichtsbehörden durch den gemeinsamen 
Vertreter und dessen Stellvertreter oder die Möglichkeit der Anpassung des 
mehrheitlich festgelegten gemeinsamen Standpunk-tes im Verhandlungs-
fortgang durch interne Verfahrensregeln konkretisieren. 

vor. Einigen sich der gemeinsame Vertreter 
und sein Stellvertreter nicht auf einen Vor-
schlag für einen gemeinsamen Standpunkt, 
legt in Angelegenheiten, die die Wahrneh-
mung von Aufgaben betreffen, für welche die 
Länder alleine das Recht der Gesetzgebung 
haben, , für welche die sachliche Zuständig-
keit bei den Aufsichtsbehörden der Länder 
liegt oder welche die Einrichtung oder das 
Verfahren von Landesbehörden betreffen, 
der Stellvertreter den Vorschlag für einen ge-
meinsamen Standpunkt fest. In den übrigen 
Fällen fehlenden Einvernehmens nach Satz 2 
legt der gemeinsame Vertreter den Stand-
punkt fest. Der nach den Sätzen 1 bis 3 vor-
geschlagene Standpunkt ist den Verhandlun-
gen zu Grunde zu legen, wenn nicht die Auf-
sichtsbehörden von Bund und Ländern einen 
anderen Standpunkt mit einfacher Mehrheit 
beschließen. Der Bund und jedes Land ha-
ben jeweils eine Stimme. Enthaltungen wer-
den nicht gezählt. 

(3) Der gemeinsame Vertreter und dessen 
Stellvertreter sind an den gemeinsamen 
Standpunkt nach den Absätzen 1 und 2 ge-
bunden und legen unter Beachtung dieses 
Standpunktes einvernehmlich die jeweilige 

Siehe Absatz 2   
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Verhandlungsführung fest. Sollte ein Einver-
nehmen nicht erreicht werden, entscheidet in 
den in § 18 Absatz 2 Satz 2 genannten An-
gelegenheiten der Stellvertreter über die wei-
tere Verhandlungsführung. In den übrigen 
Fällen gibt die Stimme des gemeinsamen 
Vertreters den Ausschlag. 
§ 19 - Zuständigkeiten § 19 trifft ergänzend zu den Verfahrensregelungen des § 18 Regelungen 

zur innerstaatlichen Zuständigkeit der Aufsichtsbehörden des Bundes und 
der Länder im Verfahren der Zusammenarbeit und Kohärenz nach Kapitel 
VII der Verordnung (EU) 2016/679. Die Zuständigkeit der nach Artikel 85 
und 91 der Verordnung (EU) 2016/679 eingerichteten spezifischen Auf-
sichtsbehörden im Bereich der Presse, des Rundfunks und der Kirchen und 
religiösen Vereinigungen bleibt hiervon unberührt. 
Die in der Verordnung (EU) 2016/679 enthaltenen Definitionen der Artikel 
56 Absatz 1 i. V. m. Artikel 4 Nummer 16 (federführende Behörde) bzw. Ar-
tikel 4 Nummer 22 (betroffene Behörde) dienen der Zuständigkeitsabgren-
zung zwischen den Aufsichtsbehörden verschiedener Mitgliedstaaten. Sie 
verhalten sich nicht zur innerstaatlichen Zuständigkeitsverteilung. Aus in-
nerstaatlicher Perspektive adressiert die Verordnung (EU) 2016/679 daher 
die mitgliedstaatliche Aufsicht in ihrer Gesamtheit, nicht aber jede einzelne 
Aufsichtsbehörde in einem föderal strukturierten Mitgliedstaat. Auch wenn 
die Mitgliedstaaten bei der Festlegung der innerstaatlichen Zuständigkeiten 
die Möglichkeit zu Abweichungen haben, ist die Übertragung des von der 
Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehenen Rollenkonzepts sachgerecht. 
Dies stellt den Gleichlauf zwischen der Verordnung und der innerstaatlichen 
Ausgestaltung der Zuständigkeiten in Verfahren grenzüberschreitender Da-
tenverarbeitung her. 

 

(1) Federführende Aufsichtsbehörde eines 
Landes im Verfahren der Zusammenarbeit 
und Kohärenz nach Kapitel VII der Verord-
nung (EU) 2016/679 ist die Aufsichtsbehörde 
des Landes, in dem der Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter seine Hauptnieder-
lassung im Sinne des Artikels 4 Nummer 16 
der Verordnung (EU) 2016/679 oder seine 
einzige Niederlassung in der Europäischen 
Union im Sinne des Artikels 56 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 hat. Im Zustän-
digkeitsbereich der oder des Bundesbeauf-
tragten gilt Artikel 56 Absatz 1 in Verbindung 
mit Artikel 4 Nummer 16 der Verordnung 

Mit Absatz 1 wird ein an Artikel 56 Absatz 1 i. V. m. Artikel 4 Nummer 16 
(federführende Behörde) der Verordnung (EU) 2016/679 eng angelehntes 
Konzept zur innerstaatlichen Festlegung der federführenden Behörde etab-
liert. Innerhalb der sachlichen Zuständigkeit der Aufsichtsbehörden der Län-
der ist federführende Aufsichtsbehörde die Aufsichtsbehörde desjenigen 
Landes, in dem der für die Datenverarbeitung Verantwortliche seine Haupt-
niederlassung im Sinne des Artikel 4 Nummer 16 oder einzige Niederlas-
sung in der Europäischen Union im Sinne des Artikel 56 der Verordnung 
(EU) 2016/679 hat (Satz 1). Satz 2 enthält eine Sonderregelung für die oder 
den Bundesbeauftragten. Die oder der Bundesbeauftragte ist in ihrem oder 
seinen sachlichen Zuständigkeitsbereich federführende Aufsichtsbehörde, 
wenn der Verantwortliche seine Hauptniederlassung oder einzige EU-Nie-
derlassung in der Bundesrepublik Deutschland hat. Artikel 56 der Verord-

(1) Federführende Aufsichtsbehörde eines 
Landes im Verfahren der Zusammenarbeit 
und Kohärenz nach Kapitel VII der Verord-
nung (EU) 2016/679 ist die Aufsichtsbehörde 
des Landes, in dem der Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter seine Hauptnieder-
lassung im Sinne des Artikels 4 Nummer 16 
der Verordnung (EU) 2016/679 oder seine 
einzige Niederlassung in der Europäischen 
Union im Sinne des Artikels 56 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 hat. Hat der Ver-
antwortliche oder Auftragsverarbeiter meh-
rere inländische Niederlassungen, ist die Auf-
sichtsbehörde des Landes zuständig, in dem 
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(EU) 2016/679 entsprechend. Besteht über 
die Federführung kein Einvernehmen, findet 
für die Festlegung der federführenden Auf-
sichtsbehörde das Verfahren des § 18 Ab-
satz 2 entsprechende Anwendung. 

nung (EU) 2016/679 findet daher entsprechende Anwendung. Satz 3 ver-
weist im Fall von widersprüchlichen Standpunkten auf den in § 18 Absatz 2 
vorgesehenen Entscheidungsmechanismus. Besteht kein Einvernehmen 
zwischen den Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder über die fe-
derführende Aufsichtsbehörde, legen der gemeinsame Vertreter und sein 
Stellvertreter einen Entscheidungsvorschlag vor. Besteht auch zwischen 
diesen Dissens, gibt die Stimme des gemeinsamen Vertreters den Aus-
schlag. Der gemeinsame Vorschlag kann durch die einfache Mehrheit der 
Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder ersetzt werden. 
Der Bestimmung der federführenden Aufsichtsbehörde kommt eine Doppel-
funktion zu. Innerstaatlich sind an den Status der federführenden Behörde 
Rechte (§ 18 Absatz 2 Satz 1) und Pflichten (§ 19 Absatz 2 Satz 1) ge-
knüpft. Zugleich legt die Verordnung (EU) 2016/679 der federführenden Be-
hörde zahlreiche Pflichten auf. Im Verfahren der Zusammenarbeit nach Arti-
kel 60 hat die federführende Behörde Koordinierungs- und Informations-
pflichten. Nach Artikel 60 Absatz 6 im Verfahren der Zusammenarbeit und 
nach Artikel 65 Absatz 2 Satz 3 im Verfahren der Kohärenz gefasste Be-
schlüsse sind für die federführende Behörde und alle betroffenen Aufsichts-
behörden verbindlich und müssen nach Maßgabe des Artikels 60 Absatz 7 
bis 9, gegebenenfalls in Verbindung mit Artikel 65 Absatz 6 der Verordnung 
(EU) 2016/679, vollzogen werden. 
Artikel 51 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 verpflichtet Mitgliedstaa-
ten mit mehreren Aufsichtsbehörden dazu, sicherzustellen, dass alle inner-
staatlichen Aufsichtsbehörden die Regeln für das Kohärenzverfahren ein-
halten. § 19 Absatz 1 legt daher fest, welche deutsche Aufsichtsbehörde 
den aus der Verordnung (EU) 2016/679 folgenden Verpflichtungen der fe-
derführenden Behörde nachzukommen hat. 
Einer Bestimmung der innerstaatlich „betroffenen“ Aufsichtsbehörde bedarf 
es hingegen nicht. Sofern die Voraussetzungen des Artikels 4 Nummer 22 
der Verordnung (EU) 2016/679 vorliegen, sind die Aufsichtsbehörden des 
Bundes und der Länder in ihrer Gesamtheit betroffen und an die Einhaltung 
der aus dem Verfahren der Zusammenarbeit und Kohärenz gemäß Kapitel 
VII der Verordnung (EU) 2016/679 erwachsenden Pflichten gebunden. Ins-
besondere sind Beschlüsse, die gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 Bin-
dungswirkung entfalten, für alle Aufsichtsbehörden des Bundes und der 
Länder im Rahmen ihrer Zuständigkeit verbindlich. 

der Verantwortliche seine inländische Haupt-
verwaltung hat oder in der die Verarbeitungs-
tätigkeiten des Auftragsverarbeiters haupt-
sächlich stattfinden. Im Fall einer ausschließ-
lich innerstaatlichen Verarbeitung finden Satz 
1 und 2 entsprechende Anwendung. Im Zu-
ständigkeitsbereich der oder des Bundesbe-
auftragten gilt Artikel 56 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 4 Nummer 16 der Verord-
nung (EU) 2016/679 entsprechend. Für die 
Festlegung derzuständigen Aufsichtsbehörde 
Besteht über die Federführung kein Einver-
nehmen, findet für die Festlegung der feder-
führenden Aufsichtsbehörde das Verfahren 
des § 18 Absatz 2 entsprechende Anwen-
dung. 

(2) Die Aufsichtsbehörde, bei der eine be-
troffene Person Beschwerde eingereicht hat, 
gibt die Beschwerde an die federführende 
Aufsichtsbehörde nach Absatz 1, in Erman-
gelung einer solchen an die Aufsichtsbe-

Absatz 2 trifft die innerstaatlich notwendige Festlegung, welche Aufsichts-
behörde gegenüber dem Beschwerdeführer, der bei einer deutschen Auf-
sichtsbehörde Beschwerde eingelegt hat, den Beschluss gemäß Artikel 60 
Absatz 7 bis 9, ggf. in Verbindung mit Artikel 65 Absatz 6, der Verordnung 
(EU) 2016/679 zu erlassen hat. Die Verordnung (EU) 2016/679 bestimmt 
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hörde eines Landes ab, in dem der Verant-
wortliche oder der Auftragsverarbeiter eine 
Niederlassung hat. Wird eine Beschwerde 
bei einer sachlich unzuständigen Aufsichts-
behörde eingereicht, gibt diese, sofern eine 
Abgabe nach Satz 1 nicht in Betracht kommt, 
die Beschwerde an die Aufsichtsbehörde am 
Wohnsitz des Beschwerdeführers ab. Die 
empfangende Aufsichtsbehörde gilt als die 
Aufsichtsbehörde nach Maßgabe des Kapi-
tels VII der Verordnung (EU) 2016/679, bei 
der die Beschwerde eingereicht worden ist, 
und kommt den Verpflichtungen aus Artikel 
60 Absatz 7 bis 9 und Artikel 65 Absatz 6 der 
Verordnung (EU) 2016/679 nach. 

mit unmittelbarer Geltung, dass ein Beschwerdeführer, der bei einer deut-
schen Aufsichtsbehörde eine Beschwerde einlegt, von einer deutschen Auf-
sichtsbehörde beschieden werden muss. Die Verordnung (EU) 2016/679 
ermöglicht jedoch die Berücksichtigung innerstaatlicher Zuständigkeiten 
und somit Abgaben von Beschwerden an die jeweils sachnächste Auf-
sichtsbehörde. 
Satz 1 bestimmt, dass eingehende Beschwerden an die federführende Auf-
sichtsbehörde oder – nachrangig – an die Aufsichtsbehörde einer Nieder-
lassung des für die Verarbeitung Verantwortlichen oder des Auftragsverar-
beiters abzugeben sind. Besteht weder eine inländische Hauptniederlas-
sung noch eine anderweitige Niederlassung in der Bundesrepublik, gibt 
eine sachlich unzuständige Aufsichtsbehörde die Beschwerde an die sach-
lich zuständige Aufsichtsbehörde am Wohnsitz des Beschwerdeführers ab 
(Satz 2). Wird hingegen eine Beschwerde bei einer sachlich zuständigen 
Aufsichtsbehörde eingereicht, ist diese unabhängig davon, ob der Be-
schwerdeführer in einem anderen Bundesland einen Wohnsitz hat, für die 
Bearbeitung der Beschwerde zuständig, sofern eine Abgabe nach Satz 1 
(Hauptniederlassung oder Niederlassung in einem anderen Bundesland) 
nicht in Betracht kommt. Satz 3 bestimmt, dass die nach Satz 1 und 2 die 
Beschwerde übernehmenden Aufsichtsbehörden für die gegenüber dem 
Beschwerdeführer nach Maßgabe der Verordnung (EU) 2016/679 zu erlas-
senden Beschlüsse zuständig sind. 

Kapitel 6 - Rechtsbehelfe   

§ 20 - Gerichtlicher Rechtsschutz § 20 dient sowohl der Durchführung des Artikels 78 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 als auch der Umsetzung des Artikels 53 Absatz 1 der 
Richtlinie (EU) 2016/680. Danach hat jede natürliche oder juristische Per-
son das Recht auf einen wirksamen gerichtlichen Rechts-behelf gegen ei-
nen sie betreffenden rechtsverbindlichen Beschluss einer Aufsichtsbehörde. 
§ 20 findet keine Anwendung, soweit durch bereichsspezifische Rechtsvor-
schriften des Bundes der Rechtsweg vor anderen Gerichten als den Gerich-
ten der Verwaltungsgerichtsbarkeit eröffnet ist (siehe z. B. § 51 Sozialge-
richtsgesetz für die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit; zudem behält sich 
der Gesetzgeber z. B. vor, für datenschutzrechtliche Fragen im Anwen-
dungsbereich der Abgabenordnung in einem gesonderten Gesetzgebungs-
verfahren den Finanzrechtsweg zu eröffnen). 

 

(1) Für Streitigkeiten zwischen einer natürli-
chen oder einer juristischen Person und einer 
Aufsichtsbehörde des Bundes oder eines 
Landes über Rechte gemäß Artikel 78 Ab-
satz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 
sowie § 61 ist der Verwaltungsrechtsweg ge-
geben. Satz 1 gilt nicht für Bußgeldverfahren. 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass von § 20 Absatz 1 Satz 1 das Bußgeldver-
fahren ausgenommen ist, da in dessen Anwendungsbereich nicht der Ver-
waltungsrechtsweg, sondern der Weg zu den Gerichten der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit gegeben ist. 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die Rechts-
wegzuweisung in § 20 Absatz 1 BDSG-E ei-
nen über die allgemeine Rechtswegzuwei-
sung in § 40 Absatz 1 VwGO hinausgehen-
den Regelungsgehalt haben soll. Ist das der 
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Fall, sollte der über § 40 Absatz 1 VwGO hin-
ausgehende Regelungsgehalt im Wortlaut 
der Norm deutlicher zum Ausdruck gebracht 
werden. Ist das nicht der Fall, könnte die Vor-
schrift des §20 Absatz 1 BDSG-E gestrichen 
werden. 

(2) Die Verwaltungsgerichtsordnung ist nach 
Maßgabe der Absätze 3 bis 7 anzuwenden. 

  

(3) Für Verfahren nach Absatz 1 Satz 1 ist 
das Verwaltungsgericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk die Aufsichtsbehörde ihren 
Sitz hat. 

Durch Absatz 3 wird die örtliche Zuständigkeit beim Verwaltungsgericht am 
Sitz der Aufsichtsbehörde konzentriert 

 

(4) In Verfahren nach Absatz 1 Satz 1 ist die 
Aufsichtsbehörde beteiligungsfähig. 

Absatz 4 ist im Rahmen des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundge-
setzes eine kompetenzrechtlich zulässige Abweichung von § 61 Nummern 
3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung. 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die Regelun-
gen des § 20 Absatz 4 und des § 20 Absatz 
5 Nummer 2 des BDSG-E, welche auch die 
Aufsichtsbehörden der Länder erfassen, in-
soweit von der Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes gedeckt sind, ob zwischen den 
Regelungen des § 20 Absatz 5 Nummer 1 
und des § 20 Absatz 7 BDSG-E ein Wider-
spruch besteht und ob Regelungen zur Ver-
waltungsvollstreckung anzupassen sind. 

(5) Beteiligte eines Verfahrens nach Absatz 1 
Satz 1 sind 
1. die natürliche oder juristische Person als 
Klägerin oder Antragstellerin und 
2. die Aufsichtsbehörde als Beklagte oder 
Antragsgegnerin. 
§ 63 Nummer 3 und 4 der Verwaltungsge-
richtsordnung bleibt unberührt. 

 Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die Regelun-
gen in § 20 Absatz 5 BDSG-E und § 21 Ab-
satz 4 Satz 2 BDSG-E entfallen können 

(6) Ein Vorverfahren findet nicht statt. Nach Absatz 6 ist das Vorverfahren ausgeschlossen. Mangels einer der 
Aufsichtsbehörde übergeordneten Behörde würde der mit einem Vorverfah-
ren angestrebte Devolutiveffekt nicht erreicht. 

 

(7) Die Aufsichtsbehörde darf gegenüber ei-
ner Behörde oder deren Rechtsträger nicht 
die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungs-ge-
richtsordnung anordnen. 

Nach Absatz 7 ist die Aufsichtsbehörde nicht befugt, durch Verwaltungsent-
scheidung die aufschiebende Wirkung der Anfechtungsklage einer anderen 
Behörde oder deren Rechtsträgers auszuschließen. Unbeschadet der An-
ordnungskompetenz der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit stehen sich die beteiligten Verwaltungsträger 
nicht in einem Subordinationsverhältnis gegenüber. Im Fall einer Verwal-
tungs-streitsache kann eine verbindliche Entscheidung allein durch das Ver-
waltungsgericht getroffen werden. 

a) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetz-
gebungsverfahren klarzustellen, dass der 
Ausschluss einer Anordnung der sofortigen 
Vollziehbarkeit gegenüber Behörden (§ 20 
Absatz 7 BDSG-E) ebenso wie andere Ver-
fahrensregelungen des BDSG (zum Beispiel 
zum Zeugnisverweigerungsrecht, § 13 Ab-
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satz 6 BDSG-E) auch für die Aufsichtsbehör-
den der Länder gilt und zugleich zu klären, 
inwieweit Abweichungsrechte der Landesge-
setzgeber bestehen. 
b) Weiterhin wird gebeten, im Zusammen-
hang mit dem in § 20 Absatz 7 BDSG-E vor-
gesehenen Ausschluss des Sofortvollzugs zu 
prüfen, welche Rechtsmittel den Aufsichtsbe-
hörden zustehen sollen, um in Einzelfällen 
Untersagungsanordnungen und sonstige Ein-
griffsmaßnahmen im Eilverfahren bei den 
Gerichten zu erwirken. 

§ 21 - Antrag der Aufsichtsbehörde auf 
gerichtliche Entscheidung bei angenom-
mener Rechtswidrigkeit eines Beschlus-
ses der Europäischen Kommission 

Nach Artikel 58 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 47 Ab-
satz 5 der Richtlinie (EU) 2016/680 sehen die Mitgliedstaaten durch Rechts-
vorschriften vor, dass Aufsichtsbehörden befugt sind, gegebenenfalls die 
Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens zu be-treiben oder sich sonst da-
ran zu beteiligen, um die Bestimmungen der Verordnung oder Richtlinie 
durchzusetzen. 
§ 21 enthält erstmals eine Regelung zu Rechtsbehelfen der Aufsichtsbehör-
den des Bundes und der Länder gegen Angemessenheitsbeschlüsse der 
Europäischen Kommission nach Artikel 45 der Verordnung (EU) 2016/679 
und Artikel 36 der Richtlinie (EU) 2016/680, gegen Genehmigungen von 
Standarddatenschutzklauseln und genehmigte Verhaltensregeln nach Arti-
kel 46 Absatz 2 Buchstabe c bis e Verordnung (EU) 2016/679 sowie gegen 
Beschlüsse über die Allgemeingültigkeit von Verhaltensregeln nach Artikel 
40 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2016/679. 
§ 21 dient insbesondere der Umsetzung des EuGH-Urteils vom 6. Oktober 
2015 (Rs. C-362/14, Maximillian Schrems ./. Data Protection Commissio-
ner), in dem der Europäische Gerichtshof die Angemessenheitsentschei-
dung der Europäischen Kommission [Entscheidung der Europäischen Kom-
mission vom 26. Juli 2000 gemäß der Richtlinie 95/46/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über die Angemessenheit des von den 
Grundsätzen des „sicheren Hafens“ und der diesbezüglichen „Häufig ge-
stellten Fragen“ (FAQ) gewährleisteten Schutzes, vorgelegt vom Handels-
ministerium der USA (2000/520/EG)] für ungültig erklärt hat. In Rn. 65 des 
Urteils heißt es: „Hält die Kontrollstelle die Rügen der Person, die sich mit 
einer Eingabe zum Schutz ihrer Rechte und Freiheiten bei der Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten an sie gewandt hat, dagegen für begrün-
det, muss sie nach Artikel 28 Absatz 3 Unterabsatz 1 dritter Gedankenstrich 
der Richtlinie 95/46 im Licht insbesondere von Artikel 8 Absatz 3 der Charta 
ein Klagerecht haben. Insoweit ist es Sache des nationalen Gesetzgebers, 
Rechtsbehelfe vorzusehen, die es der betreffenden nationalen Kontrollstelle 
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ermöglichen, die von ihr für begründet erachteten Rügen vor den nationalen 
Gerichten geltend zu machen, damit diese, wenn sie die Zweifel der Kon-
trollstelle an der Gültigkeit der Entscheidung der Europäischen Kommission 
teilen, um eine Vorabentscheidung über deren Gültigkeit ersuchen.“ Ein na-
tionales Gericht wird den Europäischen Gerichtshof im Wege des Vorabent-
scheidungsverfahren nach Artikel 267 AEUV befassen, wenn es die Zweifel 
der Kontrollstelle an der Gültigkeit des Beschlusses der Europäischen Kom-
mission teilt; im Rahmen des § 21 kann sich die Aufsichtsbehörde nunmehr 
gerichtlich an das Bundesverwaltungsgericht wenden, dieses hat die nach 
Artikel 267 AEUV bestehende Prüfungskompetenz. 

(1) Hält eine Aufsichtsbehörde einen Ange-
messenheitsbeschluss der Europäischen 
Kommission, einen Beschluss über die Aner-
kennung von Standardschutzklauseln oder 
über die Allgemeingültigkeit von genehmig-
ten Verhaltensregeln, auf dessen Gültigkeit 
es für eine Entscheidung der Aufsichtsbe-
hörde ankommt, für rechtswidrig, so hat die 
Aufsichtsbehörde ihr Verfahren auszusetzen 
und einen Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung zu stellen. 

  

(2) Für Verfahren nach Absatz 1 ist der Ver-
waltungsrechtsweg gegeben. Die Verwal-
tungsgerichtsordnung ist nach Maßgabe der 
Absätze 3 bis 6 anzuwenden. 

  

(3) Über einen Antrag der Aufsichtsbehörde 
nach Absatz 1 entscheidet im ersten und 
letzten Rechtszug das Bundesverwaltungs-
gericht. 

  

(4) In Verfahren nach Absatz 1 ist die Auf-
sichtsbehörde beteiligungsfähig. An einem 
Verfahren nach Absatz 1 ist die Aufsichtsbe-
hörde als Antragstellerin beteiligt; § 63 Num-
mer 3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
bleibt unberührt. Das Bundesverwaltungsge-
richt kann der Europäischen Kommission Ge-
legenheit zur Äußerung binnen einer zu be-
stimmenden Frist geben. 

Absatz 4 Satz 2 ist § 47 Absatz 2 Satz 3 Verwaltungsgerichtsordnung, Ab-
satz 5 ist § 47 Absatz 4 Verwaltungsgerichtsordnung entlehnt. 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die Regelun-
gen in § 20 Absatz 5 BDSG-E und § 21 Ab-
satz 4 Satz 2 BDSG-E entfallen können 

(5) Ist ein Verfahren zur Überprüfung der 
Gültigkeit eines Beschlusses der Europäi-
schen Kommission nach Absatz 1 bei dem 

Siehe Absatz 4  
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Gerichtshof der Europäischen Union anhän-
gig, so kann das Bundesverwaltungsgericht 
anordnen, dass die Verhandlung bis zur Erle-
digung des Verfahrens vor dem Gerichtshof 
der Europäischen Union auszusetzen sei. 
(6) In Verfahren nach Absatz 1 ist § 47 Ab-
satz 5 Satz 1 und Absatz 6 der Verwaltungs-
gerichtsordnung entsprechend anzuwenden. 
Kommt das Bundesverwaltungsgericht zu der 
Überzeugung, dass der Beschluss der Euro-
päischen Kommission nach Ab-satz 1 gültig 
ist, so stellt es dies in seiner Entscheidung 
fest. Andernfalls legt es die Frage nach der 
Gültigkeit des Beschlusses gemäß Artikel 
267 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union dem Gerichtshof der 
Europäischen Union zur Ent-scheidung vor. 

  

Teil 2 - Durchführungsbestimmungen für 
Verarbeitungen zu Zwecken gemäß Artikel 
2 der Verordnung (EU) 2016/679 

  

Kapitel 1 - Rechtsgrundlagen der Verar-
beitung personenbezogener Daten 

  

Abschnitt 1 - Verarbeitung besonderer Ka-
tegorien personenbezogener Daten und 
Verarbeitung zu 
anderen Zwecken 

  

§ 22 - Verarbeitung besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten 

Nach Artikel 9 Absatz 1 Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten grundsätzlich untersagt. 
Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 sieht jedoch Ausnahmen 
von diesem Verbot vor. In den Fällen des Artikels 9 Absatz 2 Buchstaben b, 
g, h und i der Verordnung (EU) 2016/679 sind die Ausnahmen durch natio-
nale Regelungen auszugestalten. Neben einem Ausnahmetatbestand ist im 
Übrigen stets erforderlich, dass eine Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 
nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 vorliegt. 

 

(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 zulässig 
1. durch öffentliche und nicht-öffentliche Stel-
len, wenn sie 

§ 22 Absatz 1 legt fest, unter welchen Voraussetzungen die Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten ausnahmsweise zulässig 
ist. Durch die Stellung im Teil 2 findet die Regelung nur Anwendung für Ver-
arbeitungen zu Zwecken gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679. 
Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten ist 
nicht nur auf dieser Rechtsgrundlage zulässig, sondern etwa auch auf der 
Grundlage der sich unmittelbar aus Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2016/679 ergebenden Ausnahmetatbestände einschließlich sonstiger auf 

(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 ist dDie Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 zulässig, 
wenn sie  
1. durch öffentliche und nicht-öffentliche Stel-
len, wenn sie 
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a) erforderlich ist, um die aus dem Recht der 
sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes 
erwachsenden Rechte auszuüben und den 
diesbezüglichen Pflichten nachzukommen, 
b) zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, für 
die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des Be-
schäftigten, für die medizinische Diagnostik, 
die Versorgung oder Behandlung im Gesund-
heits- oder Sozialbereich oder für die Verwal-
tung von Systemen und Diensten im Ge-
sundheits- und Sozialbereich oder aufgrund 
eines Vertrags der betroffenen Person mit ei-
nem Angehörigen eines Gesundheitsberufs 
erforderlich ist, und diese Daten von ärztli-
chem Personal oder durch sonstige Perso-
nen, die einer entsprechenden Geheimhal-
tungspflicht unterliegen, oder unter deren 
Verantwortung verarbeitet werden, oder 
c) aus Gründen des öffentlichen Interesses 
im Bereich der öffentlichen Gesundheit, wie 
dem Schutz vor schwerwiegenden grenz-
überschreitenden Gesundheitsgefahren oder 
zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und Si-
cherheitsstandards bei der Gesundheitsver-
sorgung und bei Arzneimitteln und Medizin-
produkten erforderlich ist; ergänzend zu den 
in Absatz 2 genannten Maßnahmen sind ins-
besondere die berufsrechtlichen und straf-
rechtlichen Vorgaben zur Wahrung des Be-
rufsgeheimnisses einzuhalten, 
2. durch öffentliche Stellen, wenn sie 
a) aus Gründen eines erheblichen öffentli-
chen Interesses zwingend erforderlich ist, 
b) zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit erforderlich ist, 
c) zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher 
Belange des Gemeinwohls zwingend erfor-
derlich ist oder 
d) aus zwingenden Gründen der Verteidi-
gung oder der Erfüllung über- oder zwischen-
staatlicher Verpflichtungen einer öffentlichen 

der Grundlage der Verordnung (EU) 2016/679 erlassenen bereichsspezifi-
schen Regelungen. 
Auf Absatz 1 Nummer 1 kann die Verarbeitung besonderer Kategorien per-
sonenbezogener Daten durch öffentliche und nicht-öffentliche Stellen 
gleichermaßen gestützt werden, während Absatz 1 Nummer 2 nur Ausnah-
metatbestände für öffentliche Stellen enthält. Im Einzelnen wird mit der Vor-
schrift von den Öffnungsklauseln des Artikels 9 Absatz 2 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2016/679 (in Bezug auf Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe 
a), des Artikels 9 Absatz 2 Buchstabe h i. V. m. Absatz 3 der Verordnung 
(EU) 2016/679 (in Bezug auf Ab-satz 1 Nummer 1 Buchstabe b), des Arti-
kels 9 Absatz 2 Buchstabe i der Verordnung (EU) 2016/679 (in Bezug auf 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c) und des Artikels 9 Absatz 2 Buchstabe g 
der Verordnung (EU) 2016/679 (in Bezug auf Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a bis d Gebrauch gemacht. Der zweite Halbsatz in Absatz 1 Nummer 
1 Buchstabe c dient der Klarstellung in Umsetzung des Artikels 9 Absatz 2 
Buchstabe i der Verordnung (EU) 2016/679: Das deutsche Recht sieht be-
reits umfangreiche angemessene und spezifische Maßnahmen zum Schutz 
des Berufsgeheimnisses vor, insbesondere durch § 203 StGB und die ein-
schlägigen Berufsordnungen. Daneben können auch die in § 22 Absatz 2 
genannten Maßnahmen der Wahrung des Berufsgeheimnisses dienen. 
Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener nach Absatz 
1 Nummer 2 er-fordert zusätzlich eine Interessensabwägung, wie dies Arti-
kel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2016/679 vorsieht, indem 
die Verarbeitung in einem angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten 
Zweck stehen und den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahren 
muss. 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b entspricht im wesentlichen § 13 Absatz 2 
Nummer 7 und § 28 Absatz 7 BDSG a. F. und setzt Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe h der Verordnung (EU) 2016/679 um. Auf eine explizite Nen-
nung der Arbeitsmedizin wird verzichtet, da der Begriff der Gesundheitsvor-
sorge auch die arbeitsmedizinische Vorsorge beinhaltet. In Deutschland 
gibt es im Übrigen keine Verarbeitung besonderer Kategorien personenbe-
zogener Daten zu Zwecken besonderer Facharztrichtungen, zum Beispiel 
zum Zweck der Arbeitsmedizin. Die Verarbeitung erfolgt jeweils entspre-
chend den inhaltlichen Zwecken, die sich aus Buchstabe b oder dem be-
reichsspezifischen Recht ergeben. 
Mit der gewählten Formulierung wird klargestellt, dass ein Vertrag zwischen 
einem Patienten und einem Angehörigen eines Gesundheitsberufs, also der 
Behandlungsvertrag gemäß §§ 630a ff. BGB, gemeint ist. Daher findet die 
Regelung im Bereich der Humanmedizin für (Zahn-)Ärzte, Psychologische 
Psychotherapeuten, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten Anwen-
dung. Darüber hinaus werden vom Behandlungsvertrag auch Angehörige 

a) erforderlich ist, um die aus dem Recht der 
sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes 
erwachsenden Rechte auszuüben und den 
diesbezüglichen Pflichten nachzukommen, 
b) zum Zwecke der Gesundheitsvorsorge, für 
die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des Be-
schäftigten, für die medizinische Diagnostik, 
die Versorgung oder Behandlung im Gesund-
heits- oder Sozialbereich oder für die Verwal-
tung von Systemen und Diensten im Gesund-
heits- und Sozialbereich oder aufgrund eines 
Vertrags der betroffenen Person mit einem 
Angehörigen eines Gesundheitsberufs erfor-
derlich ist, und diese Daten von ärztlichem 
Personal oder durch sonstige Personen, die 
einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht 
unterliegen, oder unter deren Verantwortung 
verarbeitet werden., oder 
c) aus Gründen des öffentlichen Interesses 
im Bereich der öffentlichen Gesundheit, wie 
dem Schutz vor schwerwiegenden grenz-
überschreitenden Gesundheitsgefahren oder 
zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und Si-
cherheitsstandards bei der Gesundheitsver-
sorgung und bei Arzneimitteln und Medizin-
produkten erforderlich ist; ergänzend zu den 
in Absatz 2 genannten Maßnahmen sind ins-
besondere die berufsrechtlichen und straf-
rechtlichen Vorgaben zur Wahrung des Be-
rufsgeheimnisses einzuhalten, 
2. durch öffentliche Stellen, wenn sie 
a) aus Gründen eines erheblichen öffentli-
chen Interesses zwingend erforderlich ist, 
b) zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit erforderlich ist, 
c) zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher 
Belange des Gemeinwohls zwingend erfor-
derlich ist oder 
d) aus zwingenden Gründen der Verteidi-
gung oder der Erfüllung über- oder zwischen-
staatlicher Verpflichtungen einer öffentlichen 
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Stelle des Bundes auf dem Gebiet der Kri-
senbewältigung oder Konfliktverhinderung o-
der für humanitäre Maßnahmen erforderlich 
ist und soweit die Interessen des Verantwort-
lichen an der Datenverarbeitung in den Fäl-
len der Nummer 2 die Interessen der be-
troffenen Person überwiegen. 

anderer Heilberufe, deren Ausbildung nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 
des Grundgesetzes durch Bundesgesetz (Hebammen, Masseure und medi-
zinische Bademeister, Ergotherapeuten, Logopäden, Physiotherapeuten u. 
a.) geregelt ist, oder Heilpraktiker erfasst. 
Soweit es nach § 22 Absatz 1 Nummer 1 b) zulässig ist, dass „diese Daten 
von Fachpersonal oder unter dessen Verantwortung verarbeitet werden und 
dieses Fachpersonal dem Berufsgeheimnis unterliegt" sind auch die Erfül-
lungsgehilfen der genannten Gesundheits- und Heilberufe erfasst. 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstaben a bis d entsprechen im wesentlichen § 13 
Absatz 1 Nummern 1, 5, 6 und 9 BDSG a. F. Ein erhebliches öffentliches 
Interesse nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a ist insbesondere in den 
Fällen anzunehmen, in denen biometrische Daten zu Zwecken der eindeuti-
gen Identifikation Betroffener verarbeitet werden. 

Stelle des Bundes auf dem Gebiet der Kri-
senbewältigung oder Konfliktverhinderung o-
der für humanitäre Maßnahmen erforderlich 
ist und soweit die Interessen des Verantwort-
lichen an der Datenverarbeitung in den Fäl-
len der Nummer 2 die Interessen der be-
troffenen Person überwiegen 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind ange-
messene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Interessen der betroffenen Per-
son vorzusehen. Unter Berücksichtigung des 
Stands der Technik, der Implementierungs-
kosten und der Art, des Umfangs, der Um-
stände und der Zwecke der Verarbeitung so-
wie der unterschiedlichen Eintrittswahr-
scheinlichkeit und Schwere der mit der Ver-
arbeitung verbundenen Risiken für die 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen 
können dazu insbesondere gehören: 
1. technisch organisatorische Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Verarbeitung 
gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 er-
folgt, 
2. Maßnahmen, die gewährleisten, dass 
nachträglich überprüft und festgestellt wer-
den kann, ob und von wem personenbezo-
gene Daten eingegeben, verändert oder ent-
fernt worden sind, 
3. Sensibilisierung der an Verarbeitungsvor-
gängen Beteiligten, 
4. Benennung einer oder eines Datenschutz-
beauftragten, 
5. Beschränkung des Zugangs zu den perso-
nenbezogenen Daten innerhalb der verant-
wortlichen Stelle und von Auftragsverarbei-
tern, 

Absatz 2 Satz 1 und 2 setzt das Erfordernis aus Artikel 9 Absatz 2 Buch-
stabe b, g und i der Verordnung (EU) 2016/679 um, „geeignete Garantien 
für die Grundrechte und die Interessen der betroffenen Person“ bzw. „ange-
messene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und 
Interessen der betroffenen Person“ vorzusehen. Die in Absatz 2 Satz 2 auf-
geführten Maßnahmen treffen jeden Verantwortlichen und damit auch je-
den, der besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet. 
Die in Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe h der Verordnung (EU) 2016/679 unter 
Bezugnahme auf den Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
forderten besonderen Garantien sind unmittelbar durch Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe b umgesetzt und werden daher mit Absatz 2 Satz 3 von Absatz 
2 ausgenommen. 
 

(2) Bei einer nach Artikel 9 Absatz 2 Buch-
stabe a der Verordnung (EU) 2016/679 zu-
lässigen Verarbeitung von genetischen Da-
ten, biometrischen Da- 
ten und Gesundheitsdaten und Iin den Fällen 
des Absatzes 1 sind angemessene und spe-
zifische Maßnahmen zur Wahrung der Inte-
ressen der betroffenen Person vorzusehen. 
Unter Berücksichtigung des Stands der Tech-
nik, der Implementierungskosten und der Art, 
des Umfangs, der Umstände und der Zwecke 
der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen 
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der 
mit der Verarbeitung verbundenen Risiken für 
die Rechte und Freiheiten natürlicher Perso-
nen können dazu insbesondere gehören: 
1. technisch organisatorische Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Verarbeitung 
gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 er-
folgt, 
2. Maßnahmen, die gewährleisten, dass 
nachträglich überprüft und festgestellt wer-
den kann, ob und von wem personenbezo-
gene Daten eingegeben, verändert oder ent-
fernt worden sind, 
3. Sensibilisierung der an Verarbeitungsvor-
gängen Beteiligten, 
4. Benennung einer oder eines Datenschutz-
beauftragten, 
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6. Pseudonymisierung personenbezogener 
Daten, 
7. Verschlüsselung personenbezogener Da-
ten,  
8. Sicherstellung der Fähigkeit, Vertraulich-
keit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbar-
keit der Systeme und Dienste im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten einschließlich der Fähigkeit, die 
Verfügbarkeit und den Zugang bei einem 
physischen oder technischen Zwischenfall 
rasch wiederherzustellen, 
9. zur Gewährleitung der Sicherheit der Ver-
arbeitung die Einrichtung eines Verfahrens 
zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung 
und Evaluierung der Wirksamkeit der techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen o-
der 
10. spezifische Verfahrensregelungen, die im 
Fall einer Übermittlung oder Verarbeitung für 
andere Zwecke die Einhaltung der Vorgaben 
dieses Gesetzes sowie der Verordnung (EU) 
2016/679 sicherstellen.  
Die Sätze 1 und 2 finden in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe b keine 
Anwendung. 

5. Beschränkung des Zugangs zu den perso-
nenbezogenen Daten innerhalb der verant-
wortlichen Stelle und von Auftragsverarbei-
tern, 
6. Pseudonymisierung personenbezogener 
Daten, 
7. Verschlüsselung personenbezogener Da-
ten,  
8. Sicherstellung der Fähigkeit, Vertraulich-
keit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbar-
keit der Systeme und Dienste im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten einschließlich der Fähigkeit, die 
Verfügbarkeit und den Zugang bei einem 
physischen oder technischen Zwischenfall 
rasch wiederherzustellen, 
9. zur Gewährleitung der Sicherheit der Ver-
arbeitung die Einrichtung eines Verfahrens 
zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung 
und Evaluierung der Wirksamkeit der techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen o-
der 
10. spezifische Verfahrensregelungen, die im 
Fall einer Übermittlung oder Verarbeitung für 
andere Zwecke die Einhaltung der Vorgaben 
dieses Gesetzes sowie der Verordnung (EU) 
2016/679 sicherstellen.  
Die Sätze 1 und 2 finden in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe b keine 
Anwendung. 

§ 23 - Verarbeitung zu anderen Zwecken 
durch öffentliche Stellen 

Die Vorschrift schafft für öffentliche Stellen im Rahmen der jeweiligen Auf-
gabenerfüllung eine nationale Rechtsgrundlage für die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch denselben Verarbeiter zu einem anderen 
Zweck als zu demjenigen, zu dem er sie ursprünglich erhoben hat (Weiter-
verarbeitung). 

 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten zu einem anderen Zweck als zu demjeni-
gen, zu dem die Daten erhoben wurden, 
durch öffentliche Stellen im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung ist zulässig, wenn 
1. offensichtlich ist, dass sie im Interesse der 
betroffenen Person liegt und kein Grund zu 

Soweit eine der tatbestandlichen Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt ist, 
kann die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche 
Stellen auf diese Vorschrift gestützt werden. Dies gilt unabhängig davon, ob 
die Zwecke der Weiterverarbeitung mit den Zwecken, für die die Daten ur-
sprünglich erhoben wurden, nach Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
2016/679 vereinbar sind. 

Der Bundesrat bittet darum, im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren zu prüfen, ob es sich 
bei der in § 23 Absatz 1 Nummer 7 BDSG-E 
angesprochenen Datenverarbeitung unter 
anderem zu Zwecken der Wahrnehmung von 
Aufsichts- und Kontrollbefugnissen oder der 
Rechnungsprüfung und so weiter nicht um 
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der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis 
des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern würde, 
2. Angaben der betroffenen Person überprüft 
werden müssen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit bestehen, 
3. die Daten allgemein zugänglich sind oder 
der Verantwortliche sie veröffentlichen dürfte, 
es sei denn, dass das schutzwürdige Inte-
resse der betroffenen Person an dem Aus-
schluss der Weiterverarbeitung offensichtlich 
überwiegt, 
4. sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für 
das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit, die Verteidigung oder die 
nationale Sicherheit, zur Wahrung erhebli-
cher Belange des Gemeinwohls oder zur Si-
cherung des Steuer- und Zollaufkommens er-
forderlich ist, 
5. sie zur Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung o-
der zum Vollzug von Strafen oder Maßnah-
men im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 8 
des Strafgesetzbuchs oder von Erziehungs-
maßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des 
Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstre-
ckung von Geldbußen erforderlich ist, 
6. sie zur Abwehr einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung der Rechte einer anderen 
Person erforderlich ist oder 
7. sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und 
Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung 
oder der Durchführung von Organisationsun-
tersuchungen des Verantwortlichen dient; 
dies gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbil-
dungs- und Prüfungszwecken durch den Ver-
antwortlichen, soweit schutzwürdige Interes-
sen der betroffenen Person dem nicht entge-
genstehen. 

eine Verarbeitung handelt, die vom Erhe-
bungszweck im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe b DSGVO umfasst ist – mit der 
Folge, dass dieser Gedanke in einem geson-
derten Absatz zu regeln wäre. 

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Arti-
kels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Absatz 2 stellt für die Weiterverarbeitung besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
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2016/679 zu einem anderen Zweck als zu 
demjenigen, zu dem die Daten erhoben wur-
den, ist zulässig, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 und ein Ausnahmetatbestand 
nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2016/679 oder nach § 22 vorliegen. 

2016/679 klar, dass neben dem Vorliegen einer der tatbestandlichen Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 auch ein Ausnahmetat-bestand nach Artikel 
9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 vorliegen muss. 
Mit der Vorschrift wird von dem durch die Verordnung (EU) 2016/679 eröff-
neten Regelungsspielraum Gebrauch gemacht, wonach die Mitgliedstaaten 
nationale Regelungen in Fällen, in denen der Zweck der Weiterverarbeitung 
nicht mit dem ursprünglichen Zweck vereinbar ist, erlassen dürfen, soweit 
die nationale Regelung eine „in einer demokratischen Gesellschaft notwen-
dige und verhältnismäßige Maßnahme zum Schutz der in Artikel 23 Absatz 
1 genannten Ziele darstellt“. 
Die Vorschrift orientiert sich an den Regelungen des § 13 Absatz 2 und des 
§ 14 Absatz 2 bis 5 BDSG a. F. 

§ 24 - Verarbeitung zu anderen Zwecken 
durch nicht-öffentliche Stellen 

Die Vorschrift schafft eine nationale Rechtsgrundlage für die Weiterverar-
beitung personenbezogener Daten durch nicht-öffentliche Stellen. 

 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten zu einem anderen Zweck als zu demjeni-
gen, zu dem die Daten erhoben wurden, 
durch nicht-öffentliche Stellen ist zulässig, 
wenn  
1. sie zur Abwehr von Gefahren für die staat-
liche oder öffentliche Sicherheit oder zur Ver-
folgung von Straftaten erforderlich ist oder  
2. sie zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung rechtlicher Ansprüche erforder-
lich ist, sofern nicht die Interessen der be-
troffenen Person an dem Ausschluss der 
Verarbeitung überwiegen. 

Soweit eine der tatbestandlichen Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt ist, 
kann die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten-durch die nicht-öf-
fentliche Stelle auf diese Vorschrift gestützt werden unabhängig davon, ob 
die Zwecke der Weiterverarbeitung mit den ursprünglichen Zwecken, für die 
die Daten ursprünglich erhoben wurden, nach Artikel 6 Absatz 4 der Verord-
nung (EU) 2016/679 verein-bar sind. 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten zu einem anderen Zweck als zu demjeni-
gen, zu dem die Daten erhoben wurden, 
durch nicht-öffentliche Stellen ist zulässig, 
wenn  
1. sie zur Abwehr von Gefahren für die staat-
liche oder öffentliche Sicherheit oder zur Ver-
folgung von Straftaten erforderlich ist oder  
2. sie zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung zivilrechtlicher Ansprüche des 
Verantwortlichen gegenüber der betroffenen 
Person erforderlich ist, sofern kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass nicht die Interes-
sen der betroffenen Person an dem Aus-
schluss der Verarbeitung überwiegen. 

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Arti-
kels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 zu einem anderen Zweck als zu 
demjenigen, zu dem die Daten erhoben wur-
den, ist zulässig, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 und ein Ausnahmetatbestand 
nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2016/679 oder nach § 22 vorliegen. 

Absatz 2 stellt für die Weiterverarbeitung besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten klar, dass neben dem Vorliegen einer der tatbestandli-
chen Voraussetzungen des Absatzes 1 auch ein Ausnahmetatbestand nach 
Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 muss. 
Mit der Vorschrift wird von dem durch die Verordnung (EU) 2016/679 eröff-
neten Regelungsspielraum Gebrauch gemacht, wonach die Mitgliedstaaten 
nationale Regelungen in Fällen, in denen der Zweck der Weiterverarbeitung 
nicht mit dem ursprünglichen Zweck vereinbar ist, erlassen dürfen, soweit 
die nationale Regelung eine „ in einer demokratischen Gesellschaft notwen-
dige und verhältnismäßige Maßnahme zum Schutz der in Artikel 23 Absatz 
1 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ziele darstellt“. 
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Die Vorschrift orientiert sich an den Regelungen der § 28 Absatz 2 Nummer 
2 Buchstabe b, § 28 Absatz 2 i. V. m. Absatz 1 Nummer 2 sowie § 28 Ab-
satz 8 Satz 1 i. V. m. Absatz 6 Nummern 1 bis 3 und Absatz 7 Satz 2 BDSG 
a. F. 

§ 25 - Datenübermittlungen durch öffentli-
che Stellen 

Die Vorschrift führt den präzisen Ansatz der §§ 15, 16 BDSG a.F. zur Da-
tenübermittlung durch öffentliche Stellen fort und trägt damit dem strengen 
Gesetzesvorbehalt Rechnung. Die Vorschrift schafft materiell eine nationale 
Rechtsgrundlage für die Übermittlung personenbezogener Daten durch öf-
fentliche Stellen soweit diese zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, 
zu dem die Daten erhoben wurden, erfolgt. Die Norm findet auch auf den 
Fall Anwendung, in denen eine öffentliche Stelle Daten, die sie ursprünglich 
zu Zwecken nach § 45 erhoben hat, an einen Dritten übermittelt, der die 
Daten zu Zwecken der Verordnung (EU) 2016/679 verarbeiten möchte. 

 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten durch öffentliche Stellen an öffentliche 
Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung 
der in der Zuständigkeit der übermittelnden 
Stelle oder des Dritten, an den die Daten 
übermittelt werden, liegenden Aufgaben er-
forderlich ist und die Voraussetzungen vorlie-
gen, die eine Verarbeitung nach § 23 zu-las-
sen würden. Der Dritte, an den die Daten 
übermittelt werden, darf diese nur für den 
Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie 
ihm übermittelt werden. Eine Verarbeitung für 
andere Zwecke ist unter den Voraussetzun-
gen des § 23 zulässig. 

Absatz 1 regelt die tatbestandlichen Voraussetzungen der Datenübermitt-
lung an öffentliche Stellen. Die Regelung erfasst Datenübermittlungen, so-
weit diese zur Aufgabenerfüllung erforderlich sind. Eine Übermittlung ist ge-
mäß dieser Vorschrift zulässig, wenn die Voraussetzungen für eine Verar-
beitung zu einem anderen Zweck nach § 23 vorliegen. Die Regelung ent-
spricht § 15 Absatz 1 und 3 BDSG a. F. 

 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten durch öffentliche Stellen an nicht-öffentli-
che Stellen ist zulässig, wenn  
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit 
der übermittelnden Stelle liegenden Aufga-
ben erforderlich ist und die Voraussetzungen 
vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 23 
zulassen würden,  
2. der Dritte, an den die Daten übermittelt 
werden, ein berechtigtes Interesse an der 
Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaub-
haft darlegt und die betroffene Person kein 
schutzwürdiges Interesse an dem Aus-
schluss der Übermittlung hat, oder  

Absatz 2 regelt die tatbestandlichen Voraussetzungen der Datenübermitt-
lung an nicht-öffentliche Stellen. Die Regelung entspricht § 16 Absatz 1 und 
4 BDSG a. F. Die bisher in § 16 Absatz 3 BDSG a. F. normierten Informati-
onspflichten ergeben sich unmittelbar aus Artikel 13 Absatz 3 bzw. Artikel 
14 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/679. 
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3. es zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung rechtlicher Ansprüche erforder-
lich ist  
und der Dritte sich gegenüber der übermit-
telnden öffentlichen Stelle verpflichtet hat, die 
Daten nur für den Zweck zu verarbeiten, zu 
dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. 
Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist zu-
lässig, wenn eine Übermittlung nach Satz 1 
zulässig wäre und die übermittelnde Stelle 
zugestimmt hat. 
(3) Die Übermittlung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Arti-
kels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 ist zulässig, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 oder 2 und ein Aus-
nahmetatbestand nach Artikel 9 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 
vorliegen. 

Absatz 3 stellt für die Übermittlung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten klar, dass neben dem Vorliegen einer der tatbestandlichen Vo-
raussetzungen der Absätze 1 oder 2 auch ein Ausnahmetatbestand nach 
Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 1 vorlie-
gen muss. 

 

Abschnitt 2 - Besondere Verarbeitungssi-
tuationen 

  

§ 26 - Datenverarbeitung für Zwecke des 
Beschäftigungsverhältnisses 

Die Öffnungsklausel des Artikels 88 der Verordnung (EU) 2016/679 lässt 
nationale Regelungen zur Datenverarbeitung im Beschäftigungskontext zu. 
Mit § 26 hat der Gesetzgeber hiervon Gebrauch gemacht. § 26 führt die 
spezialgesetzliche Regelung des § 32 BDSG a. F. fort. Der Wortlaut ist an 
die Terminologie der Verordnung (EU) 2016/679 angepasst. Der Gesetzge-
ber behält sich vor, Fragen des Datenschutzes im Beschäftigungsverhältnis 
innerhalb dieser Vorschrift oder im Rahmen eines gesonderten Gesetzes 
konkretisierend bestimmte Grundsätze, die im Rahmen der Rechtspre-
chung zum geltenden Recht bereits angelegt sind, zu regeln. Dies gilt ins-
besondere für das Fragerecht bei der Begründung eines Beschäftigungs-
verhältnisses, den expliziten Ausschluss von heimlichen Kontrollen im Be-
schäftigungsverhältnis, die Begrenzung der Lokalisierung von Beschäftigten 
sowie den Ausschluss von umfassenden Bewegungsprofilen, den Aus-
schluss von Dauerüberwachungen und die Verwendung biometrischer Da-
ten zu Authentifizierungs- und Autorisierungszwecken. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, 
zeitnah einen Gesetzentwurf mit spezifischen 
Regelungen zur Datenverarbeitung im Be-
schäftigungskontext vorzulegen. Unter ande-
rem aufgrund der expliziten Vorgaben in Arti-
kel 88 Absatz 2 DSGVO ist eine weitere ge-
setzliche Konkretisierung zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten der Beschäftigten er-
forderlich. Der Gesetzentwurf sollte auch die 
Grundsätze aufgreifen, die im Rahmen der 
Rechtsprechung zum geltenden Recht be-
reits angelegt sind und in der Begründung zu 
§ 26 BDSG-E in Bezug genommen werden. 

(1) Personenbezogene Daten von Beschäf-
tigten dürfen für Zwecke des Beschäftigungs-
verhältnisses verarbeitet werden, wenn dies 
für die Entscheidung über die Begründung ei-
nes Beschäftigungsverhältnisses oder nach 

Absatz 1 regelt – wie bisher § 32 Absatz 1 BDSG a. F. –, zu welchen Zwe-
cken und unter welchen Voraussetzungen personenbezogene Daten vor, 
im und nach dem Beschäftigungsverhältnis verarbeitet werden dürfen, 
wenn dies zum Zweck des Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist. 
Im Rahmen der Erforderlichkeitsprüfung sind die widerstreitenden Grund-
rechtspositionen zur Herstellung praktischer Konkordanz abzuwägen. Dabei 

(1) Personenbezogene Daten von Beschäf-
tigten dürfen für Zwecke des Beschäftigungs-
verhältnisses verarbeitet werden, wenn dies 
für die Entscheidung über die Begründung ei-
nes Beschäftigungsverhältnisses oder nach 
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Begründung des Beschäftigungsverhältnis-
ses für dessen Durchführung oder Beendi-
gung oder zur Ausübung oder Erfüllung der 
sich aus einem Gesetz oder einem Tarifver-
trag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung 
(Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte 
und Pflichten der Interessenvertretung der 
Beschäftigten erforderlich ist. Zur Aufde-
ckung von Straftaten dürfen personenbezo-
gene Daten von Beschäftigten nur dann ver-
arbeitet werden, wenn zu dokumentierende 
tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht be-
gründen, dass die betroffene Person im Be-
schäftigungsverhältnis eine Straftat began-
gen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung er-
forderlich ist und das schutzwürdige Inte-
resse der oder des Beschäftigten an dem 
Ausschluss der Verarbeitung nicht überwiegt, 
insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick 
auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. 

sind die Interessen des Arbeitgebers an der Datenverarbeitung und das 
Persönlichkeitsrecht des Beschäftigten zu einem schonenden Ausgleich zu 
bringen, der beide Interessen möglichst weitgehend berücksichtigt. 
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 5 setzt auch Artikel 10 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 um, der es den Mitgliedsstaaten ermöglicht, die 
Verarbeitung personenbezogener Daten über strafrechtliche Verurteilungen 
und Straftaten oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln im 
Beschäftigungskontext zuzulassen. Der Arbeitgeber kann auf diese Weise 
beispielsweise sicherstellen, dass die Beschäftigten keinem Verbot nach § 
25 Jugendarbeitsschutzgesetz unterliegen und mit der Beaufsichtigung, An-
weisung oder Ausbildung von Jugendlichen beauftragt werden dürfen. 
Ebenfalls von Satz 1 umfasst ist die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten zum Zweck des Beschäftigungsverhältnisses, wenn dies zur Ausübung 
oder Erfüllung der sich aus Gesetz oder Kollektivvereinbarung ergebenden 
Rechte und Pflichten der Interessenvertretung der Beschäftigten erforder-
lich ist. Dies wird durch die Ergänzung am Ende des Satzes 1 gegenüber 
der bisherigen Fassung des § 32 Absatz 1 BDSG a. F. klargestellt. Unter 
Kollektivvereinbarungen sind Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen und 
Dienstvereinbarungen zu verstehen (siehe Erwägungsgrund 155 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679). 
Satz 2 benennt die Voraussetzungen für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten von Beschäftigten zur Aufdeckung von Straftaten, die im Be-
schäftigungsverhältnis begangen worden sind. 

Begründung des Beschäftigungsverhältnis-
ses für dessen Durchführung oder Beendi-
gung oder zur Ausübung oder Erfüllung der 
sich aus einem Gesetz oder einem Tarifver-
trag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung 
(Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte 
und Pflichten der Interessenvertretung der 
Beschäftigten erforderlich ist. Zur Aufde-
ckung von Straftaten oder anderer schwerer 
Verfehlungen dürfen personenbezogene Da-
ten von Beschäftigten nur dann verarbeitet 
werden, wenn zu dokumentierende tatsächli-
che Anhaltspunkte den Verdacht begründen, 
dass die betroffene Person im Beschäfti-
gungsverhältnis eine Straftat oder eine an-
dere schwere Verfehlung begangen hat, die 
Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist 
und das schutzwürdige Interesse der oder 
des Beschäftigten an dem Ausschluss der 
Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere 
Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass 
nicht unverhältnismäßig sind. 

(2) Erfolgt die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten von Beschäftigten auf der Grund-
lage einer Einwilligung, so sind für die Beur-
teilung der Freiwilligkeit der Einwilligung ins-
besondere die im Beschäftigungsverhältnis 
bestehende Abhängigkeit der beschäftigten 
Person sowie die Umstände, unter denen die 
Einwilligung erteilt worden ist, zu berücksich-
tigen. Freiwilligkeit kann insbesondere vorlie-
gen, wenn für die beschäftigte Person ein 
rechtlicher oder wirtschaftlicher Vorteil er-
reicht wird oder Arbeitgeber und beschäftigte 
Person gleichgelagerte Interessen verfolgen. 
Die Einwilligung bedarf der Schriftform, so-
weit nicht wegen besonderer Umstände eine 
andere Form angemessen ist. Der Arbeitge-
ber hat die beschäftigte Person über den 
Zweck der Datenverarbeitung und über ihr 
Widerrufsrecht nach Artikel 7 Absatz 3 der 

Absatz 2 trägt der Besonderheit des Beschäftigungsverhältnisses als Ab-
hängigkeitsverhältnis und der daraus resultierenden Situation der Beschäf-
tigten Rechnung. Es handelt sich ebenfalls um eine spezifischere Vorschrift 
im Sinne von Artikel 88 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. Nach Er-
wägungsgrund 155 der Verordnung (EU) 2016/679 können insbesondere 
Vorschriften über die Bedingungen erlassen werden, unter denen perso-
nenbezogene Daten im Beschäftigungskontext auf der Grundlage einer Ein-
willigung der Beschäftigten verarbeitet werden dürfen. 
Bei der Beurteilung, ob eine Einwilligung freiwillig erteilt wurde, sind insbe-
sondere die im Beschäftigungsverhältnis grundsätzlich bestehende Abhän-
gigkeit der oder des Beschäftigten vom Arbeitgeber und die Umstände des 
Einzelfalls zu berücksichtigen. Neben der Art des verarbeiteten Datums und 
der Eingriffstiefe ist zum Beispiel auch der Zeitpunkt der Einwilligungsertei-
lung maßgebend. Vor Abschluss eines (Arbeits-)Vertrages werden Beschäf-
tigte regelmäßig einer größeren Drucksituation ausgesetzt sein, eine Einwil-
ligung in eine Datenverarbeitung zu erteilen. Satz 2 legt fest, dass eine frei-
willige Einwilligung insbesondere vorliegen kann, wenn die oder der Be-
schäftigte in Folge der Datenverarbeitung einen rechtlichen oder wirtschaft-

Der Bundesrat bittet, vom Erfordernis der 
Schriftlichkeit bei der Einwilligung im Rahmen 
eines Beschäftigungsverhältnisses abzuse-
hen. 
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Verordnung (EU) 2016/679 in Textform auf-
zuklären. 

lichen Vorteil erlangt oder Arbeitgeber und Beschäftigter gleichgerichtete In-
teressen verfolgen. Die Gewährung eines Vorteils liegt beispielsweise in der 
Einführung eines betrieblichen Gesundheitsmanagements zur Gesundheits-
förderung oder der Erlaubnis zur Privatnutzung von betrieblichen IT-Syste-
men. Auch die Verfolgung gleichgerichteter Interessen spricht für die Frei-
willigkeit einer Einwilligung. Hierzu kann etwa die Aufnahme von Name und 
Geburtsdatum in eine Geburtstagsliste oder die Nutzung von Fotos für das 
Intranet zählen, bei der Arbeitgeber und Beschäftigter im Sinne eines be-
trieblichen Miteinanders zusammenwirken. 
Als formelle Voraussetzung einer Einwilligung ist grundsätzlich die Schrift-
form angeordnet, um die informationelle Selbstbestimmung der betroffenen 
Beschäftigten abzusichern. Damit wird die Nachweispflicht des Arbeitge-
bers im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 kon-
kretisiert. Hinzu kommt die Pflicht des Arbeitgebers zur Aufklärung in Text-
form über den Zweck der Datenverarbeitung und den jederzeit möglichen 
Widerruf durch den Beschäftigten sowie dessen Folgen nach Artikel 7 Ab-
satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679. 

(3) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 für Zwecke 
des Beschäftigungsverhältnisses zu-lässig, 
wenn sie zur Ausübung von Rechten oder 
zur Erfüllung rechtlicher Pflichten aus dem 
Arbeitsrecht, dem Recht der sozialen Sicher-
heit und des Sozialschutzes erforderlich ist 
und kein Grund zu der Annahme besteht, 
dass das schutzwürdige Interesse der be-
troffenen Person an dem Ausschluss der 
Verarbeitung überwiegt. Absatz 2 gilt auch 
für die Einwilligung in die Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Da-
ten; die Einwilligung muss sich dabei aus-
drücklich auf diese Daten beziehen. § 22 Ab-
satz 2 gilt entsprechend. 

Absatz 3 dient (neben § 22 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a) der Umset-
zung von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679. Im 
Einklang mit der Verordnung ist eine Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten zu Beschäftigungszwecken zulässig, wenn sie 
zur Ausübung von Rechten oder zur Erfüllung rechtlicher Pflichten aus dem 
Arbeitsrecht, dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes er-
forderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwür-
dige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung 
überwiegt. Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses kann auch die Verarbei-
tung von Daten zur Beurteilung der Arbeitsfähigkeit einschließen. Die Zuläs-
sigkeit der Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
für andere Zwecke bleibt unberührt; zum Beispiel richtet sich diese im Fall 
der Verarbeitung zu Zwecken der Gesundheitsvorsorge nach § 22 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe b. Sollte eine Verarbeitung zugleich mehreren Zwe-
cken dienen, gilt für den jeweiligen Zweck die jeweils einschlägige Verarbei-
tungsgrundlage. Neben der Verhältnismäßigkeitsprüfung im Rahmen der 
Erforderlichkeit darf wie bisher nach § 28 Absatz 6 BDSG a. F. kein Grund 
zu der Annahme bestehen, dass die schutzwürdigen Interessen der Be-
troffenen die Interessen der Verantwortlichen an der Verarbeitung überwie-
gen. Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten auch für die Einwilligung in die 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten, wie z.B. 
von Gesundheitsdaten; die Einwilligung muss sich dabei ausdrücklich auf 
diese Daten beziehen. An die Freiwilligkeit einer Einwilligung in die Daten-
verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten sind 
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strenge Anforderungen zu stellen. Nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2016/679 muss die nationale Regelung geeignete Garan-
tien für die Grundrechte und die Interessen der betroffenen Person vorse-
hen. Dem trägt der Verweis auf § 22 Absatz 2 Rechnung. 

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten einschließlich besonderer Katego-rien 
personenbezogener Daten von Beschäftigten 
für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 
ist auf der Grundlage von Kollektivvereinba-
rungen zulässig. Dabei haben die Verhand-
lungspartner Artikel 88 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) 2016/679 zu beachten. 

Absatz 4 bestimmt, dass die Verarbeitung personenbezogener Beschäftig-
tendaten aufgrund von Kollektivvereinbarungen zulässig ist. Artikel 88 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ermöglicht es, spezifischere Regelun-
gen zum Datenschutz im Beschäftigungskontext in Kollektivvereinbarungen 
zu treffen. Hinsichtlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
beruht Absatz 4 auf Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
2016/679. Besonders Betriebs- und Dienstvereinbarungen sind nach bishe-
rigem Recht wichtige Regelungsinstrumente im Bereich des Beschäftigten-
datenschutzes. Absatz 4 stellt deshalb in Umsetzung des Artikel 88 Absatz 
1 der Verordnung (EU) 2016/679 klar, dass Tarifverträge, Betriebsvereinba-
rungen oder Dienstvereinbarungen weiterhin die Rechtsgrundlage für Rege-
lungen zum Beschäftigtendatenschutz bilden können. Sie sollen den Ver-
handlungsparteien der Kollektivvereinbarungen die Ausgestaltung eines auf 
die betrieblichen Bedürfnisse zugeschnittenen Beschäftigtendatenschutzes 
ermöglichen. Dabei steht ihnen ein Ermessensspielraum im Rahmen des 
geltenden Rechts einschließlich der Verordnung (EU) 2016/679 zu; Artikel 
88 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 ist zu beachten. Damit wird 
auch den Anforderungen des Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b der Verord-
nung (EU) 2016/679 bei der Verarbeitung besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten Rechnung getragen. 

 

(5) Der Verantwortliche muss geeignete 
Maßnahmen ergreifen um sicherzustellen, 
dass insbesondere die in Artikel 5 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 dargelegten Grund-
sätze für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten eingehalten werden. 

Nach Absatz 5 muss der Verantwortliche geeignete Maßnahmen zur Wah-
rung der Grundrechte und Interessen des Beschäftigten vorsehen. Bei-
spielsweise muss bei der Datenverarbeitung sichergestellt sein, dass sie 
auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für den Be-
schäftigten nachvollziehbaren Weise erfolgt. Die Daten werden in einer 
Form gespeichert, die die Identifizierung des Beschäftigten nur so lange er-
möglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich 
ist. Der Verantwortliche stellt sicher, dass die Verarbeitung in einer Weise 
erfolgt, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen Daten 
gewährleistet, einschließlich des Schutzes vor unbefugter oder unrechtmä-
ßiger Verarbeitung. Er trifft sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel 
für die Verarbeitung als auch zum Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung 
geeignete technische und organisatorische Maßnahmen, die darauf ausge-
legt sind, die Datenschutzgrundsätze wie etwa die Datenminimierung wirk-
sam umzusetzen. Der Verantwortliche unternimmt Schritte um sicherzustel-
len, dass ihm unterstellte natürliche Personen, die Zugang zu personenbe-
zogenen Daten haben, diese nur aufgrund seiner Anweisung verarbeiten, 
es sei denn, diese sind rechtlich zur Verarbeitung verpflichtet. Damit wird 
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insbesondere auch das Erfordernis aus Artikel 10 der Verordnung (EU) 
2016/679 umgesetzt, geeignete Garantien für die Rechte und Freiheiten der 
Beschäftigten vorzusehen. 

(6) Die Beteiligungsrechte der Interessenver-
tretungen der Beschäftigten bleiben unbe-
rührt. 

Absatz 6 entspricht dem § 32 Absatz 3 BDSG a. F. und stellt klar, dass die 
Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschäftigten unberührt 
bleiben. 

 

(7) Die Absätze 1 bis 6 sind auch anzuwen-
den, wenn personenbezogene Daten, ein-
schließlich besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten, von Beschäftigten verar-
beitet werden, ohne dass sie in einem Datei-
system gespeichert sind oder gespeichert 
werden sollen. 

Absatz 7 legt fest, dass die Absätze 1 bis 6 im Beschäftigungsverhältnis 
auch gelten, wenn personenbezogene Daten, einschließlich besonderer Ka-
tegorien personenbezogener Daten, von Beschäftigten verarbeitet werden, 
ohne dass sie in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert wer-
den sollen. Er geht dabei von der Beschreibung des Anwendungsbereichs 
in Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 aus und führt § 32 Ab-
satz 2 BDSG a. F. fort. 

 

(8) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes 
sind:  
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ein-
schließlich der Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum Entlei-
her,  
2. zu ihrer Berufsbildung Beschäftigte, 
3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie 
an Abklärungen der beruflichen Eignung oder 
Arbeitserprobung (Rehabilitandinnen und Re-
habilitanden),  
4. in anerkannten Werkstätten für behinderte 
Menschen Beschäftigte,  
5. Freiwillige, die einen Dienst nach dem Ju-
gendfreiwilligendienstegesetz oder dem Bun-
desfreiwilligendienstgesetz leisten,  
6. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Personen anzusehen sind; zu diesen gehö-
ren auch die in Heimarbeit Beschäftigten und 
die ihnen Gleichgestellten,  
7. Beamtinnen und Beamte des Bundes, 
Richterinnen und Richter des Bundes, Solda-
tinnen und Soldaten sowie Zivildienstleis-
tende.  

Absatz 8 übernimmt weitgehend die bisher in § 3 Absatz 11 BDSG a. F. 
vorgesehenen Begriffsbestimmungen. In Nummer 1 wird klargestellt, dass 
Leiharbeitnehmer nicht nur im Verhältnis zum Verleiher, sondern auch im 
Verhältnis zum Entleiher als Beschäftigte gelten. In Nummer 5 wurden die 
Ausführungen zum Jugendfreiwilligendienstegesetz redaktionell überarbei-
tet und um das Bundesfreiwilligendienstgesetz ergänzt. 
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Bewerberinnen und Bewerber für ein Be-
schäftigungsverhältnis sowie Personen, de-
ren Beschäftigungsverhältnis beendet ist, 
gelten als Beschäftigte. 
§ 27 - Datenverarbeitung zu wissenschaft-
lichen oder historischen Forschungszwe-
cken und zu statistischen Zwecken 

  

(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne des Artikels 9 Ab-satz 
1 der Verordnung (EU) 2016/679 auch ohne 
Einwilligung für wissenschaftliche oder histo-
rische Forschungszwecke oder für statisti-
sche Zwecke zulässig, wenn die Verarbei-
tung zu diesen Zwecken erforderlich ist und 
die Interessen des Verantwortlichen an der 
Verarbeitung die Interessen der betroffenen 
Person an einem Ausschluss der Verarbei-
tung erheblich überwiegen. Der Verantwortli-
che sieht angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der 
betroffenen Person gemäß § 22 Absatz 2 
Satz 2 vor. 

Mit § 27 Absatz 1, der für die öffentliche und private Forschung durch öf-
fentliche und nicht-öffentliche Stellen gilt, wird von der Ermächtigung aus 
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe j der Verordnung (EU) 2016/679 Gebrauch 
gemacht. Nach Artikel 9 Absatz 1 Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verar-
beitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten grundsätzlich 
untersagt. Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung sieht Ausnahmen von diesem 
Verbot vor. Die Ausnahmen gelten teilweise unmittelbar aus der Verord-
nung (z. B. die ausdrückliche Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 Buch-
stabe a. Mit § 27 Absatz 1 wird darüber hinaus auf Basis von Artikel 9 Ab-
satz 2 Buchstabe j eine zusätzliche Regelung im nationalen Recht für die 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten zu wissen-
schaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu statistischen 
Zwecken geschaffen. Die Verarbeitung nach § 27 Absatz 1 setzt dabei das 
Vorliegen einer Rechtsgrundlage nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 voraus (z. B. gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f eines 
berechtigten Interesses des Verantwortlichen). 
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe j der Verordnung (EU) 2016/679 erfordert, 
dass eine Forschungsklausel in angemessenem Verhältnis zu dem verfolg-
ten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und 
angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte 
und Interessen der betroffenen Person vorsieht. Dem trägt der Verweis auf 
§ 22 Absatz 2 Satz 2 Rechnung. 
§ 27 Absatz 1 gilt nur für die Verarbeitung von Daten im Sinne von Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. Die Verarbeitung von nicht unter 
Artikel 9 fallenden Daten richtet sich entweder unmittelbar nach der Verord-
nung (EU) 2016/679 (insbesondere Artikel 6 Ab-satz 1) oder nach im Ein-
klang mit der Verordnung erlassenen Rechtsgrundlagen des Unions- oder 
nationalen Gesetzgebers. Nationale Vorschriften finden sich in diesem Ge-
setz oder im bereichsspezifischen Recht. 
Für die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche und 
nicht-öffentliche Stellen gilt: Nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 gilt eine Weiterverarbeitung für wissenschaftliche 
oder historische Forschungszwecke und für statistische Zwecke nicht als 
unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken. Da diese Zwecke bei der 
Weiterverarbeitung kompatibel mit dem Zweck der Erstverarbeitung sind, 

(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne des Artikels 9 Ab-satz 
1 der Verordnung (EU) 2016/679 auch ohne 
Einwilligung für wissenschaftliche oder histo-
rische Forschungszwecke oder für statisti-
sche Zwecke zulässig, wenn die Verarbei-
tung zu diesen Zwecken erforderlich ist und 
die Interessen des Verantwortlichen an der 
Verarbeitung die Interessen der betroffenen 
Person an einem Ausschluss der Verarbei-
tung erheblich überwiegen. Der Verantwortli-
che sieht angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der 
betroffenen Person gemäß § 22 Absatz 2 
Satz 2 vor. 
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kann sich der Verantwortliche als Rechtsgrundlage erneut auf die Rechts-
grundlage stützen, die bereits für die Erstverarbeitung galt. 
Dies trifft auch auf die Weiterverarbeitung besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten zu, für die § 27 Absatz 1 als Ausnahmetatbestand von 
dem Verbot des Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 gilt. §§ 
23, 24 finden insoweit keine Anwendung. Entsprechendes gilt für die Über-
mittlung besonderer Kategorien von Daten durch öffentliche Stellen zu wis-
senschaftlichen oder historischen und statistischen Forschungszwecken; § 
25 findet insoweit keine Anwendung. 

(2) Die in den Artikeln 15, 16, 18 und 21 der 
Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehenen 
Rechte der betroffenen Person sind insoweit 
beschränkt, als diese Rechte voraussichtlich 
die Verwirklichung der Forschungs- oder Sta-
tistikzwecke unmöglich machen oder ernst-
haft beinträchtigen und die Beschränkung für 
die Erfüllung der Forschungs- oder Statistik-
zwecke notwendig ist. Das Recht auf Aus-
kunft gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 
2016/679 besteht darüber hinaus nicht, wenn 
die Daten für Zwecke der wissenschaftlichen 
Forschung erforderlich sind und die Aus-
kunftserteilung einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde. 

§ 27 Absatz 2 Satz 1 schränkt unter Ausnutzung der Öffnungsklausel des 
Artikel 89 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 die Rechte nach den Ar-
tikeln 15, 16, 18 und 21 der Verordnung (EU) 2016/679 ein. Im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 kann die Verwirklichung des Forschungszwecks in be-
stimmten Einzelfällen ohne Einschränkungen des Auskunftsrechts aus Arti-
kel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 z. B. dann unmöglich sein, wenn die 
zuständige Ethikkommission zum Schutz der betroffenen Person eine 
Durchführung des Projekts andernfalls untersagen würde. Darüber hinaus 
schränkt Absatz 2 Satz 2 in Anlehnung an § 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 
i. V. m. § 34 Absatz 7 sowie § 19a Absatz 2 Nummer 2 BDSG a. F. das 
Auskunftsrecht für die Fälle unverhältnismäßigen Aufwands unter Ausnut-
zung der Öffnungsklausel des Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe i der Verord-
nung (EU) 2016/679 ein. Das kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn 
ein Forschungsvorhaben mit besonders großen Datenmengen arbeitet. Die 
Einschränkung der Betroffenenrechte in Absatz 2 gilt für alle Kategorien 
personenbezogener Daten. 

 

(3) Ergänzend zu den in § 22 Absatz 2 ge-
nannten Maßnahmen sind zu wissenschaftli-
chen oder historischen Forschungszwecken 
oder zu statistischen Zwecken verarbeitete 
besondere Kategorien personenbezogener 
Daten im Sinne des Artikels 9 Ab-satz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 zu anonymisie-
ren, sobald dies nach dem Forschungs- oder 
Statistikzweck möglich ist, es sei denn, be-
rechtigte Interessen der betroffenen Person 
stehen dem entgegen. Bis dahin sind die 
Merkmale gesondert zu speichern, mit denen 
Einzelangaben über persönliche oder sachli-
che Verhältnisse einer bestimmten oder be-
stimmbaren Person zugeordnet werden kön-
nen. Sie dürfen mit den Einzelangaben nur 

Absätze 3 und 4 sind § 40 Absatz 2 und 3 BDSG a. F. entlehnt. 
Soweit spezialgesetzliche Regelungen zur Datenverarbeitung aus dem be-
reichsspezifischen Recht anzuwenden sind, gehen sie § 27 vor (§ 1 Absatz 
2 BDSG). Solche spezialgesetzlichen Regelungen finden sich derzeit etwa 
in den Sozialgesetzbüchern oder in medizinrechtlichen Gesetzen (z. B. Arz-
neimittelgesetz, Gendiagnostikgesetz, Transplantationsgesetz). 

(3) Ergänzend zu den in § 22 Absatz 2 ge-
nannten Maßnahmen sind werden alle zu 
wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken oder zu statistischen Zwe-
cken verarbeitete besondere Kategorien per-
sonenbezogener Daten im Sinne des Artikels 
9 Ab-satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 
zu anonymisierten, sobald dies nach dem 
Forschungs- oder Statistikzweck möglich ist, 
es sei denn, berechtigte Interessen der be-
troffenen Person stehen dem entgegen. Bis 
dahin sind die Merkmale gesondert zu spei-
chern, mit denen Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person zu-
geordnet werden können. Sie dürfen mit den 



© 2017 – Diplom Informatiker Werner Hülsmann – Datenschutz- und DSGVO-Experte – https://dsgvo.expert  - E-Mail: wh@datenschutzwissen.de Seite 57 

Artikel 1 des DSAnpUG-EU – BDSG-RegE Begründung Stellungnahme des Bundesrates 
zusammengeführt werden, soweit der For-
schungs- oder Statistikzweck dies erfordert. 

Einzelangaben nur zusammengeführt wer-
den, soweit der Forschungs- oder Statistik-
zweck dies erfordert. 

(4) Der Verantwortliche darf personenbezo-
gene Daten nur veröffentlichen, wenn die be-
troffene Person eingewilligt hat oder dies für 
die Darstellung von Forschungsergebnissen 
über Ereignisse der Zeitgeschichte unerläss-
lich ist. 

Siehe Absatz 3  

§ 28 - Datenverarbeitung zu im öffentli-
chen Interesse liegenden Archivzwecken 

§ 28 gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche 
und nicht-öffentliche Stellen. Er bezieht sich sowohl auf öffentliches als 
auch privates Archivgut. 

 

(1) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 zulässig, 
wenn sie für im öffentlichen Interesse lie-
gende Archivzwecke erforderlich ist. Der Ver-
antwortliche sieht angemessene und spezifi-
sche Maßnahmen zur Wahrung der Interes-
sen der betroffenen Person gemäß § 22 Ab-
satz 2 Satz 2 vor. 

Mit § 28 Absatz 1 wird von der Ermächtigung aus Artikel 9 Absatz 2 Buch-
stabe j der Verordnung (EU) 2016/679 Gebrauch gemacht. Nach Artikel 9 
Absatz 1 Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbeitung besonderer Kate-
gorien personenbezogener Daten grundsätzlich unter-sagt. Artikel 9 Absatz 
2 der Verordnung sieht Ausnahmen von diesem Verbot vor. Die Aus-nah-
men gelten teilweise unmittelbar aus der Verordnung (z.B. die ausdrückli-
che Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a). Mit § 28 Absatz 1 
wird darüber hinaus auf Basis von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe j im natio-
nalen Recht ein zusätzlicher Ausnahmetatbestand für die Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten geschaffen. Der Verweis in 
Absatz 1 auf den Beispielskatalog des § 22 Absatz 2 Satz 2 hat nicht zur 
Folge, dass die Anwendung mindestens einer genannten Maßnahme bei 
der Verarbeitung besonderer Kate-gorien von Daten zu im öffentlichen Inte-
resse liegenden Archivzwecken zwingend ist. Viel-mehr können auch an-
dere angemessene und spezifische Maßnahmen getroffen werden. 
§ 28 Absatz 1 gilt nur für die Verarbeitung von Daten im Sinne von Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. Die Verarbeitung von nicht unter 
Artikel 9 fallenden Daten richtet sich entweder unmittelbar nach der Verord-
nung (EU) 2016/679 (insbesondere Artikel 6 Ab-satz 1) oder nach im Ein-
klang mit der Verordnung erlassenen Rechtsgrundlagen des Unions- oder 
nationalen Gesetzgebers. Nationale Vorschriften finden sich in diesem Ge-
setz oder im bereichsspezifischen Recht. 
Für die Weiterverarbeitung gilt: Nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2016/679 gilt eine Weiterverarbeitung zu im öffentlichen 
Interesse liegenden Archivzwecken nicht als unvereinbar mit den ursprüng-
lichen Zwecken. Daher kann sich der Verantwortliche hinsichtlich der 
Rechtsgrundlage für die Weiterverarbeitung erneut auf die Rechtsgrundlage 
stützen, die bereits für die Erstverarbeitung galt. §§ 23, 24 und 25 finden 
keine Anwendung. Will der Verantwortliche aber besondere Kategorien von 
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Daten weiterverarbeiten, benötigt er nicht nur eine Rechtsgrundlage, son-
dern auch einen Ausnahmetatbestand von dem Verbot des Artikels 9 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. Er muss mithin auch bei der Weiter-
verarbeitung § 28 Absatz 1 beachten. 

(2) Das Recht auf Auskunft der betroffenen 
Person gemäß Artikel 15 der Verordnung 
(EU) 2016/679 besteht nicht, wenn das Ar-
chivgut nicht durch den Namen der Person 
erschlossen ist oder keine Angaben gemacht 
werden, die das Auffinden des betreffenden 
Archivguts mit vertretbarem Verwaltungsauf-
wand ermöglichen. 

In den Absätzen 2 bis 4 werden unter Ausnutzung der Öffnungsklausel des 
Artikels 89 Ab-satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 die Rechte gemäß der 
Artikel 15, 16, 18, 20 und 21 der Verordnung (EU) 2016/679 eingeschränkt. 
Die Ausnahme gemäß Absatz 2 bezieht sich auf sämtliche durch Artikel 15 
der Verordnung (EU) 2016/679 gewährten Rechte, insbesondere auch auf 
das Recht auf Erhalt einer Kopie. Die Absätze 2 bis 4 gelten für die Verar-
beitung sämtlicher personenbezogenen Daten, einschließlich besonderer 
Kategorien personen-bezogener Daten. 

 

(3) Das Recht auf Berichtigung der betroffe-
nen Person gemäß Artikel 16 der Verord-
nung (EU) 2016/679 besteht nicht, wenn die 
personenbezogenen Daten zu Archivzwe-
cken im öffentlichen Interesse verarbeitet 
werden. Bestreitet die betroffene Person die 
Richtigkeit der personenbezogenen Daten, 
ist ihr die Möglichkeit einer Gegendarstellung 
einzuräumen. Das zuständige Archiv ist ver-
pflichtet, die Gegendarstellung den Unterla-
gen hinzuzufügen. 

Siehe Abs. 2  

(4) Die in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a, b 
und d, Artikel 20 und 21 der Verordnung (EU) 
2016/679 vorgesehenen Rechte bestehen 
nicht, soweit diese Rechte voraus-sichtlich 
die Verwirklichung der im öffentlichen Inte-
resse liegenden Archivzwecke unmöglich 
machen oder ernsthaft beeinträchtigen und 
die Ausnahmen für die Erfüllung dieser Zwe-
cke erforderlich sind. 

Siehe Abs. 2  

§ 29 - Rechte der betroffenen Person und 
aufsichtsbehördliche Befugnisse im Fall 
von Geheimhaltungspflichten 

Siehe Abs. 2  

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen 
Person gemäß Artikel 14 Absatz 1 bis 4 der 
Verordnung (EU) 2016/679 besteht ergän-
zend zu den in Artikel 14 Absatz 5 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnah-
men nicht, soweit durch ihre Erfüllung Infor-
mationen offenbart würden, die ihrem Wesen 

Auf der Grundlage der Öffnungsklausel des Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe i 
der Verordnung (EU) 2016/679 beschränkt Absatz 1 wie bisher nach dem 
BDSG a. F. gegenüber Geheimnis-trägern das Recht auf Information (§ 19a 
Absatz 3 i. V. m. § 19 Absatz 4 Nummer 3; § 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
BDSG a. F.) und Auskunft § 19 Absatz 4 Nummer 3; § 34 Absatz 7 BDSG 
a. F. Satz 2 beschränkt die Betroffenenrechte auch für die Fälle, in denen 

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen 
Person gemäß Artikel 14 Absatz 1 bis 4 der 
Verordnung (EU) 2016/679 besteht ergän-
zend zu den in Artikel 14 Absatz 5 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnah-
men nicht, soweit durch ihre Erfüllung Infor-
mationen offenbart würden, die ihrem Wesen 
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nach, insbesondere wegen der über-wiegen-
den berechtigten Interessen eines Dritten, 
geheim gehalten werden müssen. Das Recht 
auf Auskunft der betroffenen Person gemäß 
Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 be-
steht nicht, soweit durch die Auskunft Infor-
mationen offenbart würden, die nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, 
insbesondere wegen der überwiegenden be-
rechtigten Interessen eines Dritten, geheim 
gehalten werden müssen. Die Pflicht zur Be-
nachrichtigung gemäß Artikel 34 der Verord-
nung (EU) 2016/679 besteht ergänzend zu 
der in Artikel 34 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) 2016/679 genannten Ausnahme nicht, 
soweit durch die Benachrichtigung Informati-
onen offenbart würden, die nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, 
insbesondere wegen der überwiegenden be-
rechtigten Interessen eines Dritten, geheim 
gehalten werden müssen. Abweichend von 
der Ausnahme nach Satz 3 ist die betroffene 
Person nach Artikel 34 der Verordnung (EU) 
2016/679 zu benachrichtigen, wenn die Inte-
ressen der betroffenen Person, insbesondere 
unter Berücksichtigung drohender Schäden, 
gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse 
überwiegen. 

Informationen „nach einer Rechtsvorschrift“ geheim gehalten werden müs-
sen; Satz 1 bezieht sich nicht auf diese nach Rechtsvorschriften bestehen-
den Geheimhaltungspflichten, da die Informationspflicht hier bereits unmit-
telbar durch Artikel 14 Absatz 5 Buchstabe d der Verordnung (EU) 
2016/679 beschränkt wird. Sätze 3 und 4 beziehen sich auf eine Beschrän-
kung der Benachrichtigungspflicht nach Artikel 34 der Verordnung (EU) 
2016/679. 

nach, insbesondere wegen der über-wiegen-
den berechtigten Interessen eines Dritten, 
geheim gehalten werden müssen. Das Recht 
auf Auskunft der betroffenen Person gemäß 
Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 be-
steht nicht, soweit durch die Auskunft Infor-
mationen offenbart würden, die nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, 
insbesondere wegen der überwiegenden be-
rechtigten Interessen eines Dritten, geheim 
gehalten werden müssen. Abweichend von 
Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
2016/680 unterbleibt die Unterrichtung über 
die Gründe, warum keine Auskunft erteilt 
wird, wenn dadurch der mit der Auskunftsver-
sagung verfolgte Zweck gefährdet würde. In 
diesem Fall hat der Verantwortliche die 
Gründe für seine Entscheidung zu dokumen-
tieren. Die Pflicht zur Benachrichtigung ge-
mäß Artikel 34 der Verordnung (EU) 
2016/679 besteht ergänzend zu der in Artikel 
34 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 
genannten Ausnahme nicht, soweit durch die 
Benachrichtigung Informationen offenbart 
würden, die nach einer Rechtsvorschrift oder 
ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der 
überwiegenden berechtigten Interessen ei-
nes Dritten, geheim gehalten werden müs-
sen. Abweichend von der Ausnahme nach 
Satz 3 ist die betroffene Person nach Artikel 
34 der Verordnung (EU) 2016/679 zu be-
nachrichtigen, wenn die Interessen der be-
troffenen Person, insbesondere unter Be-
rücksichtigung drohender Schäden, gegen-
über dem Geheimhaltungsinteresse überwie-
gen. 

(2) Werden Daten Dritter im Zuge der Auf-
nahme oder im Rahmen eines Mandatsver-
hältnisses an einen Berufsgeheimnisträger 
übermittelt, so besteht die Pflicht der übermit-
telnden Stelle zur Information der betroffenen 

Absatz 2 dient dem Schutz der ungehinderten Kommunikation zwischen 
Mandant und Berufsgeheimnisträger. Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte 
werden oftmals nicht (nur) mit der Verfolgung von Rechtsansprüchen (vgl. 
hierzu § 32 Absatz 1 Nummer 4), sondern mit vielfältigen Beratungsdienst-
leistungen (Steuerberatung; Begleitung von Unternehmenstransaktionen; 
Gutachter- und Sachverständigentätigkeit etc.) beauftragt. Es widerspräche 

(2) Werden Daten Dritter im Zuge der Auf-
nahme oder im Rahmen eines Mandatsver-
hältnisses an einen Berufsgeheimnisträger 
übermittelt, so besteht die Pflicht der übermit-
telnden Stelle zur Information der betroffenen 
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Person gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 nicht, sofern nicht 
das Interesse der betroffenen Person an der 
Informationserteilung überwiegt. 

dem besonderen Schutz des Mandatsverhältnisses, wenn der Mandant in 
jedem Fall sämtliche durch die Datenübermittlung an den Berufsgeheimnis-
träger betroffenen Personen über die Zwecke der Datenübermittlung, die 
Identität der beauftragten Berufsgeheimnisträger etc. informieren müsste. 
Durch die in Absatz 2 letzter Halbsatz eingefügte Abwägungsklausel wird 
den Rechten der Betroffenen angemessen Rechnung getragen. Die Ein-
schränkung der Informationspflicht beruht auf der Öffnungsklausel des Arti-
kel 23 Absatz 1 Buchstabe i der Verordnung (EU) 2016/679. 

Person gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 nicht, sofern nicht 
das Interesse der betroffenen Person an der 
Informationserteilung überwiegt. Unterbleibt 
die Information, so hat der Verantwortliche 
die Gründe für seine Entscheidung zu doku-
mentieren. 

(3) Gegenüber den in § 203 Absatz 1, 2a und 
3 des Strafgesetzbuches genannten Perso-
nen oder deren Auftragsverarbeitern beste-
hen die Untersuchungsbefugnisse der Auf-
sichtsbehörden gemäß Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe e und f der Verordnung (EU) 
2016/679 nicht, soweit die Inanspruchnahme 
der Befugnisse zu einem Verstoß gegen die 
Geheimhaltungspflichten dieser Personen 
führen würde. Erlangt eine Aufsichtsbehörde 
im Rahmen einer Untersuchung Kenntnis 
von Daten, die einer Geheimhaltungspflicht 
im Sinne des Satzes 1 unterliegen, gilt die 
Geheimhaltungspflicht auch für die Aufsichts-
behörde. 

Absatz 3 Satz 1 macht von der Öffnungsklausel des Artikels 90 der Verord-
nung (EU) 2016/679 Gebrauch, ihr entspricht Erwägungsgrund 164 der Ver-
ordnung. Nach Artikel 58 Absatz 1 Buchstaben e und f der Verordnung (EU) 
2016/679 haben die Aufsichtsbehörden die Befugnis, von dem Verantwortli-
chen und dem Auftragsverarbeiter Zugang zu erhalten zu allen für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben notwendigen personenbezogenen Daten und Informati-
onen sowie zu den Geschäftsräumen, einschließlich aller Datenverarbei-
tungsanlagen und -geräte. Artikel 90 Absatz 1 Verordnung (EU) 2016/679 
eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die Befugnisse der Aufsichts-
behörden im Sinne des Artikels 58 Absatz 1 Buchstaben e und f gegenüber 
Geheimnisträgern zu regeln. Mit Absatz 3 Satz 1 wird diese Möglichkeit ins-
besondere dergestalt umgesetzt, dass eine Aufsichtsbehörde entgegen Ar-
tikel 58 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2016/679 dann keinen 
Zugang zu Daten und Informationen hat, soweit dadurch die Geheimhal-
tungspflicht verletzt würde. Ohne eine Einschränkung der Befugnisse der 
Aufsichtsbehörden käme es zu einer Kollision mit Pflichten des Geheimnis-
trägers. Gerade bei den freien Berufen schützt die berufsrechtliche Schwei-
gepflicht das Vertrauen des Mandanten und der Öffentlichkeit in den Be-
rufsstand. Nach bundesverfassungsgerichtlicher Rechtsprechung darf das 
Mandatsverhältnis nicht mit Unsicherheiten hinsichtlich seiner Vertraulich-
keit belastet sein (vgl. BVerfG, Urteil vom 12. April 2005 – 2 BvR 1027/02). 
Absatz 3 Satz 2 verlängert die Geheimhaltungspflicht auf die Aufsichtsbe-
hörde. Berufsgeheimnisträger bedienen sich vermehrt externer IT-Dienst-
leister und verpflichten diese als Auftragsverarbeiter vertraglich zur Ver-
schwiegenheit. Um zu vermeiden, dass die Auftragsverarbeiter vertragsbrü-
chig werden, wenn sie die ihnen anvertrauten Daten gegen-über den Auf-
sichtsbehörden offenlegen müssten, umfasst Absatz 3 auch den Auf-
tragsverarbeiter. 

Der Bundesrat hält die in § 29 Absatz 3 
BDSG-E getroffene Regelung zur Beschrän-
kung datenschutzaufsichtlicher Befugnisse 
nicht für ausreichend, um die für Berufsge-
heimnisträger und Datenschutzbehörden 
gleichermaßen notwendige Rechtssicherheit 
und Vollzugstauglichkeit zu erreichen. Er hält 
insbesondere ergänzende berufsrechtliche 
Regelungen zum spezifischen Ausgleich der 
Interessenkonflikte für erforderlich. Er bittet 
daher die Bundesregierung, die in § 29 Ab-
satz 3 BDSG-E getroffenen Regelungen zu-
gunsten einer zeitnahen, rechtssicheren und 
umfassenderen Gesamtregelung auf Grund-
lage der Anforderungen des Artikels 90 der 
Datenschutz-Grundverordnung zurückzustel-
len. 

§ 30 - Verbraucherkredite Die Vorschrift entspricht § 29 Absatz 6 und 7 BDSG a. F. Mit diesen Absät-
zen war Artikel 9 der Verbraucherkreditrichtlinie 2008/48/EG umgesetzt 
worden. Um der Umsetzungspflicht gemäß dieser Richtlinie weiterhin nach-
zukommen, ist § 30 erforderlich. 

 

(1) Eine Stelle, die geschäftsmäßig perso-
nenbezogene Daten, die zur Bewertung der 
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Kreditwürdigkeit von Verbrauchern genutzt 
werden dürfen, zum Zweck der Übermittlung 
erhebt, speichert oder verändert, hat Aus-
kunftsverlangen von Darlehensgebern aus 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union genauso zu behandeln wie Auskunfts-
verlangen inländischer Darlehensgeber. 
(2) Wer den Abschluss eines Verbraucher-
darlehensvertrags oder eines Vertrags über 
eine entgeltliche Finanzierungshilfe mit ei-
nem Verbraucher infolge einer Auskunft einer 
Stelle im Sinne des Absatzes 1 ablehnt, hat 
den Verbraucher unverzüglich hier-über so-
wie über die erhaltene Auskunft zu unterrich-
ten. Die Unterrichtung unterbleibt, soweit 
hierdurch die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung gefährdet würde. § 37 bleibt unberührt. 

  

§ 31 - Schutz des Wirtschaftsverkehrs bei 
Scoring und Bonitätsauskünften 

Die Vorschrift erhält den materiellen Schutzstandard der §§ 28a und 28b 
BDSG a. F. Die in der bisherigen Fassung des BDSG enthaltenen Regelun-
gen zu Auskunfteien und Scoring dienen dem Schutz des Wirtschaftsver-
kehrs und besitzen für Betroffene wie auch für die Wirtschaft eine überra-
gende Bedeutung. Verbraucher vor Überschuldung zu schützen, liegt so-
wohl im Interesse der Verbraucher selbst als auch der Wirtschaft. Die Er-
mittlung der Kreditwürdigkeit und die Erteilung von Bonitätsauskünften bil-
den das Fundament des deutschen Kreditwesens und damit auch der Funk-
tionsfähigkeit der Wirtschaft. 
Die Regelung übernimmt die in § 28b BDSG a. F. festgelegten Vorausset-
zungen und konkretisiert, welche Voraussetzungen ein von einer Auskunftei 
ermittelter Score-Wert im Hin-blick auf sog. Negativ-Merkmale erfüllen 
muss, damit er im Wirtschaftsverkehr verwendet werden darf. Für die Ver-
wendung des Score-Wertes wird auf die Kriterien der derzeitigen § 28a Ab-
satz 1 und § 28b zurückgegriffen, die die im Wirtschaftsleben bedeutsame 
Tätigkeit von Auskunfteien sowie die Ermittlung von Score-Werten grund-
sätzlich ermöglichen. Die Kriterien des § 28a Absatz 1 und des § 28b be-
grenzen die Zulässigkeit der Ermittlung von Score-Werten in bestimmten 
Fällen und schaffen so einen angemessenen Ausgleich der widerstreiten-
den Interessen, beispielsweise dadurch, dass Auskunfteien offene Forde-
rungen nur dann gemeldet werden dürfen und dort verarbeitet werden kön-
nen, wenn sie unbestritten oder tituliert sind. § 29a Absatz 2 BDSG lässt die 
Vorschriften des allgemeinen Datenschutz-rechts über die Zulässigkeit der 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten unberührt. Dies betrifft etwa 
unter anderem auch die Übermittlung und Verwendung für die Ermittlung 

33. Zum Gesetzentwurf allgemein 
a) (…) b) (…) 
c) Der Bundesrat bedauert, dass aus Ver-
braucherschutzsicht wesentliche Regelungen 
in § 28a BDSG, welche die Datenübermitt-
lung an Auskunfteien begrenzen, keinen Ein-
gang in § 31 BDSG-E gefunden haben. Dies 
gilt insbesondere für die Vorgaben in § 28a 
Absatz 2 Satz 4 BDSG, welche die Behand-
lung von Konditionenanfragen von Kreditsu-
chenden betreffen. Mit dieser Regelung wird 
verhindert, dass bloße Kreditkonditionenan-
fragen bei Banken in die Scoreberechnung 
einfließen. Denn aus der Sicht von Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern ist es durchaus 
sinnvoll, vor Abschluss eines Kreditvertrages 
die Konditionen mehrerer Banken zu verglei-
chen. Mit Wegfall dieser Regelung müssten 
Verbraucherinnen und Verbraucher aber 
künftig befürchten, durch Konditionenanfra-
gen ihren Score-Wert zu verschlechtern. Der 
Bundesrat bittet daher um entsprechende 
Überarbeitung des § 31 BDSG-E. 
d) Der Bundesrat bittet um Erweiterung des 
Bußgeldkataloges in § 43 BDSG-E, damit 
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von Wahrscheinlichkeitswerten von personenbezogenen Daten über die 
Begründung, ordnungsgemäße Durchführung und Beendigung eines Ver-
tragsverhältnisses eines Geschäfts mit finanziellem Ausfallrisiko (Positivda-
ten). 
Insoweit wird für alle Beteiligten Sicherheit in der Weise geschaffen, dass 
Scoringverfahren und Kreditinformationssysteme mit der Einmeldung von 
Positiv- und Negativdaten, die z. B. durch Kreditinstitute, Finanzdienstleis-
tungsunternehmen, Zahlungsinstitute, Telekommunikations-, Handels-, 
Energieversorgungs- und Versicherungsunternehmen oder Leasinggesell-
schaften erfolgt, prinzipiell weiter zulässig bleiben. Sie werden nach wie vor 
als wichtige Voraussetzungen für das Wirtschaftsleben angesehen. 

auch Verstöße gegen die Regelungen in § 31 
BDSG-E mittels der Verhängung eines Buß-
gelds geahndet werden können. Es ist aus 
der Sicht von betroffenen Verbraucherinnen 
und Verbraucher von besonderem Interesse, 
dass auch die Regelungen zum Schutz des 
Wirtschaftsverkehrs bei Scoring und Boni-
tätsauskunfteien einer effektiven Kontrolle 
durch staatliche Überwachungsbehörden un-
terliegen. 
34.Zum Gesetzentwurf allgemein 
a) Der Bundesrat begrüßt, dass Teile der bis-
herigen §§ 28a und 28b BDSG in § 31 
BDSG-E aufgenommen wurden, hält dies je-
doch nicht für ausreichend, um die bekann-
ten Verbraucherschutzdefizite dieser Rege-
lungen zu beseitigen. Der Bundesrat vertritt 
die Auffassung, dass bei der Anpassung des 
nationalen Rechts an die Vorgaben der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 die bestehenden Re-
gelungen zu Scoring-Verfahren von Auskunf-
teien nicht nur erhalten, sondern auch die be-
kannten Missstände durch eine verbraucher- 
freundliche Weiterentwicklung des Rechts 
beseitigt werden sollten. 
b) In diesem Zusammenhang erinnert der 
Bundesrat an die Ergebnisse des Gutachtens 
des Unabhängigen Landeszentrums für Da-
tenschutz Schleswig-Holstein (ULD) sowie 
der GP-Forschungsgruppe "Scoring nach der 
Datenschutznovelle 2009 und neue Entwick-
lungen", welches erhebliche Missstände 
beim Verbraucherschutz offenbarte, sowie an 
zahlreiche Beschlüsse der Verbraucher-
schutzministerkonferenzen der letzten Jahre, 
in denen im-mer wieder ein erheblicher 
Nachbesserungsbedarf bei der gesetzlichen 
Ausgestaltung von Scoring-Verfahren aufge-
zeigt wurde. 
c) Nach Ansicht des Bundesrates bedürfte es 
im Hinblick auf Scoring-Verfahren insbeson-
dere gesetzlicher Vorgaben zur Sicherung 
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der Datenqualität und einer Festlegung, unter 
welchen Voraussetzungen Scorewerte ver-
wendet werden dürfen. 
d) Der Bundesrat ist der Auffassung, dass 
auch die gesetzlichen Anforderungen an Wis-
senschaftlichkeit und Genauigkeit von Sco-
ring-Verfahren dringend erhöht werden müs-
sen. Weiterer Nachbesserungsbedarf wird 
bei der Eingrenzung der zulässigen Datenar-
ten und -quellen bei Aufstellung von Scoring-
Verfahren gesehen. Dies gilt insbesondere 
für die Verarbeitung von Daten aus sozialen 
Netzwerken und anderen öffentlich zugängli-
chen Quellen. 
e) Der Bundesrat weist darauf hin, dass das 
BDSG bereits in seiner geltenden Fassung 
keine ausreichenden Regelungen zur Aus-
kunftserteilung gegen-über den von einem 
Scoring-Verfahren betroffenen Personen be-
inhaltet. Der Bundesrat vertritt die Auffas-
sung, dass der gesetzliche Auskunftsan-
spruch des Betroffenen sich nicht darin er-
schöpfen darf, über den endgültigen Score-
Wert sowie die dabei herangezogenen Daten 
Auskunft zu erteilen. Vielmehr sollte die Aus-
kunft den Betroffenen in die Lage versetzen, 
die vorgenommene Berechnung so weit 
nachzuvollziehen, dass er auf individuelle 
Besonderheiten und die im Einzelfall gegebe-
nenfalls fehlende Aussagekraft eines negati-
ven Score-Wertes hinweisen kann. Dies 
könnte nach Ansicht des Bundesrates bei-
spielsweise im Wege einer Auskunftspflicht 
über die Gewichtung der in die Berechnung 
eingeflossenen Kriterien sichergestellt wer-
den. 
f) Der Bundesrat bittet, die Erfahrungen der 
letzten Jahre auf dem Gebiet des Scorings 
im aktuellen Gesetzgebungsverfahren zu nut-
zen, um gegebenenfalls auch jenseits der rei-
nen Datenschutzbestimmungen entspre-
chende Verbesserungen beim Schutz der 
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Verbraucherinnen und Verbraucher umzuset-
zen. 

(1) Die Verwendung eines Wahrscheinlich-
keitswerts über ein bestimmtes zukünftiges 
Verhalten einer natürlichen Person zum 
Zweck der Entscheidung über die Begrün-
dung, Durchführung oder Beendigung eines 
Vertragsverhältnisses mit dieser Person 
(Scoring) ist nur zulässig, soweit  
1. die Vorschriften des Datenschutzrechts 
eingehalten wurden,  
2. die zur Berechnung des Wahrscheinlich-
keitswerts genutzten Daten unter Zugrunde-
legung eines wissenschaftlich anerkannten 
mathematisch-statistischen Verfahrens nach-
weisbar für die Berechnung der Wahrschein-
lichkeit des bestimmten Verhaltens erheblich 
sind,  
3. für die Berechnung des Wahrscheinlich-
keitswerts nicht ausschließlich Anschriftenda-
ten genutzt wurden und  
4. im Fall der Nutzung von Anschriftendaten 
die betroffene Person vor Berechnung des 
Wahrscheinlichkeitswerts über die vorgese-
hene Nutzung dieser Daten unterrichtet wor-
den ist; die Unterrichtung ist zu dokumentie-
ren. 

 (1) Die Verwendung eines Wahrscheinlich-
keitswerts über ein bestimmtes zukünftiges 
Verhalten einer natürlichen Person zum 
Zweck der Entscheidung über die Begrün-
dung, Durchführung oder Beendigung eines 
Vertragsverhältnisses mit dieser Person 
(Scoring) ist nur zulässig, soweit wenn  
1. die Vorschriften des Datenschutzrechts 
eingehalten wurden,  
2. die vom Ersteller des Wahrscheinlichkeits-
wertes zur Berechnung des Wahrscheinlich-
keitswerts genutzten Daten unter Zugrunde-
legung eines wissenschaftlich anerkannten 
mathematisch-statistischen Verfahrens nach-
weisbar für die Berechnung der Wahrschein-
lichkeit des bestimmten Verhaltens erheblich 
sind.,  
3. für die Berechnung des Wahrscheinlich-
keitswerts nicht ausschließlich Anschriftenda-
ten genutzt wurden und  
4. im Fall der Nutzung von Anschriftendaten 
die betroffene Person vor Berechnung des 
Wahrscheinlichkeitswerts über die vorgese-
hene Nutzung dieser Daten unterrichtet wor-
den ist; die Unterrichtung ist zu dokumentie-
ren. 

(2) Die Verwendung eines von Auskunfteien 
ermittelten Wahrscheinlichkeitswerts über die 
Zahlungsfähig- und Zahlungswilligkeit einer 
natürlichen Person ist im Fall der Einbezie-
hung von Informationen über Forderungen 
nur zulässig, soweit die Vorausset-zungen 
nach Absatz 1 vorliegen und nur solche For-
derungen über eine geschuldete Leistung, 
die trotz Fälligkeit nicht erbracht worden ist, 
berücksichtigt werden,  
1. die durch ein rechtskräftiges oder für vor-
läufig vollstreckbar erklärtes Urteil festgestellt 
worden sind oder für die ein Schuldtitel nach 
§ 794 der Zivilprozessordnung vorliegt,  
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2. die nach § 178 der Insolvenzordnung fest-
gestellt und nicht vom Schuldner im Prü-
fungstermin bestritten worden sind,  
3. die der Schuldner ausdrücklich anerkannt 
hat,  
4. bei denen  
a) der Schuldner nach Eintritt der Fälligkeit 
der Forderung mindestens zweimal schriftlich 
gemahnt worden ist,  
b) die erste Mahnung mindestens vier Wo-
chen zurückliegt, 
c) der Gläubiger den Schuldner zuvor, jedoch 
frühestens bei der ersten Mahnung, über 
eine mögliche Berücksichtigung durch eine 
Auskunftei unterrichtet hat und  
d) der Schuldner die Forderung nicht bestrit-
ten hat oder  
5. deren zugrunde liegendes Vertragsverhält-
nis aufgrund von Zahlungsrückständen frist-
los gekündigt werden kann und bei denen 
der Gläubiger den Schuldner zuvor über eine 
mögliche Berücksichtigung durch eine Aus-
kunftei unterrichtet hat.  
Die Zulässigkeit der Verarbeitung, ein-
schließlich der Ermittlung von Wahrschein-
lichkeitswerten, von anderen bonitätsrelevan-
ten Daten nach allgemeinem Datenschutz-
recht bleibt unberührt. 
  (3) Personenbezogene Daten betreffend eine 

Forderung über eine geschuldete Leistung, 
die trotz Fälligkeit nicht erbracht wurde, dür-
fen an Auskunfteien nur übermittelt werden, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 
für ihre Berücksichtigung bei der Ermittlung 
eines Wahrscheinlichkeitswertes und dessen 
zulässige Verwendung gegeben sind. 

Kapitel 2 - Rechte der betroffenen Person Artikel 23 der Verordnung (EU) 2016/679 sieht vor, dass die Rechte und 
Pflichten gemäß den Artikeln 12 bis 22 und Artikel 34 sowie die in Artikel 5 
geregelten Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten, so-
fern dessen Bestimmungen den in den Artikeln 12 bis 22 vorgesehenen 
Rechten und Pflichten entsprechen, durch Rechtsvorschriften der Union o-
der der Mitgliedstaaten beschränkt werden können. 
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Die Beschränkung muss den Wesensgehalt der Grundrechte und Grund-
freiheiten achten und in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige 
und verhältnismäßige Maßnahme darstellen, um die in Artikel 23 Absatz 1 
Buchstaben a bis j aufgezählten Ziele sicherzustellen. 
Artikel 23 der Verordnung (EU) 2016/679 verlangt besondere Maßnahmen 
zum Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten der von der Beschrän-
kung betroffenen Person. Insbesondere muss gemäß Artikel 23 Absatz 2 
der Verordnung (EU) 2016/679 jede Gesetzgebungs-maßnahme „insbeson-
dere gegebenenfalls spezifische Vorschriften“ zumindest in Bezug auf die in 
Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/670 Buchstaben a bis h auf-
gezählten Maßnahmen enthalten. 
Die in Kapitel 2 vorgenommenen Einschränkungen der Betroffenenrechte 
und Pflichten des Verantwortlichen und Auftragsverarbeiters ergänzen die 
in der Verordnung (EU) 2016/679 unmittelbar vorgesehenen Ausnahmen. 
Die Beschränkungen der Betroffenenrechte in Kapitel 2 finden auch Anwen-
dung auf die in Artikel 89 der Verordnung (EU) 2016/679 geregelte Verar-
beitung zu im öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken, zu wissen-
schaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu statistischen 
Zwecken. Zwar bestimmt Artikel 89 Absatz 2 und 3, dass bei einer Verar-
beitung zu den dort genannten Forschungs- und statistischen Zwecken Mit-
gliedstaaten insoweit Ausnahmen von den Rechten gemäß der Artikel 15, 
16, 18 und 21 sowie bei der Verarbeitung zu im öffentlichen Interesse lie-
genden Archivzwecken zusätzlich Artikel 19 und 20 vorsehen können, als 
diese Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der spezifischen Zwecke 
unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen und solche Ausnahmen 
für die Erfüllung dieser Zwecke notwendig sind. Eine Beschränkung der Be-
troffenenrechte muss jedoch nicht nur nach Artikel 89 Absatz 2 und 3, son-
dern auch nach Artikel 23 der Verordnung (EU) 2016/679 möglich sein, da 
die Verarbeitung zu den in Artikel 89 genannten Zwecken andern-falls ge-
genüber sonstigen Verarbeitungen schlechter gestellt wäre, obwohl der 
Verordnungsgeber die Verarbeitung zu Archiv-, Forschungs- und Statistik-
zwecken ausweislich der Sonderreglung in Kapitel IX der Verordnung (EU) 
2016/679 privilegieren wollte. 

§ 32 - Informationspflicht bei Erhebung 
von personenbezogenen Daten bei der 
betroffenen Person 

  

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen 
Person gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 besteht ergänzend 
zu der in Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung 
(EU) 2016/679 genannten Ausnahme dann 

Die in Absatz 1 vorgesehene Beschränkung der Informationspflicht gilt nur 
für die in Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehene 
Fallgruppe, dass der Verantwortliche beabsichtigt, die personenbezogenen 
Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als den, für den die Da-
ten bei der betroffenen Person erhoben wurden. Die Informations-pflicht 

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen 
Person gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 besteht ergänzend 
zu der in Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung 
(EU) 2016/679 genannten Ausnahme dann 
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nicht, wenn die Erteilung der Information 
über die beabsichtigte Weiterverarbeitung  
1. einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde und das Interesse der betroffe-
nen Person an der Informationserteilung 
nach den Umständen des Einzelfalls, insbe-
sondere wegen des Zusammenhangs, in 
dem die Daten erhoben wurden, als gering 
anzusehen ist,  
2. im Fall einer öffentlichen Stelle die ord-
nungsgemäße Erfüllung der in der Zuständig-
keit des Verantwortlichen liegenden Aufga-
ben im Sinne des Artikels 23 Absatz 1 Buch-
staben a bis e der Verordnung (EU) 
2016/679 gefährden würde, und die Interes-
sen des Verantwortlichen an der Nichtertei-
lung der Information die Interessen der be-
troffenen Person überwiegen,  
3. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährden oder sonst dem Wohl des Bundes 
oder eines Landes Nachteile bereiten würde 
und die Interessen des Verantwortlichen an 
der Nichterteilung der Information die Interes-
sen der betroffenen Person überwiegen,  
4. die Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung rechtlicher Ansprüche beeinträchti-
gen würde und die Interessen des Verant-
wortlichen an der Nichterteilung der Informa-
tion die Interessen der betroffenen Person 
überwiegen oder  
5. eine vertrauliche Übermittlung von Daten 
an öffentliche Stellen gefährden würde. 

aus Artikel 13 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 wird demge-
genüber nicht beschränkt. 
Die mit der Verordnung (EU) 2016/679 erstmals eingeführte (Folge-)Infor-
mationspflicht des Verantwortlichen bei beabsichtigter Zweckänderung fin-
det im BDSG a. F. bislang keine Entsprechung. In dieser Konstellation be-
steht im Gegensatz zu der in Artikel 13 Absatz 1 und 2 der Verordnung 
(EU) 2016/679 vorgesehenen Informationspflicht zum Zeitpunkt der Erhe-
bung der Daten typischerweise kein unmittelbarer Kontakt zwischen dem 
Verantwortlichen und der betroffenen Person. 
In diesen Fällen kann sich die Information der betroffenen Person als unver-
hältnismäßig er-weisen. Absatz 1 Nummer 1 sieht daher eine Ausnahme 
von der Informationspflicht nach Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
2016 vor, wenn und soweit die Erteilung der Information einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde und das Interesse der betroffenen Per-
son an der Informationserteilung nach den Umständen des Einzelfalls, ins-
besondere wegen des Zusammenhangs, in dem die Daten erhoben wur-
den, als gering anzusehen ist. Ein unverhältnismäßiger Aufwand kann bei-
spielsweise vorliegen, wenn die Kontaktdaten des Betroffenen dem Verant-
wortlichen nicht bekannt und auch nicht ohne Weiteres zu ermitteln sind. 
Als Anhaltspunkte für die Beurteilung der Unverhältnismäßigkeit können die 
Anzahl der betroffenen Personen, das Alter der Daten oder das Bestehen 
geeigneter Garantien einbezogen werden (Erwägungsgrund 62 der Verord-
nung (EU) 2016/679). Ebenso ist die Art der zur Verfügung stehenden Kom-
munikationswege zu berücksichtigen. 
Die Nummern 2 und 3 enthalten speziell für öffentliche Stellen geltende Ein-
schränkungen der Informationspflicht, wenn die Erteilung der Information 
über die beabsichtigte Weiterverarbeitung die ordnungsgemäße Erfüllung 
der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden Aufgaben gefähr-
den (Nummer 2) oder die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden o-
der sonst dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde (Nummer 3). Einschränkende Voraussetzung ist in beiden Fällen, 
dass die Interessen des Verantwortlichen an der Nichterteilung der Informa-
tion die Interessen der betroffenen Person überwiegen. 
Nummer 4 sieht eine Einschränkung zur Sicherstellung der Geltendma-
chung, Ausübung o-der Verteidigung rechtlicher Ansprüche vor (Artikel 23 
Absatz 1 Buchstabe j der Verordnung (EU) 2016/679). 
Nummer 5 schützt die vertrauliche Übermittlung von Daten an öffentliche 
Stellen (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung 2016/679). Erfasst 
sind beispielsweise Fallgruppen, in denen die Information der betroffenen 
Person über die Weiterverarbeitung zu einer Vereitelung oder ernsthaften 
Beeinträchtigung des – legitimen – Verarbeitungszwecks führen wür-de, 

nicht, wenn die Erteilung der Information über 
die beabsichtigte Weiterverarbeitung  
1. einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde und das Interesse der betroffe-
nen Person an der Informationserteilung 
nach den Umständen des Einzelfalls, insbe-
sondere wegen des Zusammenhangs, in 
dem die Daten erhoben wurden, als gering 
anzusehen ist,  
2. im Fall einer öffentlichen Stelle die ord-
nungsgemäße Erfüllung der in der Zuständig-
keit des Verantwortlichen liegenden Aufga-
ben im Sinne des Artikels 23 Absatz 1 Buch-
staben a bis e der Verordnung (EU) 
2016/679 gefährden würde, und die Interes-
sen des Verantwortlichen an der Nichtertei-
lung der Information die Interessen der be-
troffenen Person überwiegen,; zeitliche Ver-
zögerungen stellen nur in begründeten Aus-
nahmefällen Gefährdungen der ordnungsge-
mäßen Erfüllung im Sinne dieser Vorschrift 
dar; 
3. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ge-
fährden oder sonst dem Wohl des Bundes o-
der eines Landes Nachteile bereiten würde 
und die Interessen des Verantwortlichen an 
der Nichterteilung der Information die Interes-
sen der betroffenen Person überwiegen,  
4. die Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung zivilrechtlicher Ansprüche gegen-
über der betroffenen Person beeinträchtigen 
gefährden würde und die Interessen des Ver-
antwortlichen an der Nichterteilung der Infor-
mation die Interessen der betroffenen Person 
überwiegen oder  
5. eine vertrauliche Übermittlung von Daten 
an öffentliche Stellen gefährden würde. 
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etwa wenn die zuständige Strafverfolgungsbehörde über den Verdacht ei-
ner Straftat in-formiert werden soll. 

(2) Unterbleibt eine Information der betroffe-
nen Person nach Maßgabe des Absatzes 1, 
ergreift der Verantwortliche geeignete Maß-
nahmen zum Schutz der berechtigten Inte-
ressen der betroffenen Person, einschließlich 
der Bereitstellung der in Artikel 13 Ab-satz 1 
und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
nannten Informationen für die Öffentlichkeit 
in präziser, transparenter, verständlicher und 
leicht zugänglicher Form in einer klaren und 
einfachen Sprache. Der Verantwortliche hält 
schriftlich fest, aus welchen Grün-den er von 
einer Information abgesehen hat. Die Sätze 1 
und 2 finden in den Fällen des Absatzes 1 
Nummern 4 und 5 keine Anwendung. 

Absatz 2 legt fest, dass der Verantwortliche geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person zu treffen hat, 
wenn eine Information der betroffenen Person nach Maßgabe des Absatzes 
1 unterbleibt. Hierdurch werden die nach Artikel 23 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) 2016/679 erforderlichen Schutzmaßnahmen beachtet. Zu den 
geeigneten Maßnahmen zählt die Bereitstellung dieser Informationen für die 
Öffentlichkeit. Eine Veröffentlichung in allgemein zugänglicher Form kann 
etwa die Bereitstellung der In-formation auf einer allgemein zugänglichen 
Webseite des Verantwortlichen sein (Erwägungsgrund 58 Satz 2 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679). Die Information hat in Entsprechung zu Artikel 12 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 in präziser, transparenter, ver-
ständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen 
Sprache zu erfolgen. 
Der Verantwortliche hat schriftlich zu fixieren, aus welchen Gründen er von 
einer Information abgesehen hat. Die Stichhaltigkeit der Gründe unterliegt 
der Kontrolle durch die zuständige Aufsichtsbehörde, die durch die Doku-
mentationspflicht ermöglicht wird. Die in Absatz 2 Satz 1 und 2 zum Schutz 
der berechtigten Interessen der betroffenen Person geforderten Maß-nah-
men des Verantwortlichen finden im Fall des Absatz 1 Nummer 4 und 5 
keine Anwendung. Andernfalls könnten die in Satz 1 und 2 geforderten 
Maßnahmen zu einer Vereitelung oder ernsthaften Beeinträchtigung des – 
legitimen – Verarbeitungszwecks führen. 

(2) Unterbleibt eine Information der betroffe-
nen Person nach Maßgabe des Absatzes 1, 
ergreift der Verantwortliche geeignete Maß-
nahmen zum Schutz der berechtigten Inte-
ressen der betroffenen Person, einschließlich 
der Bereitstellung der in Artikel 13 Ab-satz 1 
und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
nannten Informationen für die Öffentlichkeit in 
präziser, transparenter, verständlicher und 
leicht zugänglicher Form in einer klaren und 
einfachen Sprache. Der Verantwortliche hält 
schriftlich fest, aus welchen Grün-den er von 
einer Information abgesehen hat. Die Sätze 1 
und 2 finden in den Fällen des Absatzes 1 
Nummern 4 und 5 keine Anwendung. 

(3) Unterbleibt die Benachrichtigung in den 
Fällen des Absatzes 1 wegen eines vorüber-
gehenden Hinderungsgrundes, kommt der 
Verantwortliche der Informationspflicht unter 
Berücksichtigung der spezifischen Umstände 
der Verarbeitung innerhalb einer an-gemes-
senen Frist nach Fortfall des Hinderungs-
grundes, spätestens jedoch innerhalb von 
zwei Wochen, nach. 

Absatz 3 bestimmt, dass der Verantwortliche die Information der betroffe-
nen Person zeitnah nachzuholen hat, wenn die Ausschlussgründe des Ab-
satzes 1 nur vorübergehend vorliegen. 

 

§ 33 - Informationspflicht, wenn die perso-
nenbezogenen Daten nicht bei der be-
troffenen Person erhoben wurden 

  

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen 
Person gemäß Artikel 14 Absatz 1, 2 und 4 
der Verordnung (EU) 2016/679 besteht er-
gänzend zu den in Artikel 14 Absatz 5 der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der in § 29 

§ 33 Absatz 1 enthält in Ergänzung der in Artikel 14 Absatz 5 der Verord-
nung (EU) 2016/679 und § 29 Absatz 1 Satz 1 genannten Ausnahmen Ein-
schränkungen der Informationspflicht des Verantwortlichen aus Artikel 14 
Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 2016/679. 

1) Die Pflicht zur Information der betroffenen 
Person gemäß Artikel 14 Absatz 1, 2 und 4 
der Verordnung (EU) 2016/679 besteht er-
gänzend zu den in Artikel 14 Absatz 5 der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der in § 29 
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Absatz 1 Satz 1 genannten Ausnahme nicht, 
wenn die Erteilung der Information  
1. im Fall einer öffentlichen Stelle  
a) die ordnungsgemäße Erfüllung der in der 
Zuständigkeit des Verantwortlichen liegen-
den Aufgaben im Sinne des Artikel 23 Absatz 
1 Buchstaben a bis e der Verordnung (EU) 
2016/679 gefährden würde oder  
b) die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährden oder sonst dem Wohle des Bun-
des oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde  
und deswegen das Interesse der betroffenen 
Person an der Informationserteilung zurück-
treten muss,  
2. im Fall einer nicht-öffentlichen Stelle  
a) allgemein anerkannte Geschäftszwecke 
des Verantwortlichen erheblich gefährden 
würde, es sei denn, dass das Interesse der 
betroffenen Person an der Informationsertei-
lung überwiegt, oder  
b) die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährden oder sonst dem Wohle des Bun-
des oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde. 

Absatz 1 Nummer 1, der nur für öffentliche Stellen gilt, ist eng angelehnt an 
die Ausnahmeregelungen des § 19a Absatz 3 i. V. m. § 19 Absatz 4 Num-
mer 1 und 2 BDSG a. F. Es wird auf die Begründung zu § 31 Absatz 1 
Nummer 2 und 3 verwiesen. 
Absatz 1 Nummer 2 gilt nur für nicht-öffentliche Stellen. Nummer 2 Buch-
stabe a entspricht im Wesentlichen § 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7b) 
BDSG a. F. Der Ausnahmetatbestand ist eng auszulegen; die Möglichkeit 
des Scheiterns einzelner Geschäfte des Verantwortlichen, etwa das Zustan-
dekommen oder die Abwicklung eines Vertrags mit der betroffenen Person, 
begründen keine Ausnahme von der Informationspflicht. Notwendig ist viel-
mehr, dass die allgemein anerkannten Geschäftszwecke des Verantwortli-
chen insgesamt gefährdet werden. Für den Begriff „Geschäftszweck“ gilt 
dasselbe Verständnis wie bisher, die neu eingefügte Ergänzung „allgemein 
anerkannt“ dient der Eingrenzung. Einen Anwendungsfall können Datenver-
arbeitungen zur Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche darstellen (Artikel 23 
Absatz 1 Buchstabe j der Verordnung (EU) 2016/679). 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b ist an § 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 
BDSG a. F. angelehnt. Die im konkreten Umfang (Artikel 23 Absatz 2 Buch-
stabe c der Verordnung (EU) 2016/679) vorgesehene Beschränkung der In-
formationspflicht dient den Zielen der nationalen Sicherheit (Artikel 23 Ab-
satz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679), der Landesverteidi-
gung (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679), der 
öffentlichen Sicherheit (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EU) 2016/679), der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung 
von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor 
und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit (Artikel 23 Ab-
satz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2016/679) sowie sonstiger wichti-
ger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interesses der Union oder der Bun-
despublik Deutschland (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung 
(EU) 2016/679). 

Absatz 1 Satz 1 genannten Ausnahme nicht, 
wenn die Erteilung der Information  
1. im Fall einer öffentlichen Stelle  
a) die ordnungsgemäße Erfüllung der in der 
Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden 
Aufgaben im Sinne des Artikel 23 Absatz 1 
Buchstaben a bis e der Verordnung (EU) 
2016/679 gefährden würde; zeitliche Verzö-
gerungen stellen nur in begründeten Ausnah-
mefällen Gefährdungen der ordnungsgemä-
ßen Erfüllung im Sinne dieser Vorschrift dar; 
oder  
b) die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährden oder sonst dem Wohle des Bun-
des oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde  
und deswegen das Interesse der betroffenen 
Person an der Informationserteilung zurück-
treten muss,  
2. im Fall einer nicht-öffentlichen Stelle  
a) allgemein anerkannte Geschäftszwecke 
des Verantwortlichen erheblich gefährden 
würde, es sei denn, dass das Interesse der 
betroffenen Person an der Informationsertei-
lung überwiegt, oder  
b) die öffentliche Stelle ge- 
genüber dem Verantwortlichen festgestellt 
hat, dass das Bekanntwerden der Daten die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefähr-
den oder sonst dem Wohle des Bundes oder 
eines Landes Nachteile bereiten würde. 

(2) Unterbleibt eine Information der betroffe-
nen Person nach Maßgabe des Absatzes 1, 
ergreift der Verantwortliche geeignete Maß-
nahmen zum Schutz der berechtigten Inte-
ressen der betroffenen Person, einschließlich 
der Bereitstellung der in Artikel 14 Ab-satz 1 
und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
nannten Informationen für die Öffentlichkeit 
in präziser, transparenter, verständlicher und 
leicht zugänglicher Form in einer klaren und 
einfachen Sprache. Der Verantwortliche hält 

Absatz 2 entspricht § 32 Absatz 2 Satz 1 und 2. Auf die dortige Begründung 
wird verwiesen. 

 



© 2017 – Diplom Informatiker Werner Hülsmann – Datenschutz- und DSGVO-Experte – https://dsgvo.expert  - E-Mail: wh@datenschutzwissen.de Seite 70 

Artikel 1 des DSAnpUG-EU – BDSG-RegE Begründung Stellungnahme des Bundesrates 
schriftlich fest, aus welchen Gründen er von 
einer Information abgesehen hat. 
(3) Bezieht sich die Informationserteilung auf 
die Übermittlung personenbezogener Daten 
durch öffentliche Stellen an Verfassungs-
schutzbehörden, den Bundesnachrichten-
dienst, den Militärischen Abschirmdienst und, 
soweit die Sicherheit des Bundes berührt 
wird, andere Behörden des Bundesministeri-
ums der Verteidigung, ist sie nur mit Zustim-
mung dieser Stellen zulässig. 

Absatz 3 betrifft den bislang in § 19a Absatz 3 i. V. m. § 19 Absatz 3 BDSG 
a. F. geregelten Fall der Informationserteilung bei Datenübermittlung durch 
öffentliche Stellen an die dort auf-geführten Behörden zu Zwecken der nati-
onalen Sicherheit. 

 

§ 34 - Auskunftsrecht der betroffenen Per-
son 

  

(1) Das Recht auf Auskunft der betroffenen 
Person gemäß Artikel 15 der Verordnung 
(EU) 2016/679 besteht ergänzend zu den in 
§ 27 Absatz 2, § 28 Absatz 2 und § 29 Ab-
satz 1 Satz 2 genannten Ausnahmen nicht, 
wenn  
1. die betroffene Person nach § 33 Absatz 1 
und 3 nicht zu informieren ist, oder  
2. die Daten nur deshalb gespeichert sind, 
weil sie aufgrund gesetzlicher, satzungsmä-
ßiger oder vertraglicher Aufbewahrungsvor-
schriften nicht gelöscht werden dürfen oder 
ausschließlich Zwecken der Datensicherung 
oder der Datenschutzkontrolle die-nen, die 
Auskunftserteilung einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand erfordern würde und eine Ver-
arbeitung zu anderen Zwecken durch geeig-
nete technische und organisatorische Maß-
nahmen ausgeschlossen ist. 

34 Absatz 1 enthält ergänzend zu den in § 27 Absatz 2, § 28 Absatz 2 und 
§ 29 Absatz 1 Satz 2 genannten Ausnahmen Einschränkungen des Aus-
kunftsrechts der betroffenen Person. Die Absätze 2 und 3 regeln, anknüp-
fend an die bisherige Regelung des § 19 Absatz 5 und 6 BDSG a. F., Maß-
nahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person und 
weiten diese im Vergleich zur bisherigen Rechtslage aus. 
Absatz 1 Nummer 1 verweist für das Auskunftsrecht auf die Beschränkun-
gen des § 33 Ab-satz 1 und 3. Durch den Verweis werden die bislang be-
stehenden Einschränkungen des Auskunftsrechts der betroffenen Person 
aus § 19 Absatz 3 und 4 Nummer 1 und 2 sowie § 34 Absatz 7 i. V. m. § 33 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 und 7b BDSG a. F. modifiziert übernommen. 
Absatz 1 Nummer 2 führt § 19 Absatz 2 und § 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
2 BDSG a. F. im Wesentlichen fort. In Erweiterung der bisherigen Rechts-
lage hat der Verantwortliche jedoch sicherzustellen, dass durch geeignete 
technische und organisatorische Maßnahmen eine Verwendung der Daten 
zu anderen Zwecken ausgeschlossen ist. Bei der Ermittlung des Aufwands 
hat der Verantwortliche die bestehenden technischen Möglichkeiten, ge-
sperrte und archivierte Daten der betroffenen Person im Rahmen der Aus-
kunftserteilung verfügbar zu machen, zu berücksichtigen. Werden die Daten 
ausschließlich aufgrund von Aufbewahrungsvorschriften gespeichert, ist die 
Verarbeitung der Daten einzuschränken (§ 35 Absatz 3). 

1) Das Recht auf Auskunft der betroffenen 
Person gemäß Artikel 15 der Verordnung 
(EU) 2016/679 besteht ergänzend zu den in 
§ 27 Absatz 2, § 28 Absatz 2 und § 29 Ab-
satz 1 Satz 2 genannten Ausnahmen nicht, 
wenn  
1. die betroffene Person nach § 33 Absatz 1 
und 3 nicht zu informieren ist, oder  
2. im Fall einer öffentlichen Stelle die Daten 
nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf-
grund gesetzlicher, satzungsmäßiger oder 
vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften 
nicht gelöscht werden dürfen oder aus-
schließlich Zwecken der Datensicherung o-
der der Datenschutzkontrolle dienen oder der 
Datensicherung, um die Wiederherstellung 
der für Aufgaben im Sinne des Artikel 6 Ab-
satz 1 Buchstabe e DSGVO erforderlichen 
Daten bei Verlust zu ermöglichendie Aus-
kunftserteilung einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde und eine Verarbei-
tung zu anderen Zwecken durch geeignete 
technische und organisatorische Maßnah-
men ausgeschlossen ist. 

(2) Die Gründe der Auskunftsverweigerung 
sind zu dokumentieren. Die Ablehnung der 
Auskunftserteilung ist gegenüber der be-
troffenen Person zu begründen, soweit nicht 
durch die Mitteilung der tatsächlichen und 

Die Dokumentationspflicht und die Begründungspflicht nach Absatz 2 sind 
Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Perso-
nen im Sinne des Artikels 23 Absatz 2 Buchstaben c, d, g und h der Verord-
nung (EU) 2016/679. Hierdurch wird die betroffene Person in die Lage ver-
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rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung 
gestützt wird, der mit der Auskunftsverweige-
rung verfolgte Zweck gefährdet würde. Die 
zum Zweck der Auskunftserteilung an die be-
troffene Person und zu deren Vorbereitung 
gespeicherten Daten dürfen nur für diesen 
Zweck sowie für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verarbeitet werden; für andere Zwe-
cke ist die Verarbeitung nach Maßgabe des 
Artikels 18 der Verordnung (EU) 2016/679 
einzuschränken. 

setzt, die Ablehnung der Auskunftserteilung nachzuvollziehen und gegebe-
nenfalls durch die zuständige Aufsichtsbehörde prüfen zu lassen. Ergän-
zend hierzu hat der Verantwortliche nach Artikel 12 Absatz 4 der Verord-
nung (EU) 2016/679 die betroffene Person auf die Möglichkeit der Be-
schwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde und des gerichtlichen 
Rechtsschutzes hinzuweisen (bislang § 19 Absatz 5 Satz 2 BDSG a. F.). 
Satz 3 enthält die bisher in § 34 Absatz 5 BDSG a. F. enthaltene strenge 
Zweckbindung der zum Zweck der Auskunftserteilung und zu deren Vorbe-
reitung gespeicherten Daten. 

(3) Wird der betroffenen Person durch eine 
öffentliche Stelle des Bundes keine Auskunft 
erteilt, so ist sie auf ihr Verlangen der oder 
dem Bundesbeauftragten zu erteilen, soweit 
nicht die jeweils zuständige oberste Bundes-
behörde im Einzelfall feststellt, dass dadurch 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 
gefährdet würde. Die Mitteilung der oder des 
Bundesbeauftragten an die betroffene Per-
son über das Ergebnis der datenschutzrecht-
lichen Prüfung darf keine Rückschlüsse auf 
den Erkenntnisstand des Verantwortlichen 
zulassen, sofern dieser nicht einer weiterge-
henden Auskunft zustimmt. 

Absatz 3 entspricht § 19 Absatz 6 BDSG a. F. Die Beschränkung dient dem 
Schutz der öffentlichen Sicherheit (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe c der Ver-
ordnung (EU) 2016/679) und der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung 
(EU) 2016/679). 

 

(4) Das Recht der betroffenen Person auf 
Auskunft über personenbezogene Daten, die 
durch eine öffentliche Stelle weder automati-
siert verarbeitet noch nicht automatisiert ver-
arbeitet und in einem Dateisystem gespei-
chert werden, besteht nur, soweit die be-
troffene Person Angaben macht, die das Auf-
finden der Daten ermöglichen, und der für die 
Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand 
nicht außer Verhältnis zu dem von der be-
troffenen Person geltend gemachten Infor-
mationsinteresse steht. 

Absatz 4 führt die nach bisherigem Recht (§ 19 Absatz 1 Satz 3 BDSG a. 
F.) bestehende Einschränkung des Auskunftsrechts für personenbezogene 
Daten fort, die durch öffentliche Stellen weder automatisiert verarbeitet 
noch – ohne automatisiert verarbeitet zu werden - in einem Dateisystem ge-
speichert sind oder werden sollen. Diese Form der Datenverarbeitung ist 
zwar nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 nicht von de-
ren sachlichen Anwendungsbereich erfasst, jedoch gilt nach § 1 Absatz 8 
die Verordnung (EU) 2016/679 – und mithin auch das Auskunftsrecht nach 
deren Artikel 15 – auch für diese Form der Daten-verarbeitung. Unter Ab-
satz 4 fallen insbesondere Akten oder Aktensammlungen sowie ihre Deck-
blätter, die nicht nach bestimmten Kriterien geordnet sind (vgl. Erwägungs-
grund 15 Satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679). Die Einschränkung liegt 
daher außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2016/679. 
Das Auskunftsrecht besteht nur unter der Voraussetzung, dass die be-
troffene Person Angaben macht, die dem Verantwortlichen das Auffinden 
der Daten ermöglichen. Ferner darf der für die Erteilung der Auskunft erfor-
derliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem von der betroffenen Person 
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geltend gemachten Informationsinteresse stehen. Beide Voraussetzungen 
bestehen bereits im geltenden Recht (§ 19 Absatz 1 Satz 3 BDSG a. F.), 
dessen Schutzstandard erhalten bleibt. 

§ 35 - Recht auf Löschung § 35 schränkt das Recht der betroffenen Person auf Löschung und die da-
mit korrespondierende Pflicht des Verantwortlichen aus Artikel 17 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 ein. Die in Artikel 17 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) 2016/679 genannten Ausnahmen bleiben von der Vorschrift un-
berührt. Die Regelung gilt sowohl für öffentliche als auch nicht-öffentliche 
Stellen. Die bisherige Rechtslage (§§ 20 Absatz 3, 35 Absatz 3 BDSG a. F.) 
wird weitgehend fortgeführt. 
Unter den Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 tritt an die Stelle der Lö-
schung die Einschränkung der Verarbeitung (Artikel 18 der Verordnung 
(EU) 2016/679). 
Hierdurch wird die Beschränkung des Rechts auf bzw. der Pflicht zur Lö-
schung personenbezogener Daten auf das erforderliche Ausmaß im Sinne 
des Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2016/679 be-
grenzt. Artikel 18 Absatz 2 und 3 sowie Artikel 19 der Verordnung (EU) 
2016/679 vermitteln effektive Garantien gegen Missbrauch und unrichtige 
Übermittlung im Sinne des Artikels 23 Absatz 2 Buchstabe d der Verord-
nung (EU) 2016/679. 

 

(1) Ist eine Löschung wegen der besonderen 
Art der Speicherung nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig hohem Aufwand möglich, be-
steht das Recht der betroffenen Person auf 
und die Pflicht des Verantwortlichen zur Lö-
schung personenbezogener Daten gemäß 
Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 ergänzend zu den in Artikel 17 Ab-
satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
nannten Ausnahmen nicht. In diesem Fall tritt 
an die Stelle einer Löschung die Einschrän-
kung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 der 
Verordnung (EU) 2016/679. Die Sätze 1 und 
2 finden keine Anwendung, wenn die perso-
nenbezogenen Daten unrechtmäßig verar-
beitet wurden. 

Absatz 1 Satz 1 und 2 entspricht der bisherigen Regelung des § 20 Absatz 
3 Nummer 3 und § 35 Absatz 3 Nummer 3 BDSG a. F. Der vertretbare Auf-
wand für den Verantwortlichen bemisst sich nach dem jeweiligen Stand der 
Technik und erfasst insbesondere nicht oder nur mit unverhältnismäßig ho-
hem Aufwand veränderbare oder löschbare Datenspeicher. Ein-schränkend 
gilt dies nach Satz 3 nicht für die Fallgruppe des Artikels 17 Buchstabe d 
der Verordnung (EU) 2016/679, da der Verantwortliche bei einer unrecht-
mäßigen Datenverarbeitung nicht schutzwürdig ist und sich nicht auf einen 
unverhältnismäßig hohen Aufwand der Löschung wegen der von ihm selbst 
gewählten Art der Speicherung berufen kann. 

(1) Ist eine Löschung wegen der besonderen 
Art der Speicherung nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig hohem Aufwand möglich, be-
steht das Recht der betroffenen Person auf 
und die Pflicht des Verantwortlichen zur Lö-
schung personenbezogener Daten gemäß 
Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 ergänzend zu den in Artikel 17 Ab-
satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
nannten Ausnahmen nicht. In diesem Fall tritt 
an die Stelle einer Löschung die Einschrän-
kung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 der 
Verordnung (EU) 2016/679. Die Sätze 1 und 
2 finden keine Anwendung, wenn die perso-
nenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbei-
tet wurden. 

(2) Ergänzend zu Artikel 18 Absatz 1 Buch-
stabe b und c der Verordnung (EU) 2016/679 
gilt Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend im 
Fall des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a 
und d der Verordnung (EU) 2016/679, so-
lange und soweit der Verantwortliche Grund 

Absatz 2 Satz 1 sieht eine Beschränkung zur Wahrung schutzwürdiger Inte-
ressen der betroffenen Person vor (Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe i der Ver-
ordnung (EU) 2016/679). Die Ausnahme entspricht § 20 Absatz 3 Nummer 
2 und § 35 Absatz 3 Nummer 2 BDSG a. F. Sie ergänzt in den Fällen, in de-
nen der Verantwortliche die Daten der betroffenen Person nicht länger be-
nötigt oder unrechtmäßig verarbeitet hat (Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a 

(12) Ergänzend zu Artikel 18 Absatz 1 Buch-
stabe b und c der Verordnung (EU) 2016/679 
besteht das Recht der betroffenen Person 
auf und die Pflicht des Verantwortlichen zur 
Löschung personenbezogener Daten im Fall 
des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a und d 
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zu der Annahme hat, dass durch eine Lö-
schung schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person beeinträchtigt würden. Der 
Verantwortliche unterrichtet die betroffene 
Person über die Einschränkung der Verarbei-
tung, sofern sich die Unterrichtung nicht als 
unmöglich erweist oder einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde. 

und d der Verordnung (EU) 2016/679) die Regelung des Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe b und c der Verordnung (EU) 2016/679. Nach Artikel 18 Absatz 
1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679 erfolgt die Einschränkung 
der Verarbeitung unrechtmäßig verarbeiteter Daten nur auf entsprechendes 
Verlangen der betroffenen Person. Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 lässt eine Einschränkung der Verarbeitung nicht 
länger benötigter Daten auf Verlangen der betroffenen Person nur zu, wenn 
die betroffene Person sie zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi-
gung von Rechtsansprüchen benötigt. Absatz 2 sieht demgegenüber auch 
ohne entsprechendes Verlangen der betroffenen Person eine generelle 
Pflicht des Verantwortlichen zur Einschränkung der Verarbeitung vor, wenn 
er Grund zu der Annahme hat, dass durch die Löschung schutzwürdige In-
teressen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. Die Regelung ist 
notwendig, da der Verantwortliche nach Artikel 17 der Verordnung (EU) 
2016/679 grundsätzlich verpflichtet ist, nicht mehr erforderliche oder un-
rechtmäßig verarbeitete Daten zu löschen. 
Die Einschränkung der Verarbeitung anstelle der Löschung soll die be-
troffene Person in die Lage versetzen, ihr Verlangen auf Einschränkung der 
Verarbeitung gegenüber dem Verantwortlichen zu äußern oder sich für eine 
Löschung der Daten zu entscheiden. Dies wird durch die Unterrichtungs-
pflicht nach Satz 2, welche zugleich eine Maßnahme zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten Interessen der betroffenen 
Person nach Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe h der Verordnung (EU) 
2016/679 darstellt, gewährleistet. In der Re-gel wird es sich daher nur um 
eine vorübergehende Beschränkung der Löschungspflicht des Verantwortli-
chen handeln (Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) 
2016/679). 

der Verordnung (EU) 2016/679 nicht,gilt Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 entsprechend im Fall des 
Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a und d der 
Verordnung (EU) 2016/679, solange und so-
weit der Verantwortliche Grund zu der An-
nahme hat, dass durch eine Löschung 
schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person beeinträchtigt würden. In diesem Fall 
tritt an die Stelle einer Löschung die Ein-
schränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 
18 der Verordnung (EU) 2016/679. Der Ver-
antwortliche unterrichtet die betroffene Per-
son über die Einschränkung der Verarbei-
tung, sofern sich die Unterrichtung nicht als 
unmöglich erweist oder einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde. 

(3) Ergänzend zu Artikel 17 Absatz 3 Buch-
stabe b der Verordnung (EU) 2016/679 gilt 
Absatz 1 entsprechend im Fall des Artikels 
17 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) 2016/679, wenn einer Löschung sat-
zungsmäßige oder vertragliche Aufbewah-
rungsfristen entgegenstehen. 

Absatz 3 sieht eine Beschränkung für den Fall vor, dass einer Löschung 
nicht mehr erforderlicher Daten satzungsmäßige oder vertragliche Aufbe-
wahrungsfristen entgegenstehen. Die in § 20 Absatz 3 Nummer 1 und § 35 
Absatz 3 Nummer 1 BDSG a. F. vorgesehene ergänzen-de Einschränkung 
der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist ist in § 35 über die sich unmittelbar 
aus der Verordnung (EU) 2016/679 ergebende Ausnahme des Artikels 17 
Absatz 3 Buchstabe b – Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem 
Recht der Union oder der Mitglied-staaten – erfasst. Die Ausnahme schützt 
den Verantwortlichen vor einer Pflichtenkollision. 

(23) Ergänzend zu Artikel 17 Absatz 3 Buch-
stabe b der Verordnung (EU) 2016/679 be-
steht das Recht der betroffenen Person auf 
und die Pflicht des Verantwortlichen zur Lö-
schung personenbezogener Daten im Fall 
des Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) 2016/679 nicht,gilt Absatz 1 
entsprechend im Fall des Artikels 17 Absatz 
1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2016/679, wenn einer Löschung satzungs-
mäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfris-
ten entgegenstehen. Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Die Sätze 1 und 2 finden keine 
Anwendung, wenn die personenbezogenen 
Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. 
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§ 36 - Widerspruchsrecht  § 36 - Widerspruchsrecht 
Das Recht auf Widerspruch gemäß Artikel 21 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
genüber einer öffentlichen Stelle besteht 
nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwin-
gendes öffentliches Interesse besteht, das 
die Interessen der betroffenen Per-son über-
wiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verar-
beitung verpflichtet. 

§ 36 schränkt das Recht auf Widerspruch nach Artikel 21 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 gegenüber einer öffentlichen Stelle ein, soweit an 
der Verarbeitung ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die In-
teressen der betroffenen Person überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur 
Verarbeitung verpflichtet. § 36 setzt öffentliche Interessen des Verantwortli-
chen im Sinne des Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) 
2016/679 voraus, die im konkreten Einzelfall zwingend sein und Vorrang 
vor den Interessen der betroffenen Person haben müssen. Darüber hinaus 
ist das Recht auf Widerspruch ausgeschlossen, wenn eine Rechtsvorschrift 
zur Verarbeitung verpflichtet. § 27 Absatz 2 und § 28 Absatz 4 enthalten 
spezifische Einschränkungen des Widerspruchsrechts für die Datenverar-
beitung zu Forschungszwecken, statistischen Zwecken und im öffentlichen 
Interesse liegenden Archivzwecken. 

Das Recht auf Widerspruch gemäß Artikel 21 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
genüber einer öffentlichen Stelle besteht 
nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwin-
gendes öffentliches Interesse besteht, das 
die Interessen der betroffenen Per-son über-
wiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verar-
beitung verpflichtet. 

§ 37 - Automatisierte Entscheidungen im 
Einzelfall einschließlich Profiling 

§ 37 trägt den spezifischen Belangen der Versicherungswirtschaft Rech-
nung. Absatz 1 erlaubt eine automatisierte Einzelentscheidung über die in 
Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a und c der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
nannten Fälle hinaus, wenn die Entscheidung im Rahmen der Leistungser-
bringung nach einem Versicherungsvertrag ergeht. Es müssen die in den 
Nummern 1 und 2 genannten alternativen Voraussetzungen erfüllt sein. 
Die Regelung beruht auf Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) 2016/679, welcher den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einräumt, über 
nach Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a und c der Verordnung (EU) 2016/679 
hinausgehende Zulässigkeitstatbestände für automatisierte Entscheidungen 
im Einzelfall zu schaffen. Auch der spezialgesetzlich geregelte automati-
sierte Erlass von Verwaltungsakten (§ 35a VwVfG) im Rahmen vollautoma-
tisierter Verwaltungsverfahren kann auf Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2016/679 gestützt werden. 
Im Gegensatz zu Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2016/679 ist das Bestehen eines Vertragsverhältnisses zwischen der von 
der automatisierten Entscheidung betroffenen Person und dem Verantwort-
lichen keine zwingende Voraussetzung des Absatzes 1. Es genügt viel-
mehr, dass die automatisierte Entscheidung im Rahmen der Leistungs-er-
bringung nach einem Versicherungsvertrag ergeht. 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren die Ausweitung des § 37 
BDSG auf weitere Vertragsarten zu prüfen. 

(1) Das Recht gemäß Artikel 22 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679, keiner aus-
schließlich auf einer automatisierten Verar-
beitung beruhenden Entscheidung unterwor-
fen zu werden, besteht über die in Artikel 22 
Absatz 2 Buchstabe a und c der Verordnung 
(EU) 2016/679 genannten Ausnahmen hin-

Durch Absatz 1 Nummer 1 bleiben die bislang nach § 6a Absatz 2 Nummer 
1 BDSG a. F. zulässigen automatisierten Einzelentscheidungen im Rahmen 
außervertraglicher Rechtsverhältnisse („sonstige Rechtsverhältnisse“) wei-
terhin möglich. Absatz 1 Nummer 1 ermöglicht insbesondere die automati-
sierte Schadensregulierung zwischen der Kfz-Haftpflichtversicherung des 
Schädigers und dem Geschädigten. Voraussetzung ist, dass dem Begehren 
des Antragstellers, der gleichzeitig datenschutzrechtlich die betroffene Per-

(1) Das Recht gemäß Artikel 22 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679, keiner aus-
schließlich auf einer automatisierten Verar-
beitung beruhenden Entscheidung unterwor-
fen zu werden, besteht über die in Artikel 22 
Absatz 2 Buchstabe a und c der Verordnung 
(EU) 2016/679 genannten Ausnahmen hin-
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aus nicht, wenn die Entscheidung im Rah-
men der Leistungserbringung nach einem 
Versicherungsvertrag ergeht und  
1. dem Begehren der betroffenen Person 
stattgegeben wurde oder  
2. die Entscheidung auf der Anwendung ver-
bindlicher Entgeltregelungen für Heilbehand-
lungen beruht und der Verantwortliche für 
den Fall, dass dem Antrag nicht vollumfäng-
lich stattgegeben wird, angemessene Maß-
nahmen zur Wahrung der berechtigten Inte-
ressen der betroffenen Person trifft, wozu 
mindestens das Recht auf Erwirkung des 
Eingreifens einer Person seitens des Verant-
wortlichen, auf Darlegung des eigenen 
Standpunkts und auf Anfechtung der Ent-
scheidung zählt. Der Verantwortliche infor-
miert die betroffene Person über diese 
Rechte spätestens im Zeitpunkt der Mittei-
lung, aus der sich ergibt, dass dem Antrag 
der betroffenen Person nicht vollumfänglich 
stattgegeben wird. 

son ist, entsprochen wird. In diesen Fällen ist eine Rechtsbeeinträchtigung 
der betroffenen Person nicht ersichtlich. 
Absatz 1 Nummer 2 ermöglicht die automatisierte Entscheidung über Versi-
cherungsleistungen der Privaten Krankenversicherung bei der Anwendung 
verbindlicher Entgeltregelungen für Heilbehandlungen. Auch wenn dem Be-
gehren des Antragstellers als von der Entscheidung betroffener Person 
nicht oder nicht vollständig stattgegeben wird, ist die automatisierte Rech-
nungsprüfung durch die Private Krankenversicherung - wie bisher nach § 
6a Absatz 2 Nummer 2 BDSG a. F. - zulässig, wenn der Verantwortliche 
angemessene Maßnahmen zur Wahrung der berechtigten Interessen der 
betroffenen Person trifft. Hierzu zählt zumindest das Recht auf Erwirkung 
des Eingreifens einer Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung 
des eigenen Standpunkts und auf Anfechtung der Entscheidung. Über 
diese Rechte ist die betroffene Person zu informieren. Die aufgeführten 
Maßnahmen entsprechen den Schutzmechanismen des Artikels 22 Absatz 
3 der Verordnung (EU) 2016/679, so dass zwischen § 37 Absatz 1 Nummer 
2 und den Zulässigkeitstatbeständen des Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a 
und c der Verordnung (EU) 2016/679 ein harmonisiertes Konzept der 
Schutzmechanismen besteht. 
Beantragt hingegen ein Versicherungsnehmer mit personenbezogenen Da-
ten eines Dritten, namentlich eines im Rahmen der Privaten Krankenversi-
cherung mitversicherten Angehörigen, eine Leistung, liegt keine Entschei-
dung im Sinne des Artikels 22 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
genüber der datenschutzrechtlich betroffenen Person - dem Dritten - vor. 
Vielmehr entscheidet die Versicherung ausschließlich automatisiert über 
Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag mit dem Antragsteller als Versi-
cherungsnehmer. Hierbei werden personenbezogene Daten des Dritten au-
tomatisiert verarbeitet, wofür es einer Rechtsgrund-lage nach Artikel 6 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679, jedoch keiner Ausnahmeregelung 
vom grundsätzlichen Verbot der automatisierten Entscheidung im Einzelfall 
bedarf. 

aus nicht, wenn die Entscheidung im Rah-
men der Leistungserbringung nach einem 
Versicherungsvertrag ergeht und  
1. dem Begehren der betroffenen Person 
stattgegeben wurde oder  
2. die Entscheidung auf der Anwendung ver-
bindlicher Entgeltregelungen für Heilbehand-
lungen beruht und der Verantwortliche für 
den Fall, dass dem Antrag nicht vollumfäng-
lich stattgegeben wird, angemessene Maß-
nahmen zur Wahrung der berechtigten Inte-
ressen der betroffenen Person trifft, wozu 
mindestens das Recht auf Erwirkung des 
Eingreifens einer Person seitens des Verant-
wortlichen, auf Darlegung des eigenen 
Standpunkts und auf Anfechtung der Ent-
scheidung zählt. Der Verantwortliche weist in 
der Entscheidung deutlich darauf hin, dass 
diese ausschließlich auf einer automatisier-
ten Verarbeitung ohne Prüfung etwaiger Be-
sonderheiten des Einzelfalls beruht, bietet im 
Zeitpunkt der Mitteilung, aus der sich ergibt, 
dass dem Antrag der betroffenen Person 
nicht vollumfänglich stattgegeben wurde, der 
betroffenen Person eine Überprüfung der 
Entscheidung durch eine natürliche Person 
seitens des Verantwortlichen an und infor-
miert die betroffene Person über diese 
Rechte spätestens im Zeitpunkt der Mittei-
lung, aus der sich ergibt, dass dem Antrag 
der betroffenen Person nicht vollumfänglich 
stattgegeben wirdnach dieser Nummer. 

(2) Entscheidungen nach Absatz 1 dürfen auf 
der Verarbeitung von Gesundheits-daten im 
Sinne des Artikels 4 Nummer 15 der Verord-
nung (EU) 2016/679 beruhen. Der Verant-
wortliche sieht angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der 
betroffenen Person gemäß § 22 Absatz 2 
Satz 2 vor. 

Absatz 2 Satz 1 erlaubt Versicherungsunternehmen im Rahmen automati-
sierter Entscheidungen nach Absatz 1 eine Verarbeitung von Gesundheits-
daten im Sinne des Artikel 4 Nummer 15 der Verordnung (EU) 2016/679. 
Dies ist insbesondere bei der automatisierten Abrechnung von Leistungsan-
sprüchen durch die Private Krankenversicherung notwendig. Absatz 2 be-
ruht auf Artikel 22 Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe 
g der Verordnung (EU) 2016/679. Die Gewährleistung eines bezahlbaren 
und funktionsfähigen Krankenversicherungsschutzes in der Privaten Kran-
kenversicherung ist als gewichtiges Interesse des Gemeinwohls anerkannt. 
Eine wirtschaftliche Leistungsbearbeitung im Massenverfahren setzt den 
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Einsatz von automatisierten Verfahren voraus, insbesondere wenn es um 
die Anwendung gesetzlicher und somit standardisierter Gebührenordnun-
gen (zum Beispiel GOÄ) geht. 
Nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2016/679 muss 
die nationale Regelung in angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel 
stehen, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahren und ange-
messene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und 
Interessen der betroffenen Person vorsehen. Dem trägt der Verweis in Ab-
satz 2 Satz 2 auf § 22 Absatz 2 Satz 2 Rechnung. 

Kapitel 3  - Pflichten der Verantwortlichen 
und Auftragsverarbeiter 

  

§ 38 -  Datenschutzbeauftragte nicht-öf-
fentlicher Stellen 

§ 38 trifft unter Nutzung der durch Artikel 37 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 und 
Artikel 38 Ab-satz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 vermittelten Gestal-
tungsspielräume Regelungen zur Benennungspflicht und zur Verschwie-
genheitspflicht bzw. dem Zeugnisverweigerungsrecht von Datenschutzbe-
auftragten in nicht-öffentlichen Stellen. Diese ergänzen die Vorgaben der 
Artikel 37 bis 39 der Verordnung (EU) 2016/679 zu der Benennung, der 
Stellung und den Aufgaben betrieblicher Datenschutzbeauftragter. 

 

(1) Ergänzend zu Artikel 37 Absatz 1 Buch-
stabe b und c der Verordnung (EU) 2016/679 
benennen der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter eine Datenschutz-beauf-
tragte oder einen Datenschutzbeauftragten, 
soweit sie in der Regel mindestens zehn Per-
sonen ständig mit der automatisierten Verar-
beitung personenbezogener Daten beschäfti-
gen. Nehmen der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter Verarbeitungen vor, die 
einer Datenschutz-Folgenabschätzung nach 
Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 un-
terliegen oder verarbeiten sie personenbezo-
gene Daten geschäftsmäßig zum Zweck der 
Übermittlung, der anonymisierten Übermitt-
lung oder für Zwecke der Markt- oder Mei-
nungsforschung, haben sie unabhängig von 
der Anzahl der mit der Verarbeitung beschäf-
tigten Personen eine Datenschutzbeauftragte 
oder einen Datenschutzbeauftragten zu be-
nennen. 

In Absatz 1 wird von der Öffnungsklausel des Artikels 37 Absatz 4 Satz 1 
Halbsatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 Gebrauch gemacht. 
Satz 1 ist inhaltlich an den bisherigen § 4f Absatz 1 Satz 4 BDSG a. F. an-
gelehnt. Danach haben nicht-öffentliche Stellen eine Datenschutzbeauf-
tragte oder einen Datenschutzbeauftragten zu bestellen, wenn sie in der 
Regel mindestens zehn Personen ständig mit der Verarbeitung personen-
bezogener Daten beschäftigen. Satz 2 entspricht inhaltlich im Wesentlichen 
der bisherigen Regelung des § 4f Absatz 1 Satz 6 BDSG a. F. 

 

(2) § 6 Absatz 4, Absatz 5 Satz 2 und Absatz 
6 finden Anwendung, § 6 Absatz 4 jedoch 

Absatz 2 verweist für die betrieblichen Datenschutzbeauftragten, sofern auf-
grund der Verordnung (EU) 2016/679 oder Absatz 1 eine Pflicht zur Benen-
nung besteht, auf den besonderen Kündigungsschutz des § 6 Absatz 4. Die 
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nur, wenn die Benennung einer oder eines 
Datenschutzbeauftragten verpflichtend ist. 

in § 6 Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 vorgesehenen Regelungen zur Ver-
schwiegenheitspflicht und zum Zeugnisverweigerungsrecht, die auf Artikel 
38 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 beruhen, finden auch für be-
triebliche Datenschutzbeauftragte stets Anwendung. 

§ 39 - Akkreditierung   
Die Erteilung der Befugnis, als Zertifizie-
rungsstelle gemäß Artikel 43 Absatz 1 Satz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 tätig zu wer-
den, erfolgt durch die für die datenschutz-
rechtliche Aufsicht über die Zertifizierungs-
stelle zuständige Aufsichtsbehörde des Bun-
des oder der Länder auf der Grundlage einer 
Akkreditierung durch die Deutsche Akkredi-
tierungsstelle. § 2 Absatz 3 Satz 2, § 4 Ab-
satz 3 und § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
des Akkreditierungsstellengesetzes finden 
mit der Maßgabe Anwendung, dass der Da-
tenschutz als ein dem Anwendungsbereich 
des § 1 Absatz 2 Satz 2 unterfallender Be-
reich gilt. 

Artikel 43 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 sieht vor, dass 
die für die Zertifizierung von Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern zu-
ständigen Zertifizierungsstellen durch die Aufsichtsbehörden und/oder die 
gemäß Verordnung (EG) 765/2008 benannten nationalen Akkreditierungs-
stellen akkreditiert werden. Die Mitgliedstaaten haben sicherzustellen, dass 
die Akkreditierung durch eine oder beide dieser Institutionen erfolgt. Die 
Deutsche Akkreditierungsstelle (DAkkS) ist die gemäß der Verordnung (EG) 
765/2008 benannte nationale Akkreditierungsstelle. 
§ 39 sieht in Ausübung des durch Artikel 43 Absatz 1 Satz 2 der Verord-
nung (EU) 2016/679 eröffneten mitgliedstaatlichen Gestaltungsspielraums 
eine Akkreditierung der Zertifizierungs-stellen auf der Grundlage des Akkre-
ditierungsgesetzes vor. Die Akkreditierung durch die DAkkS ist sachge-
recht, weil die DAkkS über hohe Kompetenz und Erfahrung bei der Akkredi-
tierung und über eine etablierte und erprobte Akkreditierungsinfrastruktur 
verfügt. Die Regelung stellt ein bundeseinheitliches Akkreditierungsverfah-
ren sicher, dass eine europaweite und im Rahmen von Gegenseitigkeitsab-
kommen auch internationale Anerkennung der Akkreditierungen sicherstellt. 
Um die gebotene Einwirkungsmöglichkeit der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde in die Akkreditierungsentscheidung der DAkkS zu gewährleisten, er-
halten die Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder durch Satz 1 die 
Zuständigkeit als Befugnis erteilende Behörde im Sinne des § 1 Absatz 2 
Satz 1 des Akkreditierungsstellengesetzes. Durch Satz 2 werden diejenigen 
Normen des Akkreditierungsstellengesetzes für entsprechend anwendbar 
erklärt, die die gebotene Beteiligung und Mitsprache der Aufsichtsbehörden 
an der Akkreditierungsentscheidung durch die DAkkS gewährleisten. Da-
nach trifft die DAkkS die Akkreditierungsentscheidung im Einvernehmen mit 
der zuständigen Aufsichtsbehörde (§ 4 Absatz 3 Akkreditierungsstellenge-
setz). 
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Kapitel 4 - Aufsichtsbehörde für die Da-
tenverarbeitung durch nicht-öffentliche 
Stellen 

  

§ 40 - Aufsichtsbehörden der Länder § 40 regelt die Zuständigkeit und in Ergänzung und Konkretisierung des Ar-
tikels 58 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2016/679 die Befugnisse der Auf-
sichtsbehörden der Länder über die nicht-öffentlichen Stellen. Die Regelung 
orientiert sich weitgehend an der bisherigen Regelung des § 38 BDSG a. F. 
Die Regelungen zur Amtshilfe (§ 38 Absatz 1 Satz 5 BDSG a. F.), zum Be-
schwerderecht (§ 38 Absatz 1 Satz 8 erste Alternative BDSG a. F.), zur Re-
gisterführung meldepflichtiger Datenverarbeitungen (§ 38 Absatz 2 BDSG 
a. F.), zum Einsichtsrecht geschäftlicher Unterlagen (§ 38 Absatz 4 Satz 2 
BDSG a. F.) und zu den Anordnungs- und Beseitigungsverfügungen (§ 38 
Absatz 5 Satz 1 und 2 BDSG a. F.) waren aufgrund unmittelbar geltender 
Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 zu streichen. Ebenso wurde die 
überkommene Regelung der Bestimmung der zuständigen Aufsichtsbehör-
den durch die Landesregierungen (§ 38 Absatz 6 BDSG a. F.) nicht über-
nommen. 

 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden überwachen im Anwendungsbereich 
der Verordnung (EU) 2016/679 bei den nicht-
öffentlichen Stellen die Anwendung der Vor-
schriften über den Datenschutz. 

  

(2) Die Aufsichtsbehörde darf die von ihr ge-
speicherten Daten nur für Zwecke der Auf-
sicht verarbeiten; hierbei darf sie Daten an 
andere Aufsichtsbehörden übermitteln. Eine 
Verarbeitung zu einem anderen Zweck ist 
über Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
2016/679 hinaus zulässig, wenn  
1. offensichtlich ist, dass sie im Interesse der 
betroffenen Person liegt und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis 
des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern würde,  
2. sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für 
das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit oder zur Wahrung erheb-
licher Belange des Gemeinwohls erforderlich 
ist, oder  
3. sie zur Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung o-
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der zum Vollzug von Strafen oder Maßnah-
men im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 8 
des Strafgesetzbuchs oder von Erziehungs-
maßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des 
Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstre-
ckung von Geldbußen erforderlich ist.  
Stellt die Aufsichtsbehörde einen Verstoß ge-
gen die Vorschriften über den Datenschutz 
fest, so ist sie befugt, die betroffenen Perso-
nen hierüber zu unterrichten, den Verstoß 
anderen für die Verfolgung oder Ahndung zu-
ständigen Stellen anzuzeigen sowie bei 
schwerwiegenden Verstößen die Gewerbe-
aufsichtsbehörde zur Durchführung gewerbe-
rechtlicher Maßnahmen zu unterrichten. § 13 
Absatz 4 Satz 4 bis 7 gelten entsprechend. 
(3) Die der Aufsicht unterliegenden Stellen 
sowie die mit deren Leitung beauftragten 
Personen haben einer Aufsichtsbehörde auf 
Verlangen die für die Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Der 
Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf sol-
che Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung be-
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafge-
richtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. Der Auskunftspflichtige ist 
darauf hinzuweisen. 

  

(4) Die von einer Aufsichtsbehörde mit der 
Überwachung der Einhaltung der Vor-schrif-
ten über den Datenschutz beauftragten Per-
sonen sind befugt, zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben Grundstücke und Geschäftsräume der 
Stelle zu betreten und Zugang zu allen Da-
tenverarbeitungsanlagen und -geräten zu er-
halten. Die Stelle ist insoweit zur Duldung 
verpflichtet. § 16 Absatz 4 gilt entsprechend. 

  

(5) Die Aufsichtsbehörden beraten und unter-
stützen die Datenschutzbeauftragten mit 
Rücksicht auf deren typische Bedürfnisse. 
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Sie können die Abberufung der oder des Da-
tenschutzbeauftragten verlangen, wenn sie 
oder er die zur Erfüllung ihrer oder seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde nicht be-
sitzt oder im Fall des Artikels 38 Absatz 6 der 
Verordnung (EU) 2016/679 ein schwerwie-
gender Interessenkonflikt vorliegt. 
(6) Die Anwendung der Gewerbeordnung 
bleibt unberührt. 

  

Kapitel 5 - Sanktionen   

§ 41 - Anwendung der Vorschriften über 
das Bußgeld- und Strafverfahren 

Gemäß § 2 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gilt 
das Gesetz für Ordnungswidrigkeiten nach Bundes- und Landesrecht. Da-
von abweichend erstreckt § 41 Absatz 1 das Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten grundsätzlich auch auf Verstöße nach Artikel 83 Absatz 4 bis 6 der 
Verordnung (EU) 2016/679. 
§ 41 geht davon aus, dass von den in den Absätzen 4 und 5 des Artikels 83 
der Verordnung (EU) 2016/679 genannten „Verstößen gegen die folgenden 
Bestimmungen“ auch dann gesprochen werden kann, wenn die Mitglied-
staaten bezüglich der in den Absätzen 4 und 5 der Verordnung genannten 
Bestimmungen nationale Regelungen aufgrund von Öffnungsklauseln erlas-
sen haben. Dass „Verstöße gegen diese Verordnung“ auch Verstöße gegen 
solche nationalen Bestimmungen erfasst, ergibt sich ausdrücklich im Be-
reich des Schadensersatzes aus Erwägungsgrund 146 Satz 5 der Verord-
nung und im Bereich der Strafvorschriften aus Erwägungsgrund 149 Satz 1. 

 

(1) Für Verstöße nach Artikel 83 Absatz 4 bis 
6 der Verordnung (EU) 2016/679 gelten, so-
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
die Vorschriften des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten sinngemäß. Die §§ 17, 35 
und 36 des Gesetzes über Ordnungs-widrig-
keiten finden keine Anwendung. 

Gemäß Absatz 1 Satz 2 finden §§ 17, 35 und 36 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten finden keine Anwendung. § 17 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten kommt nicht zur Anwendung, da die Verordnung (EU) 
2016/679 die Bußgeldhöhe abschließend regelt. §§ 35 und 36 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten werden nicht angewendet, da sich bereits 
aus Artikel 83 der Verordnung (EU) 2016/679 ergibt, dass die Aufsichtsbe-
hörden für die Verhängung von Geldbußen zuständig sind. 

 

(2) Für Verfahren wegen eines Verstoßes 
nach Artikel 83 Absatz 4 bis 6 der Verord-
nung (EU) 2016/679 gelten, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vor-
schriften des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten und der allgemeinen Gesetze über 
das Strafverfahren, namentlich der Strafpro-
zessordnung und des Gerichtsverfassungs-
gesetzes, entsprechend. Die §§ 56 bis 58, 
87, 88, 99 und 100 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten finden keine Anwendung. 

Die Verordnung selbst regelt das Bußgeld- und Strafverfahren nicht. An den 
bisherigen Grundzügen des datenschutzrechtlichen Bußgeld- und Strafver-
fahrens wird festgehalten, da insbesondere Artikel 83 Absatz 8 Verordnung 
(EU) 2016/679 ausdrücklich fordert, dass die Mitgliedstaaten angemessene 
Verfahrensgarantien vorsehen. § 41 Absatz 2 Satz 1 regelt, dass die Vor-
schriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und der allgemeinen 
Gesetze über das Strafverfahren grundsätzlich Anwendung finden. 
Gemäß Absatz 2 Satz 2 finden §§ 56 bis 58, 87, 88, 99, 100 des Gesetzes 
über Ordnungs-widrigkeiten keine Anwendung. Die Anwendung der §§ 56 
bis 58 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist ausgeschlossen, da die 
Verwarnung bereits in Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe b Verordnung (EU) 
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§ 69 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten findet mit der Maß-
gabe Anwendung, dass die Staatsanwalt-
schaft das Verfahren nur mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde, die den Bußgeldbescheid 
erlassen hat, einstellen kann. 

2016/679 geregelt ist. Indem die §§ 87, 88, 99, 100 für nicht anwendbar er-
klärt werden, ist die Anwendung einzelner Vorschriften zu Geldbußen ge-
gen eine juristische Person und zu Nebenfolgen sowie zur Vollstreckung 
von Bußgeldentscheidungen ausgeschlossen. 
Absatz 2 Satz 3 bestimmt, dass die Staatsanwaltschaft im Zwischenverfah-
ren das Verfahren nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde einstellen 
kann, die den Bußgeldbescheid erlassen hat, wird der Bedeutung der Geld-
bußen in der Verordnung (EU) 2016/679 und der Unabhängigkeit der Da-
tenschutzaufsicht Rechnung getragen. Im Gegensatz zu anderen Behörden 
ist die Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht primärrechtlich verankert 
und durch die Rechtsprechung des EuGH bestätigt worden. 

§ 42 - Strafvorschriften Artikel 84 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 berechtigt und verpflich-
tet die Mitglied-staaten, „andere Sanktionen“ für Verstöße gegen die Ver-
ordnung festzulegen. Artikel 84 ist damit insbesondere eine Öffnungsklau-
sel, um neben Geldbußen im Sinne des Artikels 83 mitgliedstaatlich straf-
rechtliche Sanktionen vorzusehen. Hiervon macht § 42 Gebrauch. 
Mit Blick auf Straftaten, die vor Geltung der Verordnung (EU) 2016/679 be-
gangen wurden, ist klarstellend insbesondere auf Artikel 49 Absatz 1 Satz 3 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union hinzuweisen, wonach 
dann, wenn nach Begehung einer Straftat durch Gesetz eine mildere Strafe 
eingeführt wird, diese zu verhängen ist. 

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich 
nicht allgemein zugängliche personenbezo-
gene Daten einer großen Zahl von Personen 
ohne hierzu berechtigt zu sein,  
1. einem Dritten übermittelt oder  
2. auf andere Art und Weise zugänglich 
macht  
und hierbei gewerbsmäßig handelt. 

  

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren o-
der mit Geldstrafe wird bestraft, wer perso-
nenbezogene Daten, die nicht allgemein zu-
gänglich sind,  
1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet 
oder  
2. durch unrichtige Angaben erschleicht  
und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht 
handelt, sich oder einen anderen zu berei-
chern oder einen anderen zu schädigen. 

  

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. An-
tragsberechtigt sind die betroffene Person, 

Absatz 3 entspricht § 44 Absatz 2 BDSG a. F.  
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der Verantwortliche, die oder der Bundesbe-
auftragte und die Aufsichtsbehörde. 
(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verord-
nung (EU) 2016/679 und eine Benachrichti-
gung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 dürfen in einem Straf-
verfahren gegen die meldepflichtige Person 
oder einen ihrer in § 52 Absatz 1 der Straf-
prozessordnung bezeichneten Angehörigen 
nur mit Zustimmung verwendet werden. 

Absatz 4 dient dem verfassungsrechtlichen Verbot einer Selbstbezichtigung 
und ist § 42a Satz 6 BDSG a. F. entlehnt. Die Regelung kann auf die Öff-
nungsklausel des Artikels 84 Ab-satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
stützt werden, wonach die Mitgliedstaaten Vorschriften für Verstöße gegen 
diese Verordnung festlegen und alle zu deren Anwendung erforderlichen 
Maßnahmen treffen. 

 

§ 43 - Bußgeldvorschriften   
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  
1. entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunftsver-
langen nicht richtig behandelt oder  
2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Ver-
braucher nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 

Absatz 1 gibt die Bußgeldtatbestände des § 43 Absatz 1 Nummer 7a und b 
BDSG a. F. wie-der; mit diesen Tatbeständen war Artikel 9 der Verbrau-
cherkreditrichtlinie 2008/48/EG um-gesetzt worden. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahn-
det werden. 

Absatz 2 behält den bisherigen Bußgeldrahmen (§ 43 Absatz 3 Satz 1 
BDSG a.F.) bei. 

 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche 
Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 werden 
keine Geldbußen verhängt. 

Mit Absatz 3 wird von der Öffnungsklausel des Artikels 83 Absatz 7 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 Gebrauch gemacht, national zu regeln, ob und in 
welchem Umfang gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen Geldbu-
ßen verhängt werden können. Absatz 2 verweist nicht auf öffentliche Stellen 
im Sinne des § 2 Absatz 5, denn öffentliche Stellen, die im Rahmen ihrer 
Tätigkeit im Wettbewerb mit anderen Verarbeitern stehen, sollen bei der 
Verhängung von Geldbußen gegenüber ihren Wettbewerbern nicht besser-
gestellt werden. 

 

(4) Eine Meldung, die der Meldepflichtige 
nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 
2016/679 erteilt hat oder eine nach Artikel 34 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 er-
folgte Benachrichtigung darf in einem Verfah-
ren nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten gegen ihn oder in § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung bezeichnete Angehö-
rige des Meldepflichtigen oder Benachrichti-
genden nur mit Zustimmung des Meldepflich-
tigen oder Benachrichtigenden verwendet 
werden. 

Absatz 4 dient dem verfassungsrechtlichen Verbot einer Selbstbezichtigung 
und ist § 42a Satz 6 BDSG a. F. entlehnt. Die Regelung kann auf die Öff-
nungsklausel des Artikels 83 Ab-satz 8 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
stützt werden, wonach angemessene Verfahrensgarantien geschaffen wer-
den müssen. 
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Kapitel 6 - Rechtsbehelfe   

§ 44 - Klagen gegen den Verantwortlichen 
oder Auftragsverarbeiter 

  

(1) Klagen der betroffenen Person gegen ei-
nen Verantwortlichen oder einen Auftragsver-
arbeiter wegen eines Verstoßes gegen da-
tenschutzrechtliche Bestimmungen im An-
wendungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 oder der darin enthaltenen Rechte 
der betroffenen Person können bei dem Ge-
richt des Ortes erhoben werden, an dem sich 
eine Niederlassung des Verantwortlichen o-
der Auftragsverarbeiters befindet. Klagen 
nach Satz 1 können auch bei dem Gericht 
des Ortes erhoben werden, an dem die be-
troffene Person ihren gewöhnlichen Aufent-
haltsort hat. 

§ 44 Absatz 1 dient der Durchführung von Artikel 79 Absatz 2 Verordnung 
(EU) 2016/679. Danach können Klagen wegen eines Verstoßes gegen die 
Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679 vor den Gerichten des Mitglied-
staats erhoben werden, in dem der beklagte Verantwortliche oder Auf-
tragsverarbeiter seine Niederlassung hat oder – sofern die Beklagte nicht 
als Behörde in Ausübung ihrer hoheitlichen Befugnisse tätig geworden ist – 
vor den Gerichten des Mitgliedstaats, in dem die betroffene Person ihren 
gewöhnlichen Aufenthalts-ort hat. 
Artikel 79 Absatz 2 Verordnung (EU) 2016/679 regelt nur die internationale 
Zuständigkeit und geht insoweit der Verordnung (EU) 1215/2012 vor (vgl. 
Erwägungsgrund 147 Verordnung (EU) 2016/679 und Artikel 67 Verord-
nung (EU) 1215/2012). Artikel 79 Absatz 2 der Verordnung regelt aber nicht 
die örtliche Zuständigkeit. Diese richtet sich bei zivilrechtlichen Ansprüchen 
grundsätzlich nach den §§ 12 ff. der Zivilprozessordnung (ZPO). Es sind zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 2016/679 ergänzende Regelungen der 
örtlichen Zuständigkeit erforderlich. Zum einen ist der Gerichtsstand der 
Niederlassung (§ 21 Absatz 1 ZPO) auf Klagen beschränkt, die einen Be-
zug zum Geschäftsbetrieb der Niederlassung haben; Artikel 79 Ab-satz 2 
Satz 1 Verordnung (EU) 2016/679 enthält diese Beschränkung nicht. Dies 
wird umgesetzt durch die Schaffung eines besonderen Gerichtsstands der 
Niederlassung in § 44 Absatz 1 Satz 1. 
Zum anderen wäre nicht in allen Fällen nach der ZPO eine örtliche Zustän-
digkeit in Deutsch-land begründet, wenn der Betroffene hier seinen ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort hat. Eine örtliche Zuständigkeit nach den §§ 12 
ff. ZPO fehlt etwa, wenn der Beklagte keine Niederlassung in Deutschland 
hat, kein Gerichtsstand des Vermögens nach § 23 ZPO begründet ist und 
auch ein Gerichtsstand aus unerlaubter Handlung gemäß § 32 ZPO nicht 
begründet ist, weil die rechtswidrige Datenverarbeitung keine Auswirkungen 
im Inland hat. § 44 Absatz 1 Satz 2 schafft daher kumulativ einen besonde-
ren Gerichtsstand am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts der betroffenen 
Person. 

 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Klagen gegen Be-
hörden, die in Ausübung ihrer hoheitlichen 
Befugnisse tätig geworden sind. 

Eine Ausnahme von den örtlichen Gerichtsständen des Absatzes 1 sieht § 
44 Absatz 2 für Klagen gegen Behörden vor, die in Ausübung hoheitlicher 
Befugnisse tätig geworden sind. Diese Ausnahme entspricht zum einen Ar-
tikel 79 Absatz 2 Verordnung (EU) 2016/679 und berücksichtigt zum ande-
ren, dass sich die örtliche Zuständigkeit für Klagen gegen Behörden, die in 
Ausübung hoheitlicher Befugnisse tätig geworden sind, nach den Verfah-
rensordnun-gen der zuständigen Fachgerichte richtet. 
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Inhaltlich erfasst die örtliche Zuständigkeit nach § 44 Absatz 1 alle Klagen, 
die auf daten-schutzrechtlichen Vorschriften im Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) 2016/679 basieren. Datenschutzrechtliche Regelungen 
sind alle Vorschriften, die dem Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten dienen (vgl. Artikel 1 Absatz 1 Verord-
nung (EU) 2016/679). Erfasst werden hiervon neben den Regelungen der 
Verordnung (EU) 2016/679 auch delegierte Rechtsakte und Durchführungs-
rechtsakte und andere Beschlüsse der Europäischen Kommission, die auf 
der Basis der Verordnung (EU) 2016/679 oder der Richtlinie 95/46/EG er-
lassen worden sind oder erlassen werden, sowie mitglied-staatliche Rege-
lungen im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679, die z.B. im 
Rahmen der Öffnungsklauseln der Konkretisierung der Vorgaben der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 dienen. Erfasst sind sowohl Klagen wegen Verstö-
ßen gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen als auch auf Erfüllung von 
darin enthaltenen Rechten der betroffenen Person (z. B. auf Auskunft oder 
Berichtigung). 

(3) Hat der Verantwortliche oder Auftragsver-
arbeiter einen Vertreter nach Artikel 27 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 be-
nannt, gilt dieser auch als bevollmächtigt, Zu-
stellungen in zivilgerichtlichen Verfahren 
nach Absatz 1 entgegenzunehmen. § 184 
der Zivilprozessordnung bleibt unberührt. 

Gemäß Artikel 27 Absatz 1 Verordnung (EU) 2016/679 ist ein Verantwortli-
cher oder Auftragsverarbeiter, der gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung 
(EU) 2016/679 in deren Anwendungsbereich fällt, also keine Niederlassung 
in der Europäischen Union hat, verpflichtet, einen Vertreter in der Europäi-
schen Union zu benennen. Dieser dient gemäß Artikel 27 Ab-satz 4 Verord-
nung (EU) 2016/679 den betroffenen Personen sowie den Aufsichtsbehör-
den als Anlaufstelle. Es ist daher sachgerecht, ihn auch als bevollmächtigt 
anzusehen, Zustellungen in Zivilgerichtsverfahren vor deutschen Gerichten 
gemäß § 171 ZPO für den Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter entge-
genzunehmen. Hierdurch werden insbesondere die praktischen Schwierig-
keiten bei der grenzüberschreitenden Zustellung einer Klage vermieden. Es 
bleibt dem zuständigen Gericht allerdings unbenommen, einen in einem 
Drittstaat ansässigen Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter – insbeson-
dere bei unklarer Sach- und Rechtslage – ausdrücklich aufzufordern, einen 
Zustellungsbevollmächtigten im Inland gemäß § 184 Absatz 1 ZPO zu be-
nennen. Diese Möglichkeit besteht bei Beklagten in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union nicht. 

 

Teil 3 - Bestimmungen für Verarbeitungen 
zu Zwecken gemäß Artikel 1 Absatz 1 der 
Richtlinie (EU) 2016/680 

  

[Auf den Abdruck wird hier verzichtet]   
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Teil 4 - Besondere Bestimmungen für Ver-
arbeitungen im Rahmen von nicht in die 
Anwendungsbereiche der Verordnung 
(EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 
2016/680 fallen-den Tätigkeiten 

  

§ 85 - Verarbeitung personenbezogener 
Daten im Rahmen von nicht in die Anwen-
dungsbereiche der Verordnung (EU) 
2016/679 und der Richtlinie (EU) 2016/680 
fallenden Tätigkeiten 

Die Vorschrift enthält spezifischere Regelungen für Verarbeitungen perso-
nenbezogener Daten im Rahmen von nicht in die Anwendungsbereiche der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 2016/680 fallenden Tä-
tigkeiten. 

 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten an einen Drittstaat oder an über- oder 
zwischenstaatliche Stellen oder internatio-
nale Organisationen im Rahmen von nicht in 
die Anwendungsbereiche der Verordnung 
(EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 
2016/680 fallenden Tätigkeiten ist über die 
bereits gemäß der Verordnung (EU) 
2016/679 zulässigen Fälle hinaus auch dann 
zulässig, wenn sie zur Erfüllung eigener Auf-
gaben aus zwingenden Gründen der Vertei-
digung oder zur Erfüllung über- oder zwi-
schenstaatlicher Verpflichtungen einer öffent-
lichen Stelle des Bundes auf dem Gebiet der 
Krisenbewältigung oder Konfliktverhinderung 
oder für humanitäre Maßnahmen erforderlich 
ist. Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, 
dass die übermittelten Daten nur zu dem 
Zweck verwendet werden dürfen, zu dem sie 
übermittelt wurden. 

Absatz 1 enthält eine dem bisherigen § 4b Absatz 2 BDSG a. F. entspre-
chende Übermittlungsvorschrift an Drittstaaten und über- und zwischen-
staatliche Stellen ausschließlich zur Erfüllung der in der Vorschrift genann-
ten Zwecke. Durch den Regelungszusammenhang mit § 1 Absatz 8 i. V. m. 
Absatz 2 BDSG wird klargestellt, dass diese Ausnahmeregelung für alle 
nicht spezialgesetzlich geregelten Datenübermittlungen gilt, die nicht unter 
die Anwendungs-bereiche der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 
(EU) 2016/680 fallen. 

 

(2) Für Verarbeitungen im Rahmen von nicht 
in die Anwendungsbereiche der Verordnung 
(EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 
2016/680 fallenden Tätigkeiten durch Dienst-
stellen im Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung gilt § 16 Absatz 4 
nicht, soweit das Bundesministerium der Ver-
teidigung im Einzelfall feststellt, dass die Er-
füllung der dort genannten Pflichten die Si-
cherheit des Bundes gefährden würde. 

Absatz 2 entspricht der Regelung des § 24 Absatz 4 Satz 4 BDSG a. F. Sie 
findet nur An-wendung für Dienststellen im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung. Für das Bundesamt für Verfassungsschutz, 
den Bundesnachrichtdienst und den Militärischen Abschirmdienst sind ver-
gleichbare bereichsspezifische Regelungen in den jeweiligen Spezialgeset-
zen aufgenommen. 

 

(3) Für Verarbeitungen im Rahmen von nicht 
in die Anwendungsbereiche der Verordnung 

Absatz 3 Satz 1 enthält einen speziellen Ausschluss von den Informations-
pflichten gemäß Artikel 13 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679, 
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(EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 
2016/680 fallenden Tätigkeiten durch öffentli-
che Stellen des Bundes besteht keine Infor-
mationspflicht gemäß Artikel 13 Absatz 1 und 
2 der Verordnung (EU) 2016/679, wenn 
a) es sich um Fälle des § 32 Absatz 1 Num-
mern 1 bis 3 handelt, oder 
b) durch ihre Erfüllung Informationen offen-
bart würden, die nach einer Rechtsvor-schrift 
oder ihrem Wesen nach, insbesondere we-
gen der überwiegenden berechtigten Interes-
sen eines Dritten, geheim gehalten werden 
müssen, und deswegen das Interesse der 
betroffenen Person an der Erteilung der In-
formation zurücktreten muss. 
Ist die betroffene Person in den Fällen des 
Satzes 1 nicht zu informieren, besteht auch 
kein Recht auf Auskunft. § 32 Absatz 2 und § 
33 Absatz 2 finden keine Anwendung. 

der nur für öffentliche Stellen gilt, die nicht in den Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 2016/680 fallen, soweit 
keine spezialgesetzliche Regelung besteht. Der Ausschluss ist not-wendig, 
um bei Verarbeitungen personenbezogener Daten im Bereich der nationa-
len Sicherheit und der Erfüllung über- oder zwischenstaatlicher Verpflich-
tungen auf dem Gebiet der Krisenbewältigung oder Konfliktverhinderung, 
die nicht spezialgesetzlich geregelt sind, die bisherigen Ausnahmen von 
den Informationspflichten aus § 19a Absatz 3 i. V. m. § 19 Absatz 4 BDSG 
a. F. zu erhalten. Nach Satz 2 ist das Recht auf Auskunft ausgeschlossen, 
wenn eine Informationspflicht nicht besteht. Satz 3 bestimmt, dass die Re-
gelungen nach § 32 Absatz 2 und § 33 Absatz 2 BDSG bei Unterbleiben 
der Informierung bzw. Auskunft bei Verarbeitungen nach Satz 1 keine An-
wendung finden. 

Artikel 2 – 6    

[Auf den Abdruck wird hier verzichtet]   

Artikel 7  - Änderung des Bundesdaten-
schutzgesetzes 

  

Das Bundesdatenschutzgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
2003 (BGBl. I S. 66), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 25. Februar 2015 
(BGBl. I S. 162) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

  

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-
gabe zu § 42a folgende Angabe zu § 42b 
eingefügt:  
„§ 42b Antrag der Aufsichtsbehörde auf ge-
richtliche Entscheidung bei angenommener 
Rechtswidrigkeit eines Beschlusses der Eu-
ropäischen Kommission“. 

  

2. Nach § 22 Absatz 5 wird folgender Absatz 
5a eingefügt:  
„(5a) Die oder der Bundesbeauftragte kann 
Aufgaben der Personalverwaltung und Per-
sonalwirtschaft auf andere Stellen des Bun-
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des übertragen, soweit hierdurch die Unab-
hängigkeit der oder des Bundesbeauftragten 
nicht beeinträchtigt wird. Diesen Stellen dür-
fen personenbezogene Daten der Beschäf-
tigten übermittelt werden, soweit deren 
Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Auf-
gaben erforderlich ist.“ 
3. Nach § 42a wird folgender § 42b einge-
fügt:  
„§ 42b - Antrag der Aufsichtsbehörde auf 
gerichtliche Entscheidung bei angenom-
mener Rechtswidrigkeit eines Beschlus-
ses der Europäischen Kommission  
(1) Hält eine Aufsichtsbehörde einen Ange-
messenheitsbeschluss der Europäischen 
Kommission, einen Beschluss über die Aner-
kennung von Standardschutzklauseln oder 
über die Allgemeingültigkeit von genehmig-
ten Verhaltensregeln, auf dessen Gültigkeit 
es für eine Entscheidung der Aufsichtsbe-
hörde ankommt, für rechtswidrig, so hat die 
Aufsichtsbehörde ihr Verfahren auszusetzen 
und einen Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung zu stellen.  
(2) Für Verfahren nach Absatz 1 ist der Ver-
waltungsrechtsweg gegeben. Die Verwal-
tungsgerichtsordnung ist nach Maßgabe der 
Absätze 3 bis 6 anzuwenden.  
(3) Über einen Antrag der Aufsichtsbehörde 
nach Absatz 1 entscheidet im ersten und 
letzten Rechtszug das Bundesverwaltungs-
gericht. 
(4) In Verfahren nach Absatz 1 ist die Auf-
sichtsbehörde beteiligungsfähig. An einem 
Verfahren nach Absatz 1 ist die Aufsichtsbe-
hörde als Antragstellerin beteiligt; § 63 Num-
mer 3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
bleibt unberührt. Das Bundesverwaltungsge-
richt kann der Europäischen Kommission Ge-
legenheit zur Äußerung binnen einer zu be-
stimmenden Frist geben.  
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(5) Ist ein Verfahren zur Überprüfung der 
Gültigkeit eines Beschlusses der Europäi-
schen Kommission nach Absatz 1 bei dem 
Gerichtshof der Europäischen Union anhän-
gig, so kann das Bundesverwaltungsgericht 
anordnen, dass die Verhandlung bis zur Erle-
digung des Verfahrens vor dem Gerichtshof 
der Europäischen Union auszusetzen sei.  
(6) In Verfahren nach Absatz 1 ist § 47 Ab-
satz 5 Satz 1 und Absatz 6 der Verwaltungs-
gerichtsordnung entsprechend anzuwenden. 
Kommt das Bundesverwaltungsgericht zu der 
Überzeugung, dass der Beschluss der Euro-
päischen Kommission nach Ab-satz 1 gültig 
ist, so stellt es dies in seiner Entscheidung 
fest. Andernfalls legt es die Frage nach der 
Gültigkeit des Beschlusses gemäß Artikel 
267 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union dem Gerichtshof der 
Europäischen Union zur Entscheidung vor.“ 

Artikel 8 - Inkrafttreten, Außerkrafttreten   

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 am 25. Mai 2018 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt das Bundesdatenschutzgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Ja-
nuar 2003 (BGBl. I S. 66), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom [einsetzen: Da-
tum der Verkündung dieses Gesetzes] geän-
dert worden ist, außer Kraft. 

  

(2) Artikel 7 tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

  

 

 

 


